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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich nehme an, wir werden im Laufe der nächsten Minuten etwas mehr.

Ich darf zunächst einmal die 39. Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf mitteilen, dass auf Grund von Auslandsaktivitäten der Herr GR Mag Chorherr und die Frau GRin Mag Ringler entschuldigt sind. Ich hoffe, dass Frau GRin Korosec bald wieder gesundet. Ebenfalls entschuldigt ist Frau GRin Cordon, und für einige Zeit entschuldigt ist Herr GR Mag Maresch.

Ich darf weiters bekannt geben, dass die GRe Dr Tschirf und Mag Hilmar Kabas ein Verlangen gemäß § 73a der Stadtverfassung auf Durchführung besonderer Akte der Gebarungsprüfung durch den Rechnungshof eingebracht haben. Dieses Verlangen, das von der notwendigen Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates unterzeichnet wurde, habe ich an den Präsidenten des Rechnungshofes weitergeleitet.

Wir kommen zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (FSP/05609/2003/0003-KSP/GM) wurde von Frau GRin Mag Sonja Ramskogler an die Frau Vizebürgermeisterin als Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Das Jahr 2004 ist das Jahr der Erziehung durch Sport. Welche Aktivitäten wird die Stadt Wien diesbezüglich setzen?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Einen wunderschönen guten Morgen!
Wenn dieser Tag im heutigen Gemeinderat mit der Frage nach Aktivitäten im Bereich Sport beginnt, ist das ein guter Tag. Wir haben im Jahre 2004 ein europäisches Jahr mit diesem Schwerpunkt "Erziehung durch Sport", und Sie, Frau Gemeinderätin, haben mich gefragt, welche Aktivitäten die Stadt Wien diesbezüglich setzen wird. Wir werden im Laufe der heutigen Sitzung einen Akt beschließen, der sich genau mit diesem Themenfeld befasst, und ich darf einige Highlights daraus zitieren. 

Die Stadt Wien hat ja schon vor längerer Zeit durch die Schwerpunktsetzung unter dem gemeinsamen Dach "Bewegung findet Stadt" erkannt, wie wichtig es ist, Menschen zum Sport, zur Bewegung zu motivieren und zu aktivieren. Hier ist die Zielgruppe von den ganz jungen bis zu den älteren Menschen in unserer Stadt, basierend auf zahlreichen Untersuchungen, die bewiesen haben, dass Kinder in der Stadt unter Bewegungsmangel leiden, vielfach durch das Vorbild ihrer Eltern nicht mehr jene Bewegung machen, die sie eigentlich machen sollten, und dieser Bewegungsmangel führt zu allen möglichen gesundheitlichen Nachteilen. Diese Nachteile ziehen sich dann durch das ganze Leben und machen sich bei älteren Menschen vor allem durch erhöhte Risikofaktoren bemerkbar, vor allem dahin gehend, dass die Bewegung unsicherer wird, dass man sich beim Fallen unter Umständen gröbere Verletzungen zuzieht, als man das tun würde, wenn man durch regelmäßige Bewegung tatsächlich auch sicherer wäre.

Diese Aktion "Bewegung findet Stadt", die wir in den letzten zwei Jahren schon durchgeführt haben, hat immerhin zusätzlich 140 000 Wienerinnen und Wiener aktiviert, und es ist uns gelungen, dieser Zielsetzung tatsächlich ziemlich nahe zu kommen. Umso mehr wird diese Richtung durch die Schwerpunktsetzung der Europäischen Union und die Aktivitäten, die im Rahmen dieses Schwerpunktjahres gesetzt werden sollen, bestätigt.

Gleich eingangs möchte ich erwähnen, dass wir im diesjährigen Schwerpunktjahr eines fortsetzen wollen, was im vergangenen Jahr der Schwerpunkt war, nämlich in allen gesellschaftlichen Bereichen behinderte Menschen verstärkt mit einzubeziehen, und das gilt besonders im Sport. Das heißt, auch heuer sind alle Organisatoren von sportlichen Veranstaltungen aufgefordert – und sie haben das auch schon hinlänglich bestätigt, dass sie das versuchen werden –, bei allen ihren Veranstaltungen behinderte Menschen mit einzubeziehen und darüber hinaus aktiv aufzufordern, hier mitzutun.

Das Themenschwerpunktjahr 2004 wird in Wien unter dem Motto stehen "Bewegung findet Stadt im europäischen Jahr der Erziehung durch Sport" und wird an Besonderheiten ein paar Dinge aufweisen, die ich jetzt besonders benennen möchte.

Das eine ist, dass wir uns neben vielen Veranstaltungen und Kooperationen vor allem auch in Form einer Enquete oder eines Symposiums ein bisschen wissenschaftlich mit dieser Frage auseinander setzen wollen, Expertinnen und Experten aus allen Bereichen, vor allem aus allen Lebensbereichen mit einladen wollen, um hier auch bewusstseinsbildend zu wirken, um vielleicht auch noch eine breitere Öffentlichkeit mit dieser Frage zu beschäftigen.

Ein zweiter Schwerpunkt wird sicherlich sein, dass wir verstärkt die Kooperationen mit den Schulen angehen werden. Hier ist ja die Aktion Athletics Light ein besonderes Highlight gewesen. Es waren alle Wiener Schulen aufgefordert, sich zu beteiligen, und insgesamt haben fast 25 000 Wiener Schulkinder an dieser Aktion teilgenommen. Da gibt es auch wieder die Zielsetzung, das fortzusetzen und damit den Forderungen der Europäischen Union nach lebenslangem Lernen, nach Förderung der Mobilität, nach Schaffung einer wissensbasierten Gesellschaft und der Bekämpfung sozialer Ausgrenzung und Diskriminierung näher zu kommen. Es sind dies Zielsetzungen, die die Wiener Politik immer verfolgt hat, sodass wir uns durch diese europäische Schwerpunktsetzung eigentlich bestätigt fühlen.

Es wird eine Messe zu diesem Thema im Wiener Rathaus geben. Wir werden uns speziell einer Sportart widmen, die langsam zusätzlich zum Laufen und Walken an Bedeutung gewinnt und vor allem in Wien gute Voraussetzungen findet, nämlich dem sogenannten Nordic Walking, einer Sportart, die vor allem von den Altersgrenzen her nicht limitiert ist und eine gute Gelegenheit vor allem auch für Menschen bietet, die gerade beginnen, in Bewegung zu kommen. 

Für Kinder wird es neben den Veranstaltungen über die Schulen auch in verschiedensten Sportarten Schwerpunktsetzungen und Kooperationen mit Vereinen beziehungsweise auch mit Persönlichkeiten geben, die als Vorbilder des Sports wirken können und die man braucht, um tatsächlich auch so ein bisschen den Nachahmungseffekt zu haben.

Wir haben eine Reihe von Broschüren aufgelegt, die wir ergänzen wollen und die als Informationsmaterial dienen sollen, und auch die Dotierung eines Projekttopfes als Kooperationsform mit den Dachverbänden und Vereinen ist ein wichtiges Element dieses Schwerpunktjahres.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr Abg Ellensohn. (Abg David Ellensohn: Zuerst die Kollegin Ramskogler!) Nein, nein. Wenn die SPÖ eine Anfrage an die eigene Stadträtin hat, haben wir die vierte Zusatzfrage. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Dann habe ich das Verhalten der Kollegin falsch gedeutet.

Frau Stadträtin! Zu diesem EU-Jahr "Erziehung durch Sport". Sie haben jetzt sehr umfangreich geschildert, was alles geschehen soll und hoffentlich auch geschehen wird in der Stadt. Wichtig für die Ausübung des Sports sind vor allem Sportstätten. Wir warten seit langer Zeit auf einen Sportstättenplan in Wien. Ohne Sportstätten kann man keinen Sport ausüben und auch keine Erziehung durch Sport machen. In vielen Bezirken fehlen Flächen im Freien und Hallen.

Können wir damit rechnen, dass in diesem Jahr ein Sportstättenplan in der Stadt erstellt wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Zum einen – Sie können im Internet nachschauen, aber auch in Papierform gibt es die Aufzeichnung über die Sportstätten in Wien – muss man sagen, dass wir ein sehr dichtes Netz von Sportstätten haben, vor allem auch deshalb, weil wir alle städtischen Schulen von ihren Turnsälen her in der letzten Zeit bei allen Schulneubauten, aber auch bei allen Sanierungen so ausgestattet haben, dass die Nutzung nicht nur für den Schulsport, der ja leider Gottes immer mehr beschnitten wird, erfolgen kann, sondern dass sie auch für den Vereinssport genützt werden können. Das heißt, sie bekommen eigene Zugänge, eigene Schlüssel, es gibt eine eigene Vergabekommission, die mit den Verbänden und Vereinen gemeinsam diese Sportstätten vergibt. Darüber hinaus ist es in den letzten Jahren gelungen, fast jährlich neue Hallen zu errichten, die dem Sport zugute kommen. 

Was die Freiflächen betrifft, ist es sicherlich so, dass neben den vorhandenen Sportstätten, die wir in den letzten Jahren auch massiv saniert haben – ich denke vor allem an die Fußballanlagen dieser Stadt –, Wien den unendlichen Vorteil hat, sehr viele Bewegungsmöglichkeiten auch in der freien Natur zu haben. Wien ist eine sehr grüne Stadt, was die Umgebung betrifft, und daher bestehen viele, viele Freiflächen, wo vor allem Sportarten wie das Laufen, das Walken, das Radfahren, das Skaten in der freien Natur möglich sind. Ich verweise nur auf 42 Kilometer auf der Donauinsel, auf den grünen Prater, aber auch auf alle anderen Grünräume in dieser Stadt, die das ermöglichen. 

Dass ich als Sportstadträtin gerne immer noch mehr Sportanlagen hätte, ist bekannt, doch dass es schwierig ist – ich glaube, darüber sind wir uns einig –, im städtischen Ballungsraum, wo Grund und Boden nicht endlos ausweitbar sind, zusätzliche Flächen zu gewinnen, liegt auch auf der Hand. 

Sehr froh bin ich darüber, dass durch das Wiener Sportstättenschutzgesetz jedenfalls sichergestellt ist, dass keine Sportfläche verloren gehen kann, sondern wenn tatsächlich eine Umwidmung notwendig ist, Ersatzflächen geschaffen werden müssen.

Kurz zusammengefasst: Das, was wir an Sportstätten haben, werden wir versuchen gemeinsam mit all denen, die die Sportanlagen auch betreiben, so auszugestalten und für die Zukunft sicherzustellen, dass die Sportausübung soweit wie möglich gewährleistet ist. Darüber hinaus bin ich bei Ihnen, wenn wir gemeinsam um die Errichtung neuer Sportanlagen kämpfen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strobl bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

75 Prozent des gesamten Sportangebotes werden in Wien durch die Dachverbände betreut und abgedeckt. Das ist evident. Jetzt gibt es in diesem Geschäftsstück zur Stadt Wien Marketing, das wir heute behandeln werden, zwar noch keine konkreten Hinweise, aber immerhin Ansätze, dass die Dachverbände in diverse sportliche Aktivitäten eingebunden werden sollen. 

Können Sie konkrete Überlegungen nennen, in welchen Bereichen oder bei welchen Schwerpunkten die Dachverbände eingebunden werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenn Sie den Akt – und davon gehe ich aus – genau studiert haben, dann finden Sie zwei ganz konkrete Hinweise, die auf diese Kooperation hindeuten. Zum einen wird es, wie auch schon im letzten Landessportrat angekündigt, eine Lenkungsgruppe zu diesem Jahr geben, wo alle Expertinnen und Experten – und dazu gehören die VertreterInnen der Dachverbände und der Fachverbände – eingeladen werden, um hier ein auch über den Sport hinaus wirkendes Umdenken zu erreichen und gleichzeitig Aktivitäten abstimmen zu können. Das zum einen, also aktives Miteinbeziehen der ExpertInnen. 

Zum Zweiten habe ich schon darauf hingewiesen, dass wir einen eigenen Projekttopf eingerichtet haben, denn die öffentlichen Förderungen auf EU-Ebene, die es für dieses Schwerpunktjahr gibt, waren von ihrer Terminisierung und vor allem der Kommunikation der Termine so angesetzt, dass, als wir beziehungsweise auch die Dachverbände die erste Information für die Einreichung bekommen haben, bereits drei Termine verstrichen waren. Ich kommentiere das jetzt nicht, ich stelle es nur in den Raum. Es hat einen einzigen Termin gegeben, der noch erreicht werden konnte und der von den Dachverbänden auch genutzt wurde – soweit meine Information reicht, wurde auch ein Projekt eines Wiener Dachverbandes in die nähere Auswahl gezogen –, um von der Europäischen Union gefördert zu werden. 

Es gibt noch die zweite Förderungsschiene seitens des Bundes. Hier weiß ich noch nicht, inwieweit Förderungen für Wiener Dachverbände wirksam werden, aber dieser Projekttopf soll von den Dachverbänden ganz besonders für Projekte, die in Wien durchgeführt werden, genutzt werden, um spezielle Aktionen für den Wiener Raum nicht untergehen zu lassen. Hier haben wir auch keine Termine gesetzt, die schon abgelaufen sind, sondern ganz im Gegenteil, es wird Schwerpunkt dieser Lenkungsgruppe sein, darüber Entscheidungen zu treffen und die Angebote der Dachverbände zu prüfen und diese dann letztendlich – was mir viel wichtiger ist – auch umzusetzen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strache.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist ja so, dass für das "Europäische Jahr der Erziehung durch Sport" auch von Bundesebene her konkrete Projekte in Angriff genommen wurden. Vier Ministerien haben ja hier auch Summen für Bundesprojekte zur Verfügung gestellt. Es gibt in Kärnten ein Projekt, wo unsere bekannte und beliebte Sportlerin, die Steffi Graf, jetzt auch in einem Kindergarten ein Projekt umsetzt, um sozusagen die Bewegungsfreude von Kindern schon im Kindergarten zu fördern. 

Frage an Sie: Werden Sie vielleicht auch Schwerpunkte für Kinder in Wien setzen, um die Bewegungsfreude in den Kindergärten verstärkt in Angriff zu nehmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Wir haben schon im vergangen Jahr damit begonnen, die Pädagoginnen und Pädagogen der Kindertagesheime zu einer eigenen Informations- und Schulungsveranstaltung einzuladen, um sozusagen die Wichtigkeit der Bewegung in den Kindertagesheimen hervorzustreichen und ihnen auch die Möglichkeit zu geben, mit Expertinnen und Experten eigene Programme zu entwickeln. 

Wichtig ist mir – und das beginnen wir neu –, dass unter dem Motto "Bewegtes Lernen" in den Schulen ein Projekt zu laufen beginnen wird, mit dem man, unabhängig von den Turnstunden, auch die Lehrerinnen und Lehrer, die nicht nur Turnen unterrichten, sondern vor allem in den Volksschulen den Hauptteil des Unterrichtes bewältigen, darauf aufmerksam macht, wie man im Rahmen des Vormittages – das geht bis hin zum gemeinsamen Entwickeln von Stundenbildern – auch Zeiten nutzen kann, um Kindern Bewegung zu ermöglichen. Wir alle wissen, dass die Bewegung auch dazu beiträgt, dass sich Kinder leichter konzentrieren können, dass die Aufmerksamkeit steigt, dass vor allem die Bewegung in frischer Luft, auch wenn sie nur sehr kurz ist, ganz wichtig ist. Dieses Bewusstsein vor allem bei den Pädagoginnen und Pädagogen zu wecken, ist so unendlich wichtig, denn sie sind letztendlich auch die Vorbilder. 

Diese Aktion stößt einerseits auf großen Widerhall, weil sie natürlich auch Auswirkungen zeigt. Wir unterstützen diese Aktion auch seitens des Sportamtes mit den dazu nötigen Materialien, und es gibt seit den letzten beiden Jahren auch einen sehr starken Bewusstseinsumschwung bei den Pädagoginnen und Pädagogen insgesamt, was die Notwendigkeit von Bewegung betrifft.

Ich gebe Ihnen vollkommen Recht, dass man vom Kindergarten an beginnen muss – das tun wir auch –, was mir aber auch wichtig ist, ist die Multiplikatorenarbeit sowohl der KindergartenpädagogInnen als auch der Lehrer im Hinblick auf die Eltern, die sie über die Elternvereine motivieren sollen, denn wir wissen alle als Eltern, dass das Vorbild unendlich wichtig ist. Wenn man selbst im Fauteuil sitzt und, umgeben von Chips und zuckerhaltigen Getränken, die Beine hochgelagert, die Fernbedienung in der Hand, den Kindern sagt, geht doch hinaus in die frische Luft und bewegt euch ein bisschen, dann ist das nicht die optimale Motivation. 

Das heißt, es gilt vor allem auch, die Erwachsenen zu motivieren, mit den Kindern gemeinsam mehr Bewegung zu machen und ihnen vielleicht auch die Anleitungen dazu zu geben, wie sie, unabhängig von medizinischen Eingriffen, das, was ihren Körper vielleicht nicht so formvollendet macht, abbauen können.

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die letzte Zusatzfrage: Frau Mag Ramskogler.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben schon erwähnt, dass Sie bei diesem wichtigen Zukunftsprojekt "Erziehung durch Sport 2004" auch die Dachverbände einbinden werden. Meine Frage, die ich an Sie stellen möchte, da die Dachverbände generell eine wichtige Leistung im Sport in Wien vollbringen: Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit der Dachverbände und wie können Sie sich auch in Zukunft die Zusammenarbeit mit den Dachverbänden vorstellen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Wir haben, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, erst im Laufe dieser Woche wieder ein Roundtable-Gespräch mit den Wiener Dachverbänden und auch mit dem Wiener Fußballverband, angeregt durch eine Aktion der Sportsprecher der vier im Rathaus vertretenen Parteien, bei mir gehabt, bei dem wir uns neuerdings versichert haben, dass die Kooperation das ist, was wir wollen, bei dem wir die Wichtigkeit der Dachverbände und ihrer Arbeit betont haben, bei dem wir klargestellt haben, dass die Diskussion, die wir im vergangenen Jahr hinsichtlich des Mittelaufkommens hatten, nun endgültig geklärt ist, bei dem wir uns aber auch – und das halte ich für sehr wichtig – darauf verständigt haben, dass wir eine gemeinsame Vorgangsweise wählen wollen. Wir haben uns – das ist auch ein bisschen im Zusammenhang mit der Frage, die der Herr GR Ellensohn gestellt hat, zu sehen – im Hinblick auf die Sportstätten, deren Erhaltung und Betreibung auch darauf geeinigt, ein gemeinsames Konzept auf der Basis gemeinsamer Kostenermittlung zu entwickeln und dann sicherzustellen, dass die Dachverbände die Sportplätze, die sie selbst betreiben, aber auch die Vereine die von ihnen betriebenen Sportanlagen von den Kosten her so gestalten, dass wir hier in einer sehr engen Kooperation vorgehen können.

Wir haben – ich nehme an, dass der Herr GR Strobl in der Zwischenzeit auch davon informiert ist – auch schon einen nächsten Termin in der zweiten Februarhälfte vereinbart, sodass das, was manchmal versucht wurde herbeizureden, nämlich ein Gegeneinander der Dachverbände mit der Sportpolitik dieser Stadt, nun tatsächlich nicht mehr passieren kann, denn alle haben versichert, dass sie an einer engen Kooperation interessiert sind. Und das ist auch gut so, weil ganz in meinem Sinne. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/00360/2004/0001-KGR/GM). Sie ist von GR Ellensohn an den Herrn amtsf StR Mailath-Pokorny gerichtet: Im letzten Jahr richtete die Stadt Wien eine Historikerkommission unter der Leitung von Dr Kurt Scholz ein, deren Aufgabe es ist, Ehrungen, wie Ehrengräber und Straßen- oder Gebäudebenennungen, die in der Zeit des nationalsozialistischen Regimes verliehen wurden, auf ihre Berechtigung in der Zweiten Republik zu untersuchen. Welche Ehrungen für welche Personen, verliehen in den Jahren zwischen 1938 und 1945, werden von der Kommission untersucht und wann wird das Ergebnis der Kommission publiziert?

Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Gemeinderat!

Zu Ihrer Frage bezüglich der Arbeit der Historikerkommission, die die Ehrengräber untersuchen soll – ich wiederhole das immer, denn es gibt auch Zuschauerinnen und Zuschauer, die nicht wissen, worauf ich eigentlich antworte –, möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Im Oktober 2003 wurde, basierend auf Beschlüssen des Wiener Gemeinderates, eine Kommission unabhängiger Fachleute eingesetzt, deren Aufgabe eine wissenschaftliche Überprüfung der in den Jahren 1938 bis 1945 erfolgten Widmungen von Ehrengräbern durch die nationalsozialistische Stadtverwaltung ist. 

Zur Einsetzung dieser Kommission wurden die nötigen Veranlassungen von mir getroffen. Sie wissen, sie steht unter Leitung von Dr Scholz. Weitere Mitglieder sind Prof Rauchensteiner, Prof Neugebauer und zahlreiche Beamte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien aus den verschiedensten Bereichen, die kompetent sind, hier zuzuarbeiten und mitzuarbeiten. 

Im Verlauf der ersten Recherchen ergab sich jedoch die Notwendigkeit und auch der Wunsch, auch die ehrenhalber gewidmeten Grabstätten in die Aufgabenstellung der Untersuchung einzubeziehen, also nicht nur die unmittelbaren Ehrengräber, sondern auch die ehrenhalber gewidmeten. Dies bedeutet eine wesentliche Erweiterung der Aufgabenstellung der Kommission. 

Die Kommission prüft zum gegenwärtigen Zeitpunkt 13 Ehrengräber, die Zahl der in der NS-Zeit gewidmeten Grabstellen beläuft sich laut Mitteilung der Magistratsabteilung 43, Städtische Friedhöfe, auf 69. Für die Tätigkeit der Kommission bedeutet dies, insgesamt 82 Biographien zu prüfen und zu behandeln. Es ist daher klar, dass erst nach Abschluss der umfangreichen Recherchen, Arbeiten und Prüfungen mit einem fundierten Ergebnis, mit einem Ergebnis, aus dem man dann auch nötige Schlüsse ziehen kann, gerechnet werden kann. 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Über die konkrete Frage hinausgehend benütze ich jedoch gerne die Gelegenheit, den Stand der Dinge in dieser wichtigen Frage des Umganges mit der Vergangenheit etwas genauer zu beleuchten, damit der Gemeinderat auch über den Fortschritt im Einzelnen die nötigen Informationen erhält. 

Im Rahmen der Überprüfung von Widmungen zur NS-Zeit hat der Verfassungsdienst der Magistratsdirektion der Stadt Wien am 7. November des Vorjahres ein Rechtsgutachten vorgelegt, in dem die Frage der Verbindlichkeit von Rechtsakten der nationalsozialistischen Stadtverwaltung für die nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wiedererstandene demokratische Verwaltung der Gemeinde Wien überprüft wurde. Dieses Gutachten kommt zum Schluss, dass es sich bei den Ehrengrabwidmungen der NS-Zeit – ich zitiere – "um einen individuellen Akt eines Organwalters des Deutschen Reichs" – Zitatende – gehandelt habe, der – Zitat – "einer gesonderten Überleitung" – Zitatende – bedurft hätte, um dem Bestand der österreichischen Rechtsordnung anzugehören. Da diese notwendige Rechtsüberleitung im Falle der Ehrengrabwidmungen der NS-Zeit ausgeblieben ist, bedeutet das – Zitat –, "dass die Ehrengrabwidmungen aus der NS-Zeit nicht mehr verbindlich sind, da keine explizite Überleitung erfolgte." – Zitatende. 

Also ich wiederhole: Es sind damit die Widmungen für alle Ehrengräber für nichtig erklärt worden. Wir haben darüber ja auch im Gemeinderat schon diskutiert und haben diesen Beschluss auch bekräftigt. 

Für die Kommission bedeutete dieses Gutachten: Zu untersuchen war nicht mehr eine eventuelle Aberkennung von Ehrengräbern, sondern die Frage, welche Personen auch nach den heutigen Kriterien der Wiener Stadtverwaltung vermutlich für ein Ehrengrab beziehungsweise eine ehrenhalber gewidmete Grabstelle in Frage kämen. Also die Fragestellung der Kommission ist – noch einmal – nicht mehr die Aberkennung, sondern es ist gewissermaßen eine Anerkennung für den Fall, dass eine solche Widmung angebracht wäre. 

Die Kommission führt derzeit unter Einbeziehung ausländischer Institutionen umfangreiche biografische Recherchen durch. Neben den Archivbeständen des Wiener Stadt- und Landesarchivs und der Wiener Stadt- und Landesbibliothek werden dabei auch jene des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes, des Österreichischen Staatsarchivs und des Berlin Document Centre herangezogen. Dabei handelt es sich in vielen Fällen um erstmalige umfangreiche Recherchen dieses Fragenkomplexes, was die Aufgabe der Kommission, wie durchaus verständlich, sehr zeitaufwendig macht.

Da diese Recherchen derzeit voll im Gange sind, kann ein abschließendes Ergebnis noch nicht präsentiert werden. Bei einigen wenigen Personen ist eine sofortige Bewertung schwierig, weil zur Erstellung eines wissenschaftlich seriösen Gesamtbildes auch eine umfangreichere biografische Grundlagenforschung notwendig ist. Dies trifft im Besonderen auf den in der Öffentlichkeit in den letzten Wochen auch diskutierten Julius Wagner-Jauregg zu, zu dessen Biografie entscheidende Forschungsschritte, wie etwa die Sicherung des Nachlasses, die Herausgabe einer vollständigen Fassung seiner Autobiografie, eine systematische Recherche sämtlicher Reden, Aufsätze und wissenschaftliche Publikationen, die Durchsicht von autobiografischen Erinnerungen anderer Personen, etwa seiner Mitarbeiter und Schüler, et cetera ausständig sind, aber wünschenswert wären. 

Die Kommission hat mir daher bereits schriftlich vorgeschlagen, ein Gutachten des Instituts zur Geschichte der Medizin einzuholen, das allerdings nach Auskunft des Institutsleiters auf Grund der dazu unumgänglich notwendigen äußerst umfangreichen Forschungs- und Grundlagenarbeiten kaum kurzfristig erstellt werden kann. 

Ich habe der Kommission trotzdem den Auftrag erteilt, ihre Arbeiten möglichst zügig, möglichst rasch zu einem Abschluss zu bringen, weil natürlich dieser, wenn man so will, Schwebezustand für niemanden befriedigend ist. Ich weise aber noch einmal darauf hin, dass wir uns derzeit in einem Zustand befinden, wo diese Ehrungen, und zwar alle Ehrungen, natürlich auch die der Ehrengräber und der ehrenhalber gewidmeten Gräber, aufgehoben beziehungsweise auch nichtig sind. Das heißt, es geht in der Debatte diesbezüglich eigentlich darum, Persönlichkeiten sozusagen neu und aus unserer Sicht her zu hinterfragen und zu bewerten, und für diejenigen, von denen wir nach heutiger Kenntnis und nach heutigem Stand der Dinge annehmen, dass sie für ein Ehrengrab würdig sind, diese Widmung dann vorzunehmen. – Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank, Herr Stadtrat, für die sehr ausführliche Antwort. Es bleiben mir trotzdem glücklicherweise noch eine oder zwei Fragen übrig. 

Es ist sehr erfreulich, dass betreffend der Ehrengräber diese Aberkennung festgestellt wurde. Wir haben das im Haus lange diskutiert. Eine Frage, die offen bleibt und auch in den Berichten offen geblieben ist: Geht es nur darum festzustellen, wer vielleicht noch ein Ehrengrab bekommen soll, also wer nachträglich die Wiederwidmung erhalten soll, oder geht es auch darum festzustellen, wie mit den nun nicht mehr Ehrengräbern umgegangen werden soll? 

Wenn ich auf den Zentralfriedhof gehe, merke ich als Besucher keinen Unterschied beim Grab Nowotny – das ist im Haus auch bekannt – gegenüber früher. Es liegt weiterhin in einer Zeile mit anderen Ehrengräbern. Es gibt keine Tafel oder keinen Hinweis, der einem Besucher oder einer Besucherin erklären würde, dass es sich hier nicht mehr um ein Ehrengrab handelt. Das ist mir persönlich zu wenig. 

Die Frage ist daher: Wird es auch beim Kommissionsbericht am Ende Schritte geben, die umgesetzt werden können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat, natürlich erwarte ich mir von der Kommission auch zu dieser Frage eine Empfehlung. Dazu haben wir, glaube ich, sehr seriöse und international anerkannte Experten eingesetzt, auch erfahrene Beamte des Rathauses, die sich schon lange mit diesen Fragen beschäftigen. Da gibt es eine ganze Palette von Möglichkeiten, beginnend beim Friedhofsführer und Ähnlichem mehr. Man muss sich das, glaube ich, sehr gut überlegen und sozusagen alle Facetten einbeziehen. Auch die eventuelle Anbringung von Tafeln will wohlüberlegt sein, wenn wir nicht möglichen sofortigen Beschädigungen einen Vorwand liefern wollen.

Also ich glaube, das muss man sich gut überlegen. Auch ich erwarte mir von dieser Kommission Empfehlungen bezüglich weiterer Vorgangsweisen. Das werden wir dann auch diskutieren, denn ich meine, dass man diese Gelegenheit auch dazu nützen sollte, zumindest auf eine gewisse Zeit verbindliche Vorgangsweisen und Klarheiten zu schaffen. Deswegen haben wir ja auch diese Kommission eingesetzt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Prochaska, bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat. 

Bilderstürmerei ist seit der Antike etwas Bekanntes, das ist gar nichts Neues. Das beginnt mit den römischen Cäsaren, die jeweils den Statuen ihrer Vorgänger die Nase und die Ohren abschlagen und den Namen herausmeißeln ließen, damit man sie möglichst nicht mehr sieht und nicht mehr kennt, das geht bis zu den Hassorgien der Französischen Revolution, wo man sogar den Statuen biblischer Könige auf Notre Dame die Schädeln zertrümmert hat, um einem König einen Kopf abzuschlagen. Das alles entspringt weniger dem humanistischen Fortschritt als vielmehr dem kollektiven überschätzten Ego oder einem, sagen wir, Anfall von Selbstgerechtigkeit. 

Meine Frage an Sie geht nun dahin: Nachdem der Vorschlag der ÖVP, das meines Erachtens einzige objektive Kriterium, das Feststellen von schuldhaftem persönlichem Handeln, mit Mehrheit in diesem Saal abgelehnt wurde, wie und nach welchen Kriterien wollen Sie dann Ehrengräber zuerkennen? Was ist dann das ausschlaggebende Kriterium? Der Todestag, ob der in der NS-Zeit gestorben ist oder nachher? 

Lassen Sie mich das, damit es klar und deutlich wird, an einem konkreten Fall – Sie haben ihn selbst angezogen – festmachen. Sie haben Wagner-Jauregg genannt, ein Rassenhygieniker und Eugeniker. Er hat aber nichts anderes gesagt als ein gewisser Julius Tandler, gar nichts anderes in Wort und Schrift, in Vortrag und im Propagieren. Der eine soll ein Ehrengrab haben, und der andere soll keines haben? Also nach welchen Kriterien werden Sie uns hier vorschlagen zu entscheiden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich glaube nicht, dass die seriöse Untersuchung von und die Beschäftigung mit Biografien, die Menschen, die Persönlichkeiten betreffen, die Ehrungen während der NS-Zeit erhalten haben, Bilderstürmerei oder Ähnliches ist, sondern ich glaube, dass wir hier eine sehr verantwortungsvolle Vorgangsweise gewählt haben. Man muss natürlich auch eine Bewusstseinsentwicklung, die in Österreich in den letzten Jahren stattgefunden hat, namentlich seit 1986, mit einbeziehen. Die Gesellschaft in Österreich, die gesellschaftspolitische Debatte hat sich weiterentwickelt, und ich glaube, dass wir heute zu so manchem, zu so mancher Vorgangsweise, überhaupt auch zu den Fragen schuldhafter Handlungen, persönlicher Verstrickungen oder auch persönlicher Verantwortung während der nationalsozialistischen Zeit, aber auch davor – ich sage erfreulicherweise – andere Zugangsweisen haben. Stichwort Verdrängung, Stichwort Vergessen. Da hat sich in den letzten 20 Jahren in diesem Land einiges getan, und ich glaube, dass da auch durchaus Fortschritte zu konstatieren sind, bis hin auch zur Frage, wie man mit Objekten, mit Gütern, mit Kunstgütern umgeht. Wir haben ja mittlerweile nahezu alle oder jedenfalls viele Kunstgüter zurückgegeben und einiges wieder gekauft.

All das sollte man in seiner Gesamtheit mit einbeziehen, wenn wir diese Frage betrachten. Ich gebe durchaus zu, dass es niemals abschließende und abschließend gültige Werte geben wird. Werte haben es so in sich, dass sie sich weiterentwickeln. Aber auch für die Beurteilung, wer letztendlich schuldhaft gehandelt hat, wer letztendlich persönliche Schuld, aber auch moralische Schuld auf sich geladen hat und damit aus heutiger Sicht nicht würdig ist für eine Ehrung, werden sich wahrscheinlich niemals endgültig abschließende Kriterien entwickeln lassen. 

Daher ist es mir so wichtig, hier auf eine Kommission von Persönlichkeiten bauen zu können, die sich ausgewiesenermaßen sehr eingehend mit der Materie beschäftigen und die dann auch Empfehlungen abgeben können. Sie haben aus meiner ersten Antwort hören können, dass da natürlich noch eine ausreichende Recherchenarbeit notwendig ist, dass vieles, was auch den konkreten Fall Wagner-Jauregg anbelangt, noch zu erforschen ist. Aber die Debatte haben wir nicht nur hier in Wien, sondern die gibt es auch in Oberösterreich oder überall, wo etwas nach Wagner-Jauregg benannt wurde. 

Ich kann Ihnen nur sagen, dass ich natürlich mit Interesse auf die Ergebnisse und Empfehlungen der Kommission warten werde und dass das dann auch ausreichend und eingehend diskutiert wird. Ich glaube, man tut der Debatte nicht Gutes, wenn man versucht, sozusagen gegenseitig aufzurechnen. Sie können sicher sein, dass die Kommission all das sehr genau prüfen wird, und ich meine, dass wir daraus dann Richtlinien entwickeln können, die auch zu gebrauchen sind und die für all diese Ehrungen gelten. 

Noch einmal aber: Es gibt ein Formalkriterium, und das ergibt sich daraus, dass momentan alle Ehrungen – nicht nur momentan, sondern schon seit geraumer Zeit, genauer seit dem Rechtsüberleitungsgesetz – aus der nationalsozialistischen Zeit nichtig sind.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag STEFAN, bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich muss sagen, die Beantwortung der Frage des Kollegen Prochaska hat gezeigt, auf welch dünnem Eis Sie und die Rathausverwaltung sich hier bewegen. Denn allein die Frage der Unterscheidung Wagner-Jauregg und Tandler zielt ja nur darauf ab: Wer ist vor 1938 verstorben und wer ist danach verstorben. Ist er vor 1938 verstorben, kann der gesagt und gemacht haben, was er will. Wenn er ein Ehrengrab bekommen hat, dann hat er es, und es wird nicht einmal mehr geprüft, ob es aufzuheben ist oder nicht. Das ist auch nicht Bestandteil dieser Kommission oder sonstiger Überlegungen. Egal wie ungut, menschenverachtend oder sonst was seine Aussagen waren. Das haben Sie damit auch klar belegt, denn sonst müsste man ja rückwirkend alle Ehrengräber auf dem Zentralfriedhof überprüfen lassen, nicht nur die von 1938 bis 1945. Denn ich gehe davon aus, dass auch der eine oder andere, der ein Ehrengrab bekommen hat, mit unseren demokratischen und unseren sonstigen Idealen keineswegs übereinstimmt. – Also da einmal das dünne Eis, das sich darauf beruft, dass man nur jene prüft, deren Todestag in bestimmte Jahre fällt. 

Die zweite Sache sind die individuellen Rechtsakte. Es ist ja ganz interessant: Am 22. September letzten Jahres hat es ein Rechtsgutachten des Verfassungsdienstes gegeben, das besagt, dass sämtliche Ehrungen obsolet sind. Daraufhin hat der Gemeinderat gegen die Stimmen der FPÖ einen entsprechenden Beschluss gefasst, der das zur Kenntnis genommen und auch noch bekräftigt hat. – Gut. 

Dann sagen Sie selbst: Am 7. November letzten Jahres hat es neuerlich ein Gutachten geben müssen, das das Gleiche ausgesagt hat. Für mich ist es schon einmal erstaunlich, dass es notwendig ist, ein Gutachten noch einmal mit einem Gutachten zu bekräftigen. Ich gehe daher davon aus, dass Sie meine Wortmeldung bei der Gemeinderatssitzung im September zum Anlass genommen haben. Denn ich habe klar darauf hingewiesen, dass es nicht sein kann, dass sämtliche individuelle Rechtsakte aus der Zeit von 1938 bis 1945 automatisch aufgehoben wurden, wenn sie nicht individuell weitergeführt wurden, Damit wäre beispielsweise jeder Baubescheid, jede Baubewilligung und so weiter aufgehoben. Die sind alle nicht individuell übergeführt worden und sind auch nicht Bestandteil des Reichsüberleitungsgesetzes. 

Das heißt, diese Argumentation – und ich werde Ihnen das auch noch belegen, nachdem das ja offenbar immer noch Thema ist – kann nicht stimmen. Außerdem hätten wir dann, was ja auch erstaunlich ist, seit 60 Jahren Straßenbenennungen, Ehrengräber und so weiter (GR Christian Oxonitsch: Das ist eine Fragestunde! Stellen Sie eine Frage!) – ich komme gleich zur Frage, ich habe den Wink schon verstanden –, die offenbar immer obsolet waren.

Meine Frage daher: Wie funktioniert die Finanzierung der Ehrengräber, die ja spätestens seit dem 7. Novem-ber letzten Jahres private Gräber sind? Eigentlich sind sie ja seit 1945 Privatgräber, aber seit dem 7. November 2003 wissen wir erst, dass es private Gräber sind. Wie funktioniert die Finanzierung dieser Gräber? Mittlerweile zahlt die Gemeinde Wien aus, ich weiß nicht welchen Gründen, noch immer. 

Zweitens: Wie stellen Sie sich ... (GR Christian Oxonitsch: Kommen Sie zur Frage!) Das ist Ihnen offenbar unangenehm. Es haben andere hier auch schon längere Fragen gestellt. Also zweite Frage oder ergänzende Frage dazu: Wie stellen Sie sich das vor, dass Sie an Privatgräbern, zum Beispiel an meinem Familiengrab, irgendwelche Tafeln anbringen oder sonstige Vormerkungen machen? Das widerspricht doch ganz klar der Rechtsordnung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich danke für Ihre rechtlichen Ausführungen: Ich halte mich da an das, was die zuständigen Juristen des Rathauses sagen. Ich kann Ihnen nur die politischen Grundlinien sagen. Ich fühle mich im Übrigen nicht auf einem dünnen Eis, sondern ich stehe auf einem durchaus festen Boden. 

Zur Frage der Finanzierung der Ehrengräber: Wir finanzieren keine Ehrengräber – ich nehme an, Sie meinen die Pflege –, aber die ganze Frage, wie damit umgegangen wird – sozusagen Ihre zweite erste Frage –, ist ja einfach damit zu beantworten, dass wir diese Kommission natürlich auch aus dem Grund eingesetzt haben, um hier ein für allemal Klarheit zu schaffen, auch Klarheit darüber zu schaffen, welche Maßnahmen man setzen kann und wie man damit umgeht.

Für den Fall, dass wir einen Großteil – wovon ich ausgehe – dieser Ehrengräber weiter ungewidmet lassen, also nicht mehr als Ehrengräber anerkennen, muss klar sein, was damit auch zu geschehen hat, denn – und ich meine, damit muss man ja auch umgehen und das sollte dann auch am Ende stehen – es hat ja keinen Sinn, nur Formalakte zu setzen und zu sagen, wir aberkennen etwas, sondern wir müssen ja dann auch, wie ich meine, entsprechende Maßnahmen setzen, um die ganze Widersprüchlichkeit aufzuzeigen. Wir machen das ja teilweise auch im Bereich von Straßennamen, von Straßenbezeichnungen, dass wir durch Zusatztafeln darauf hinweisen, wie der Verlauf der Geschichte war. 

Wenn wir heute durch die Stadt gehen, so werden wir nicht nur in der Architektur, sondern in vielen anderen Dingen auch erkennen, dass diese Stadt natürlich eine Geschichte hat. Das Wesentliche ist ja nicht, dass wir die Geschichte verleugnen, dass wir sie vergessen, dass wir sie verdrängen, sondern das Wesentliche ist, dass wir mit ihr umgehen, dass wir uns mit ihr auseinander setzen. 

Dieser Grundsatz sollte natürlich auch für den Umgang mit den Ehrengräbern gelten, weil es aus meiner Sicht einfach keinen Sinn macht, wiederum etwas wegzuschieben oder zu sagen, es war nicht so, oder quasi so zu tun, als hätte es das alles nicht gegeben, denn das, was uns in den letzten 20 Jahren in der Debatte innerlich weitergebracht hat, was sozusagen die Gesellschaft kollektiv weitergebracht hat, war, glaube ich, die offene Auseinandersetzung damit, und das sollte auch in diesem Fall geschehen.

Zu Ihrer Anmerkung, was die Frage der NS-Zeit, respektive die Zeit davor und danach anbelangt: Ich glaube, was die NS-Zeit anbelangt, war es ja so, dass es Verfügungen von einer Verwaltung gegeben hat, die keine demokratische war, und dass es aus diesem Grund natürlich ganz entscheidend ist, damit umzugehen und für diese Zeit 1938 bis 1945 eine Beurteilung des Vorgehens vorzunehmen. Danach suchen wir, das macht die Kommission. Da versuchen wir, dann auch die Empfehlungen zu bekommen. Das ist im Übrigen auch die Aufgabenstellung, die ihr der Gemeinderat gesetzt hat. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Noch die letzte Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn, bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Sie haben darauf hingewiesen, dass es sich um sehr umfangreiche Arbeiten handelt, und davon gesprochen, dass Sie trotzdem erwarten, dass es zügig zu einem Bericht kommt. Jetzt möchte ich die Kommission nicht unnötig unter Druck setzen. Das ist ein wichtiges Thema, und wir hoffen, dass der Bericht sehr umfangreich und sehr exakt sein wird, trotzdem sind wir natürlich daran interessiert, in etwa einen Zeitplan zu wissen, wenn es möglich ist. Wir wären daran interessiert zu wissen, ob es möglich ist, dass wir heuer, noch vor dem Sommer, damit rechen können oder ob es etwas länger dauert. 

Weil das eine Frage ist, die eigentlich auch in der Einleitung beantwortet hätte werden können, stelle ich zwar jetzt keine zweite Frage, aber wenn Sie die Zeit fänden und vielleicht einen Satz dazu sagen könnten, ob auf der anderen Seite der Medaille für Deserteure der Wehrmacht Ehren im weitesten Sinne seitens der Stadt Wien angedacht sind, wäre ich Ihnen dankbar.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich fange gleich mit dem Zweiten an. Ich habe selbst in der jüngeren Vergangenheit für Deserteure der Wehrmacht oder Menschen, die aus sehr beachtenswerten moralischen Gründen auch ihr Leben aufs Spiel gesetzt haben, wie beispielsweise der Offizier der Wehrmacht Schmid, Ehrungen vorgenommen. Wir haben eine Promenade am Donaukanal nach ihm benannt. Also das geschieht ja. 

Sie werden sich vielleicht auch erinnern, dass ich selbst dem Verteidigungsminister einen Brief geschrieben habe, worin ich gebeten habe, doch zu überlegen, ob man nicht auch eine Kaserne, so wie das im Übrigen in Deutschland geschehen ist, nach ihm benennen kann. Das wurde leider abschlägig beschieden. Deshalb habe ich gerne die Initiative des 20. Bezirkes unterstützt und aufgegriffen, eine Straßenbezeichnung ihm zu Ehren zu widmen. 

Die Zeitfrage ist kurz zu beantworten. Ich bin mit der Kommission natürlich in Kontakt. Deren Mitglieder bemühen sich sehr, die Recherchen abzuschließen. Ich sage Ihnen – ich sage das aber mit aller Vorsicht, weil es mir darum geht, dass die Arbeit gründlich gemacht wird und ich von den Beteiligten weiß, dass niemand jetzt auf Zeit setzt oder etwas unnötig verzögert –, ich erhoffe mir doch binnen Jahresfrist Ergebnisse. Ich meine aber, dass man natürlich trotzdem berücksichtigen muss, dass man, wenn Notwendigkeiten nach weiteren Recherchen auftauchen, diese erfüllt. 

Wir sind mit der Kommission so verblieben, dass ich natürlich immer wieder nachfrage – ich gebe auch gerne hier im Gemeinderat Auskunft über den Stand der Arbeit –, dass diese Arbeit möglichst zügig, aber natürlich möglichst genau gemacht werden soll. Ich glaube, dass die Kommission momentan in ihren Überlegungen an einen Abschluss innerhalb Jahresfrist denkt, vielleicht sogar etwas früher, aber da bin ich sehr vorsichtig, denn da muss genügend Zeit sein, das auszurecherchieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/00363/2004/0001-KVP/GM). Sie ist von Herrn GR Walter Strobl an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Was halten Sie von dem Vorschlag von SPÖ-Bundesvorsitzendem Alfred Gusenbauer, für Zuwandererkinder einen verpflichtenden Besuch des Kindergartens vorzusehen?

Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich weiß zwar einmal mehr nicht ganz genau, was Aussagen eines Oppositionspolitikers im österreichischen Nationalrat mit der Verwaltungsrealität dieser Stadt und mit den Aufgaben des Gemeinderates zu tun haben. Aber das sei dahingestellt. Ich nehme das so zur Kenntnis. 

Ich habe die Aussagen des Bundesparteivorsitzenden der SPÖ so verstanden, dass er einen Vorschlag als Konsequenz auf die Erkenntnisse der Pisa-Studie gemacht hat, nämlich Sprachförderung zu machen für die Kinder im Vorschulalter, also für das letzte Kindergartenjahr könnte man genauso sagen. Es ist ein Vorschlag, von dem ich meine, dass er durchaus diskussionswürdig ist – gerade auch in Reaktion auf die Pisa-Studie. Selbstverständlich ist es eine wesentliche Voraussetzung, dass es für alle Kinder gilt. 

Ich persönlich kann dem auch noch einen ganz netten Nebenaspekt abgewinnen, denn wenn für alle Kinder ein derartiger Pflichtunterricht mit besonderer Förderung des Sprachunterrichtes besteht, dann ist es ganz klar ein Bestandteil der Schulpflicht und daher vom Bund zu finanzieren. Ich denke, dass das ein vernünftiger Vorschlag ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Zusatzfrage, bitte. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich habe damit gerechnet, dass Sie die Frage dahin gehend, ob Sie mit der verpflichtenden Bildung, wie es der Herr Gusenbauer gesagt hat, nämlich im Kindergartenbereich verpflichtend eine Sprachförderung vorsehen zu wollen oder nicht, nicht unbedingt sehr genau beantworten werden. Wir haben ja hier in diesem Haus schon mehrmals den Antrag eingebracht, das in diesem letzten Kindergartenjahr vorzusehen. Daher waren wir gar nicht unglücklich, dass der SPÖ-Vorsitzende das Problem, wie es sich in Wien ja durchaus stellt, erkannt hat, und sind daher gerne auf dieses Problem draufgegangen, dass wir hier in Wien einen hohen Bedarf an Sprachförderung hätten. 

Wie Sie wissen, gibt es in vielen Bezirken gerade im Volksschulbereich einen Ausländeranteil, der über 40 Prozent ausmacht, und daher gibt es Klassen, in denen mehr als 50 Prozent außerordentliche Schüler sind. (VBgmin Grete Laska: Wie viele Klassen gibt es da? Kannst du die Zahl benennen mit 50 Prozent außerordentlichen Schülern?) Das heißt, wir haben hier schon mehrmals den Antrag eingebracht, das letzte Kindergartenjahr gratis anzubieten, um diese Sprachhemmnisse zu überwinden und diese Sprachförderung sicherzustellen. 

Ich darf Sie fragen: Warum haben Sie das bisher immer abgelehnt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist einfach zu beantworten. Erstens bin ich der Auffassung, auch sehr persönlich der Auffassung, dass Sprachdefizite nicht auf Ausländerkinder, wenn man das so pauschalierend sagen kann, beschränkt sind – zu meinem Bedauern. Es gibt eine ganze Menge Ausländerkinder, die der deutschen Sprache ganz außerordentlich gut mächtig sind, und es gibt eine ganze Menge Inländerkinder, wenn man das so sagen kann, die durchaus einen Bedarf hätten, ausgebildet zu werden. Daher meine ich, dass es durchaus für alle zu gelten hat, wenn man so etwas in Überlegung stellt. 

Und dann sage ich zum Zweiten auch, dass Sie sich auf der falschen Ebene befinden. Denn wenn man eine verpflichtende Ausbildung im letzten Kindergartenjahr macht, dann ist das Schulpflicht und dann haben Sie alle Möglichkeiten, das auf der Bundesebene entsprechend einzubringen und die Finanzierung dafür sicherzustellen. Dann können wir durchaus darüber reden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage: Frau GRin Schöfnagel, bitte.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich bin mit Ihnen einer Meinung, dass man insgesamt gesehen die Schüler vorher testen sollte, ob sie die Sprache beherrschen oder nicht oder zumindest so weit beherrschen, dass sie dem Unterricht folgen können. Das betrifft nicht nur ausländische Kinder, sondern auch inländische Kinder, ob die den österreichischen Pass haben oder nicht. Die Sprachkenntnisse für die Schule wären also sehr wesentlich. 

Ich bin auch der Meinung wie Ihr Parteivorsitzender Gusenbauer, man sollte vor der Schule schon beginnen, den Kindern die Sprache beizubringen. Auf welcher Ebene, das muss diskutiert werden. 

Meine Frage aber geht in eine andere Richtung. Wenn alleine die Kinder die Sprache können, das reicht nicht. Ich bin der Meinung, die Eltern sollten es auch können. Bei den Einbürgerungen haben wir jetzt schon ein Procedere, aber es gibt ja sehr, sehr viele Eltern beziehungsweise gerade auch Mütter, die die Sprache nicht beherrschen und auch nicht leicht lernen, weil sie ja nicht einmal schreiben und lesen können. 

Ich frage Sie deshalb: Haben Sie etwas vor in der Richtung, dass man die Alphabetisierung jener Frauen noch verstärkt, die zum Teil schon den österreichischen Pass haben, aber nicht einmal schreiben und lesen können und schon gar nicht die deutsche Sprache lernen können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Zunächst einmal: Ja, ich stimme mit Ihnen überein, es ist vernünftig, dass man die Sprache kann, wenn man in einem Land lebt. Ich halte es schon für sehr vernünftig, wenn man beispielsweise in Italien seinen Urlaub verbringt, dass man einigermaßen Italienisch können sollte. Das erleichtert in vielerlei Hinsicht die Kommunikation und ist für jüngere Leute mindestens so bedeutsam wie für ältere, auch wenn wahrscheinlich unterschiedliche Anwendungsgebiete der Sprachkenntnisse vorhanden sind. (GR Dr Wilfried Serles: An welche Gebiete denken Sie?) 

Aber das ist – und das meine ich jetzt noch eine Spur ernster – eine Frage des Angebots. Es ist eine Frage des Angebots, dass Leute, die eine Sprache lernen wollen, im gegenständlichen Fall Deutsch lernen wollen, das auch können. Und auf einen kleinen Unterschied möchte ich Sie schon hinweisen: Man hat auf der Bundesebene die Verpflichtung eingeführt, und ich schaue mir den Besuch der Sprachkurse an. In Wien hingegen haben wir das Prinzip der Freiwilligkeit, und ich schaue mir den Besuch dieser Kurse an. In Wien wird das Angebot um ein Vielfaches mehr angenommen, als dies auf der Bundesebene der Fall ist, nicht zuletzt deshalb, weil das Angebot in Wien um ein Vielfaches höher ist, als dies von Bundesseite her bei Verpflichtung zur Verfügung gestellt wird. 

Ich sage Ihnen da in aller Offenheit: Ja, wenn wir das gemeinsam wollen, dass Menschen, die hier in unserem Land leben, egal wie lang, Deutsch lernen, dann wird es in erster Linie davon abhängen, welches Angebot wir ihnen machen, damit sie auch Deutsch lernen können. Und ich glaube, der Wiener Weg ist besser als das, was auf der Bundesebene gemacht wurde. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die dritte Zusatzfrage: Frau GRin Sommer-Smolik. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Ich hoffe, wir sind uns einig in dem Sinne, dass Zwang und Verpflichtung nicht wirklich der richtige Zugang im Bezug auf Integration sein können, und auch einig darin, die Schule jetzt nicht plötzlich vorzuziehen, nämlich die fünfjährigen Kinder jetzt schon in die Schule zu schicken und ihnen nicht die drei Jahre, die sie jetzt im Kindergarten verbringen können, zu gönnen und sie auch Kinder sein lassen, die spielerisch lernen, was sie lernen können. 

Jetzt ist meine Frage an Sie: Halten Sie es als Integrationsmaßnahme nicht für notwendiger, statt Zwang und Verpflichtung mehr muttersprachliche PädagogInnen – und es ist mir wichtig, dass es PädagogInnen sind – in Wiener Kindergärten einzusetzen, um hier eine Sprachförderung, die ja nicht erst mit fünf Jahren beginnt, sondern schon viel früher, um eine wirkliche Sprachförderung zu ermöglichen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bürgermeister Dr. Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! 

Ich hoffe, wir stimmen auch darin überein, dass nicht alles, was Pflicht ist, auch Zwang sein muss, denn sonst hätten wir auf die maria-theresianische Schulreform verzichten können, und das wollen wir ja mit Sicherheit nicht tun. 

Ich glaube, dass unter dem Prinzip dessen, dass man Sprachunterricht verstärken soll, Hilfe zum Erwerb dieser Sprachkenntnisse – ich wiederhole mich: egal, ob Inländer oder Ausländer; das ist für mich überhaupt nicht die Frage – eine vernünftige Sache ist. Mir geht es dabei nicht um die Frage der Integration von Ausländern, sondern mir geht es dabei um die Frage der sehr frühzeitigen Integration von Kindern in das Schulsystem. 

Wir sollten von unseren eigenen persönlichen Erfahrungen der Schule auch ein bisschen abstrahieren. Es ist vieles Gott sei Dank anders geworden im Laufe der Zeit, und daher denke ich, dass die Frage der pädagogischen Vermittlung von Sprache nicht etwas ist, was an der Kindergarten/Schulgrenze sich abrupt verändern sollte, sondern selbstverständlich auch im Volksschulalter entsprechend durchschlagen soll. Und wir alle wissen, dass nach modernen pädagogischen Methoden die Vermittlung von Sprache auch eine sehr spielerische sein kann. Ich habe durchaus auch Eigenerfahrungen damit, in spielerischer Form Sprachen zu lernen, denn man ist ja oft mit der Notwendigkeit, Sprachen zu lernen, konfrontiert, ohne dass man das in der Schule gelernt hat, weil man doch sehr viel mehr die wichtige Sprache Latein, die ja im Alltagsleben häufig angewendet wird, erlernen muss statt eine lebende Fremdsprache.

Sei dem, wie dem auch sei. Ich kann der Idee sehr viel abgewinnen, ohne darin einen Zwang zu sehen, dass man in einem Jahr des Übergangs vom Kindergarten zur Volksschule, dass man in diesem Jahr durchaus auch verpflichtend einen Sprachunterricht einführt für alle, für alle, wo in besonderer Form die sprachlichen Begabungen der Kinder gefördert werden. Ich würde das durchaus auch begrüßen. Aber ich wiederhole es: Es ist nicht eine Integrationsmaßnahme für Ausländer, sondern eine Integrationsmaßnahme für Kinder.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Zuerst einmal: Ihr Parteivorsitzender hat ja nicht von einer Schulpflicht gesprochen und auch nicht von der Schule, sondern vom letzten Kindergartenjahr, überhaupt vom Kindergarten. Wie Sie wissen, ist die Aufgabe von Kindertagesheimen eine Aufgabe der Gemeinde, und daher ist es obsolet, nach dem Bund zu rufen. Ich weiß schon, es gibt hier einen bedingten Reflex bei der Wiener SPÖ, aber das ist es wahrscheinlich nicht. Das ist nicht wirklich die Antwort auf diese Frage oder das, was Herr Gusenbauer hier gemeint hat. 

Sie haben natürlich auch vollkommen Recht, wenn Sie sagen, es geht um Inländer. Es ist ja die Folge der verfehlten Wohnungspolitik der Wiener SPÖ, dass es in Wien Sprachenklaven gibt. Das heißt, wir haben in einigen Bezirken die Tatsache, dass es sich um österreichische Staatsbürger mit nichtdeutscher Muttersprache handelt, wo Kinder als Wiener geboren werden und nicht deutsch können. Das heißt, Integration funktioniert, und da teile ich absolut Ihre Meinung, nur dann, wenn auch Wiener Kinder in einem Kindergarten beziehungsweise in einer Integrationsgruppe dabei sind. Da haben Sie natürlich vollkommen Recht.

Die Reaktionen auf den Vorschlag von Herrn Gusenbauer waren ja sehr vielfältig. So haben ja die Kinderfreunde heftig negativ reagiert, aber auch die sozialistischen Lehrer Österreichs waren nicht sehr glücklich über diese Zwangsverpflichtung. 

Auch der Herr Cap hat dazu etwas gesagt, und das möchte ich Ihnen gerne vorlesen, weil das wichtig ist und auf Wien zutreffend ist und die Meinung der ÖVP eigentlich massiv unterstützt: "Wenn es genügend kostengünstige Kindergartenplätze gibt" – und jetzt schreibt er "auch umsonst", ich bin überzeugt, er meinte "gratis" – ,"bin ich überzeugt, dass die Eltern, jeder, der die besten Chancen für sein Kind haben möchte, dieses Angebot auch annehmen werden." 

Sind Sie also bereit, zumindest den Vorschlag Ihres Genossen Cap aufzugreifen und damit die Idee der ÖVP in Wien zum Durchbruch zu bringen, dass man das letzte Kindergartenjahr gratis anbieten soll?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zunächst einmal habe ich selten noch so eine g'spaßige Wortmeldung von Ihnen hier gehört, was mich wirklich freut. Sie sind ja sonst so ein ernster Mensch und dass Sie heute so g'spaßig sind, gefällt mir sehr gut. Das mit dem Reflex hat mir gut gefallen, denn da sind Sie wirklich ein Kundiger und wissen auch, wovon Sie sprechen. Denn reflexartig verteidigen Sie sofort alles, was von der österreichischen Bundesregierung kommt. Aber vielleicht hängt das ein bisschen auch mit einem allzu eingefahrenen Rollenverhalten zusammen, das es leider auch hier im Haus gibt, sodass man weniger betrachtet, was sich in Wien und für Wien als Notwendigkeit ergeben sollte.

Zum Zweiten: Einem Ottakringer zu erzählen, dass es eine verfehlte sozialdemokratische Wohnungspolitik ist, dass es zu Sprachenklaven kommt, ist ja die nächste riesige G'spaßigkeit. Denn selbstverständlich wissen Sie, dass Leute, die über relativ wenig Einkommen verfügen, sich in erster Linie dort ansiedeln, wo die Mieten billig sind, und die sind in allererster Linie in den Gründerzeitbereichen der Stadt, wo man ja nicht gerade sagen könnte, dass dort in einem besonderen Ausmaß Gemeindebauten und sozialer Wohnbau wären. Also seien Sie mir nicht bös: Wenn, dann machen Sie dem Lueger den Vorwurf, aber nicht mir. Das ist eher eine Skurrilität, die Sie da bringen. 

Zum Dritten, was die Reaktionen betrifft der Einzelnen, so verstehe ich das schon. Wenn man nicht aufmerksam zuhört oder nur vermittelt kriegt eine Botschaft, dann reagiert man halt auf das, was das Hölzel ist, und nicht auf den Inhalt. Die Reaktion vom Herrn Klubobmann Cap ist ein Beweis dafür, wie notwendig ein Sprachunterricht auch für Erwachsene wäre, denn dann würde man wahrscheinlich "umsonst" nicht mit "kostenlos" und "gratis" verwechseln. Also so gesehen mag ja das alles ein Beleg sein für die These, die ich vorhin auch vertreten habe.

Also seien Sie mir nicht bös: Wenn man hier eine Pflicht einführen will, wenn man hier einen verpflichtenden Unterricht, auch wenn es ein Vorschulunterricht ist im letzten Kindergartenjahr, einführen will, dann ist das eine ausjudizierte Geschichte, die eine Bundesangelegenheit ist und vom Bund auch zu finanzieren ist. Wenn man das will, das sollen die Spezialisten in dem politischen Bereich ausdiskutieren, ich persönlich kann dem eine ganze Menge abgewinnen, dann muss man auch wissen, ob man sich das leisten kann. Dass es vernünftig ist, wenn man jungen Leuten eine besondere Sprachförderung zukommen lässt, das will ich außer jeden Streit stellen. Ob es auch machbar ist, das werden wir sehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/00362/2004/0001-KFP/GM). Sie ist gerichtet von Herrn GR Mag Helmut Kowarik an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales: Wie ist die Bedarfserhebung für das Pflegepersonal für die Jahre 2007/2010?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! 

Herr GR Kowarik! Ich möchte gleich zu Anfang sagen: Die Zahlen für die Bedarfsplanung, die mir mein Bereichsleiter, Herr Dr Schmidl, gesagt hat, sind vage Zahlen. Es ist damit zu rechnen, dass der Bedarf bis zum Jahr 2010 um 10 bis 20 Prozent steigt. Ich möchte Ihnen aber sagen, was zu diesen vagen Zahlen führt.

Im Jahr 2001 waren in den gesamten Wiener Krankenanstalten 21 000 Pflegepersonen beschäftigt, in den stationären Pflegeeinrichtungen 5 000. In den Akutspitälern des KAV waren 1999 auf 100 belegte Betten 120,2 Pflegepersonen tätig, im Jahr 2002 aber schon 121,29. 

Es sind die Leistungszahlen ungefähr gleich geblieben, obwohl es eine Leistungsverschiebung gibt. Sie wissen, die Belagstage sinken, die durchschnittliche Dauer im Krankenhaus hat sich um 3 Prozent in den letzten 4 Jahren verringert, die Ein-Tages-Pflegen, tagesklinischen Leistungen sind stark angestiegen. Man muss aber auch zur Kenntnis nehmen, dass der Anstieg dieser Leistungen, auch wenn die Belagsdauer zurückgeht, für alle Beteiligten im Gesundheitswesen mit einer vermehrten Arbeit verbunden ist.

Im KAV hat es im Pflegebereich auf 100 belegte Betten im Jahr 1999 52,6 Krankenpflegepersonen gegeben, im Jahre 2002 waren es bereits 56,7 Personen.

Es hat sich genauso im ambulanten Bereich gezeigt, dass die Zahl der Pflegekräfte rasant zugenommen hat. Im Jahr 2000 waren zirka 300 Pflegekräfte tätig, im Jahr 2002 592. Noch deutlicher sehen Sie es an der Stundenentwicklung, die von 2001 auf 2002 bereits um 21,6 Prozent zugenommen hat.

Eine Gesamtstudie aber über den Bedarf an Pflegepersonal für Österreich existiert nicht, wiewohl in ganz Österreich im Jahr 1997 69 900 Pflegepersonen tätig waren und im Jahr 2000 73 500. 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut spricht den Pflegebereich als einen der expandierendsten Sektoren an. Wichtig ist aber auch, dass wir die Pflegekräfte finden, dass wir sie überhaupt haben, weil wir haben nichts nur von nackten Bedarfszahlen und können sie nicht mit Leben erfüllen, und wir brauchen auch eine entsprechende Finanzierung überall in Österreich für diesen Bereich.

Der KAV hat nach seinen eigenen Kriterien die Personalplanung berechnet und rechnet mit einem jährlichen Bedarf an 500 Pflegepersonen und rechnet, diese aus den Krankenpflegeschulen bedecken zu können. Sie wissen, wir haben heuer auch die Ausbildungsoffensive von AMS und WAFF, wo 300 zusätzliche Personen, die schon im Beruf standen, aufgeschult werden können. 

Mit gestrigem Stichtag, möchte ich Ihnen nur noch sagen, haben wir festgestellt, dass 13 211 MitarbeiterInnen im KAV dem Pflegeberuf zugehörig sind. 

Wie gesagt, die Schwierigkeit ist: Wir werden auch ein Heimgesetz verabschieden, das neue Kriterien festlegt. Auch das wird einen Anstieg zur Folge haben. Wir können noch nicht exakt die medizinische Entwicklung voraussagen. Aber nach all diesen Zahlen, die ich Ihnen jetzt gesagt habe, ist ungefähr mit einem Bedarfsanstieg bis zu 20 Prozent zu rechnen. Das bedeutet jährlich eine Steigerung Wien-weit von 1,5 bis 2,5 Prozent.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. – Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Tatsache, dass wir seit Jahren Personalmangel haben beim diplomierten Krankenpflegepersonal, ist ja nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass es damals verabsäumt wurde, entsprechende Planungen zu machen, und deshalb haben wir den Zeitpunkt 2007 angeführt. Wenn man hört, dass man zu diesem Zeitpunkt um 4 500 Pflegekräfte mehr braucht in Österreich, ist es also ganz wichtig, entsprechende langfristige Planungen durchzuführen. 

Wir wissen, dass es sicherlich nicht einfach ist, Personal zu rekrutieren. Es ist sicherlich nicht einfach, entsprechende Schülerinnen und Schüler zu gewinnen. Es werden hier wohl Maßnahmen gemacht, aber meiner Ansicht nach hängt es auch damit zusammen, dass das Berufsbild des Krankenpflegepersonals doch nicht das Ansehen hat, wie es eigentlich sein sollte, dass eben die jungen Leute verstärkt dazu gehen. 

Wenn wir hören, dass es eine relativ große Dropout-Rate gibt, dass also dadurch, da es ein anstrengender Beruf ist, die Attraktivität des Berufes noch mehr sinkt, ist es notwendig, Überlegungen anzustellen, wie man den Beruf attraktiver gestalten könnte und das Berufsbild in seiner Gesamtheit.

Es ist auch schon davon gesprochen worden, dass man zum Beispiel die Ausbildung mit einer Matura abschließt. Verschiedene Maßnahmen werden besprochen, und ich glaube, das Dringende ist, doch solche Maßnahmen umzusetzen, um eben in Hinkunft die Sicherheit zu haben, dass genügend Personal gewonnen werden kann. 

Und ich frage Sie: Was können Sie sich vorstellen, welche Anreize geschaffen werden müssen, um dieses Berufsbild besser darzustellen und attraktiver zu machen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! Sie wissen, wir bemühen uns immer wieder, mit Image-Kampagnen die Wahrnehmung der Bevölkerung für diesen Beruf zu verschärfen und zu verbessern. Ich glaube nicht, dass von den PatientInnen die Krankenpflege minder geachtet wird. Auch nicht von den Angehörigen. Es sind nur dort Personen, die unter besonderem Stress sind und daher auch manchmal sich nicht adäquat verhalten. 

Was aber das wirklich Schwierige in dem Beruf der Krankenpflege ist, sind die extremen psychischen und physischen Belastungen, ist die extrem unangenehme Dienstzeit, die einfach zu erfüllen ist. Es gibt praktisch keine anderen Berufe als die im Gesundheitsdienst, wo wirklich jeden Tag im Jahr rund um die Uhr Versorgung stattfinden muss, gleichgültig, ob es Krankheitswellen in Österreich gibt. Es ist natürlich so: Wenn alle Menschen krank sind, sind genauso die, die sie betreuen, krank. Dann wächst schon wieder der Druck, man ist unzufriedener. 

Man muss eben in erster Linie versuchen, die Krankenpflegepersonen von vermehrter Arbeit zu entlasten, von Arbeit zu entlasten, die nicht die ihre ist. Es hat wirklich eine Krankenpflegeperson nicht Nachtkasteln zu reinigen und dergleichen. Man hat eben die Hilfen zur Verfügung zu stellen, auch in den Pflegezentren, dass man entsprechend also verbessert, dass für anderes gesorgt ist, dass sie sich auf ihren ureigensten Beruf zurückziehen können. Es ist in der Dokumentation zu überlegen, was wir verbessern können. Und in der Ausbildungssituation schreibt nicht das Bundesministerium für Wissenschaft vor, wie die Ausbildung sein soll, sondern das sind Vorschriften, die vom Gesundheitsministerium erlassen werden. Und da werden laufend weitere Gespräche stattfinden, um zu schauen: Wie können wir die Ausbildungssituation verbessern? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Frau GRin Lakatha. Die Frau GRin Pilz hat keine Zusatzfrage mehr. Bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Sie haben ja voriges Jahr eine Werbekampagne initiiert für die Pflegeberufe. Auch heuer soll wieder eine durchgeführt werden. Im Grund genommen war sie ja nicht sehr erfolgreich, weil es haben sich deshalb nicht sehr viele Leute für den Pflegeberuf entschieden. 

Ich wollte Sie jetzt fragen: Wer ist für diese Werbekampagne im Krankenanstaltenverbund zuständig und wie lange werden Sie diese Kampagne weiterführen, auch wenn sich kaum Leute für diesen Beruf entschließen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! Bei der ersten Werbekampagne gab es tatsächlich mehr Meldungen. Es ist ja nicht so, dass wir so wenig Meldungen haben, dass nicht genügend für die Plätze vorhanden wären. Ich habe auch schon manchmal gesagt, man sollte vielleicht an Lernunterstützendes denken. Es kann jeder eine Universität besuchen, der ein Maturazeugnis abgelegt hat, und sei es, dass er Latein als Voraussetzung hat oder nicht. Aber es gibt keine zusätzliche Prüfung für das Medizinstudium. Es ist aber so: Bei der Pflege gilt als Berufskriterium Hauptschulabschluss und 10. Schuljahr, und da sind dann sehr wohl noch Kriterien. Und um mehr aussuchen zu können, ist es für die Schulbetreiber nötig, dass sich ungefähr drei Schülerinnen pro Platz melden. Also zu glauben, es haben sich nicht einmal für die Plätze genügend gemeldet, ist nicht zutreffend. Ich glaube halt, dass wir den Unterricht so gestalten sollten, dass wir jenen, die im theoretischen Lernen vielleicht nicht so gut sind, die aber andere gute Fähigkeiten haben, durchaus die Möglichkeit geben sollten, diesen Beruf zu ergreifen. 

Die Werbekampagne jetzt wird vom KAV gemeinsam mit meiner Pressestelle betrieben, findet aber erst im April statt, mit sogar einer Woche im Rathaus. Wir werden dann sehen, wie erfolgreich sie ist. Aber wir waren mit der ersten Werbekampagne nicht unzufrieden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. – Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Durch den Mangel an diplomiertem Krankenpflegepersonal wird jetzt vielfach versucht und wird auch durchgeführt, dass man verstärkt Pflegehelferinnen heranzieht zur Arbeit. Jetzt ist es so, dass in den einzelnen Häusern die Aufgaben oder die Betrachtungsweise der Aufgaben der Pflegehelferin verschieden ist. Und da gibt es also immer wieder Schwierigkeiten in der Betrachtung und in der Art und Weise, wie eben sich die Pflegehelferinnen eingesetzt fühlen und welche Verantwortung sie haben dürfen und so weiter.

Meine Frage geht jetzt dahin: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass hier ein einheitliches Betrachtungsbild oder ein einheitliches Aufgabengebiet für die Pflegehelferinnen, für alle Wiener Spitäler und Pflegeeinrichtungen, durchgeführt werden kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! An sich gibt es ein einheitliches Bild, was sie tun dürfen. Es hängt nur sehr viel von der einzelnen Stationsschwester ab, wie sie sich in ihrem Gesamtverband zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verhält, wie sie die Integration der verschiedenen Ausbildungsgruppen miteinander betreibt. 

Die Pflegehelferinnen haben natürlich nicht das Berufsbild der diplomierten Krankenpflege. Sie wurden nur sehr oft fast gleichwertig herangezogen. Es leiden jetzt manche darunter und fühlen sich degradiert, wenn sie Tätigkeiten, die sie viele Jahre ausgeübt haben, dann nicht mehr so machen dürfen. Es ist aber wichtig, dass vor allem die Chemie zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern stimmt und dass die Stationsschwestern entsprechend geschult sind, dies auch weiterzugeben. Und ansonsten muss man trachten, jenen, die sich in der Pflegehilfe bewährt haben, so rasch wie möglich den Weg in den zweiten Bildungsgang zu öffnen, dass jene, die gut sind, sehr rasch aufgeschult werden können zu Diplomkrankenpflegerinnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Die 5. Anfrage (FSP/00361/2004/0003-KSP/GM) ist von der Frau GRin Laura Rudas an die Frau Vizebürgermeisterin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Im Dezember 2002 wurde im Wiener Landtag ein Demokratiepaket beschlossen, das unter anderem bei Bezirksvertretungs- und Gemeinderatswahlen die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre beinhaltet. Welche Aktivitäten und Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um junge Menschen schon jetzt an Entscheidungsprozessen zu beteiligen, damit sie auch auf das Wahlrecht vorbereitet werden?

Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich freue mich sehr, dass ich Ihnen diese Frage beantworten kann, vor allem deshalb, weil Sie in Wirklichkeit der lebende Beweis dafür sind, dass die Wiener SPÖ nicht nur über Partizipation und Einbindung von jungen Menschen redet, sondern das tatsächlich auch tut, und vor allem, dass das Vorurteil, dass junge Menschen sich für Politik nicht interessieren, eines ist, das unter Vorurteil abzuhaken ist. Und daher ist insgesamt die Fragestellung, wie geht Politik mit jungen Menschen und vor allem deren Interessen um, eine ganz Wichtige. 

Der Abschluss des Demokratiepaketes und vor allem die Senkung des Wahlalters auf Wiener Ebene war eigentlich eine Konsequenz aus einem langen Prozess, indem ich als Jugendstadträtin versucht habe, von Anfang an das Bewusstsein einer aktiven Partnerschaft zwischen jungen Menschen und anderen Wienerinnen und Wienern, vor allem die Barrieren, die es hier gegeben hat, bewusst zu minimieren, indem wir versucht haben, auf Bezirksebene beginnend durch die Einsetzung von Bezirksjugendbeauftragten bis hin zu aktiven Partizipationsformen auf städtischer Ebene den direkten Bezug herzustellen, junge Menschen ernst zu nehmen mit ihren Problemen, mit ihren Bedürfnissen als BewohnerInnen dieser Stadt und sie aktiv in die Planung und Umsetzung mit einzubeziehen. Viele Beispiele haben bewiesen, dass das funktioniert, dass die Ängste von Erwachsenen unbegründet sind, die manchmal da sind, nicht die geeigneten Kommunikationsformen zu finden, manchmal die Sprache gar nicht zu verstehen, die junge Menschen sprechen, und zwar nicht deswegen, weil sie eine andere Sprache sprechen, sondern weil sie die gemeinsame Sprache anders sprechen. 

All das ist ein Lernprozess, und wir haben versucht, ihn aktiv zu begleiten. Letztendlich haben wir auch bewiesen durch Gesetze und ihrem Entstehen, dass das Miteinbeziehen von jungen Menschen etwas ist, das funktioniert. Ich denke an die Veränderung des Wiener Jugendschutzgesetzes und andere Maßnahmen, die wir gesetzt haben. Und daher ist jetzt durch den Beschluss der Wahlaltersenkung und dem Demokratiepaket natürlich nicht die Situation eingetreten, dass wir sagen, so, okay, jetzt haben wir es erledigt, damit brauchen wir nichts mehr zu tun, sondern das muss aktiv fortgesetzt werden.

Wir machen das beispielsweise dadurch, und ich will hier nur einiges aufzählen, dass natürlich alle Kommunikationsformen im Bereich der Kinder- und Jugendparlamente auf Bezirksebene, aber auch hier in diesem Haus fortgesetzt werden. Ganz wichtig sind jene Maßnahmen, die zur Bildung beitragen, das heißt Seminare, Schulungen, die jungen Menschen helfen, sich zu artikulieren und die letztendlich auch Ausbildung bedeuten. Es geht weiters darum, dass auch alle Vereine, die im Auftrag der Stadt Wien arbeiten, wie zum Beispiel der Verein Jugendzentren mit seinem Projekt "Pieta", BetreuerInnen und Jugendliche gemeinsam in Prozesse einbinden, Programme gestalten, Bewegungsräume gestalten bis hin zu der Ausgestaltung von neuen Jugendeinrichtungen und vielem anderen mehr. 

Das heißt, dieses Ernstnehmen des Miteinanders, dieses Ernstnehmen von PartnerInnen sein, dieses Ernstnehmen von jungen Menschen war letztendlich ausschlaggebend für die Entscheidung des Demokratiepaketes und wird es auch für die Zukunft bleiben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, Sie haben gerade vom Ernstnehmen der jungen Menschen gesprochen und dass die Stadt Wien sehr viel im Bereich der Partizipation von jungen Menschen unternimmt. 

Mich würde interessieren, welchen Zugang beziehungsweise welche Definition Sie von Partizipation haben, weil es da unterschiedliche, auch in der wissenschaftlichen Literatur, Zugänge gibt. Wir haben ja schon öfter Anträge eingebracht, Jugendparlamente, also Junggemeinderäte einzusetzen, und die Ablehnung wurde dann immer damit begründet, dass es ja andere Partizipationsbereiche gibt, die auch in der Stadt verwirklicht werden. Deswegen würde mich jetzt interessieren: Was ist für Sie Partizipation?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Ich habe einen sehr pragmatischen Zugang zur Partizipation und damit wieder auch einen sehr einfachen, denn Partizipation heißt für mich aktives Miteinander, heißt Ernstnehmen, heißt Einbinden, wo immer es geht. Das beginnt im kleinsten Bereich der Familie und endet im großen Bereich einer demokratischen Gesellschaft und aller demokratischen Abläufe in unserer Stadt. Hier gilt es, Barrieren abzubauen, hier gilt es, sozusagen auch hierarchische Prinzipien abzubauen, mit denen wir, also ich zumindest noch, groß geworden sind, die teilweise noch immer herrschen. Hier hat es schon viele Veränderungen gegeben, auch in diesbezüglichen Gesetzen, und trotzdem gibt es diese Barrieren noch immer. 

Was wir versuchen, ist, einerseits bewusstseinsbildend zu wirken, um keine Diskussionen, wie zum Beispiel im Zusammenhang mit der Pensionsreform, über Generationskonflikte und Generationsverträge aufflammen zu lassen. Wir setzen kleine Maßnahmen, wie zum Beispiel im Bereich des Umganges mit neuen Technologien, indem junge Menschen älteren Menschen diese Technologien näher bringen. Wir unterstützen alle Maßnahmen, die Barrieren abbauen, um dann tatsächlich die Teilnahme wirksam werden lassen, die aktive Teilnahme an all diesen Prozessen. 

Das, was hier an Unterschieden tatsächlich vielleicht noch vorhanden ist, ist die Umsetzung im praktischen Ablauf und in demokratischen Gremien, die es in dieser Stadt gibt. Aber alles, was rundherum passiert, ist die Voraussetzung dafür, dass letztendlich auch die Ausübung des Wahlrechtes nicht nur auf dem Papier geschrieben steht, sondern tatsächlich auch als demokratisches Element erkannt wird und als solches genutzt wird.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Dr Ulm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wenn eine SPÖ-Gemeinderätin eine solche Frage an eine SPÖ-Stadträtin stellt, nämlich wie die Jugendlichen auf das Wahlrecht vorbereitet werden, dann reagiert man als Oppositionspolitiker natürlich schon sehr sensibel, wurde doch in letzter Zeit die Schule vermehrt zum parteipolitischen Spielball, ob es die Lehrerbeschäftigung war oder andere Beispiele, umso mehr, als mir hier ein corpus delicti vorliegt, und zwar ein Schreiben des Zentralvereins, mit dem die SPÖ-Lehrervereinigung anlässlich der letzten Gemeinderatswahl aufgefordert wurde, einen Wahlaufruf in den Klassen zu verteilen.

Meine Frage in dem Zusammenhang ist daher: Wie kann Parteipolitik in den Schulen ausgeschlossen werden? Was wird die Stadt Wien unternehmen? Bei der nächsten Gemeinderatswahl, wo ja 16- bis 18-Jährige möglicherweise wahlberechtigt sein werden, wird sich herausstellen, was der Verfassungsgerichtshof dazu meint. 

Wie wird die Stadt Wien reagieren und welche Vorkehrungen wird sie treffen, um auszuschließen, dass Parteipolitik in die Klassenzimmer getragen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Wenn man länger in diesem Haus ist, dann kommen manche Zusatzfragen nicht unerwartet. Ich finde aber diese Diskussion, und für die Frau Gemeinderätin wird sie deshalb sehr spannend sein, immer wieder für beachtenswert, wenn Politiker das – ich bleibe jetzt konkret bei dem männlichen Begriff, weil Sie einer sind –, was sie doch hier gelobt haben und mit voller Überzeugung tun, sich nämlich im Interesse der Wienerinnen und Wiener einzusetzen, da mit solchen Wortmeldungen Politik in Wirklichkeit ad absurdum führen.

Denn was ist denn der Unterschied zwischen dem, was Sie hier anprangern mit angeblicher Parteipolitik, und dem, was Sie doch hoffentlich alltäglich tun, nämlich als aktiver Politiker einer Partei, mit voller Überzeugung der Ideologie der Partei folgend, die Sie vertreten, zu versuchen, möglichst viele Menschen in politische Prozesse mit einzubeziehen, damit in demokratische Prozesse, letztendlich mit der Zielsetzung, dass möglichst viele Menschen an demokratischen Prozessen teilhaben und wir nicht beobachten müssen, dass die Wahlbeteiligung immer mehr zurückgeht und ganz bewusst das, was wir wollen, nämlich das, was hier im Wiener Gemeinderat oder im Wiener Landtag passiert oder auf nationaler Ebene im Parlament passiert, tatsächlich die Entscheidung der Wählerinnen und Wähler ist, derer, die Sie gewählt haben, nämlich Sie als Person, jeden anderen, der hier im Haus ist, auch als Person. 

Das heißt, tun wir doch nicht so, als ob es zwei verschiedene Arten von Politik gäbe, nämlich eine böse Parteipolitik, und wir alle sind böse Parteipolitiker, und eine gesunde Art von Politik, was immer die ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Daher sage ich, es ist so wichtig, dass Schule Demokratie von Anfang an lernt. Wir haben in den Schulen viele demokratische Abläufe, sei es die Schülervertretung, sei es die Elterneinbindung, mit den Rechten, die in den Gesetzen festgelegt sind, wie das Zusammenspiel von Schülern, Eltern und Lehrern zu funktionieren hat. 

Und nicht nur die SPÖ hat einen Lehrerverein, sondern auch die ÖVP. Auch die ÖVP versucht berechtigterweise über ihren Lehrerverein und über ihre gewerkschaftliche Organisationsform Interessen zu vertreten, denn sonst braucht man keine Interessensvertretung. Und wir befinden uns doch, so hoffe ich, auf dem gemeinsamen demokratischen Boden, dass die Interessensvertretungen und die Sozialpartnerschaft in diesem Land etwas Wichtiges sind.

Ich würde Ihnen zustimmen, wenn Sie der Meinung wären, es ist falsch, in der Schule den Jugendlichen bei der nächsten Möglichkeit – wo ich überzeugt bin davon, dass 16-Jährige in Wien wählen werden dürfen – zu sagen: Wenn du nicht ÖVP wählst, dann wirkt sich das unmittelbar in deinem nächsten Zeugnis aus. Da würde ich mit Ihnen übereinstimmen: Das wäre zu verurteilen und ein absoluter Blödsinn.

Ich halte es aber der österreichischen Schulgesetzgebung und dem Lehrplan entsprechend für wichtig, dass sich auch in den Schulen Pädagoginnen und Pädagogen mit politischen Systemen, die Auswirkungen auf wirtschaftliche Systeme, auf alle unsere Lebensbereiche haben, auseinander setzen, um die Jugendlichen zu kritischen Persönlichkeiten zu erziehen. 

In diesem Sinne werden wir, wie auch von Ihnen gewünscht, in den Schulen nicht die Türen zumachen, wenn die dort Tätigen und die dort Lernenden wünschen, mit PolitikerInnen zu diskutieren, Parteiprogramme zu vergleichen und alles zu tun, um auf demokratische Prozesse vorbereitet zu werden. Ich glaube auch nicht, dass wir uns in diesem Punkt uneins sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage stellt der Herr GR Dr GÜNTHER. Bitte.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! Ich bin mit Ihnen eins, wenn Sie sagen: Demokratie ist in der Schule auch vorzubereiten. Dass das nicht in dieser Form passieren sollte, glaube ich, sind sich in diesem Haus auch alle einig, dass Lehrervereinigungen nicht zur politischen Agitation herangezogen werden. 

Ihr Angebot, zu sagen, gehen wir gemeinsam auf die Schüler zu, auch alle Politiker, ist ein vernünftiges. Nur, ich habe in dem Alter nach 15, also nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht, auch viele Jugendliche, die ich nicht mehr im Schulbereich halte, weil sie aus dem Schulbereich ausgeschieden sind und in dem Alter zwischen 15 und 16 Jahren entweder in einer Lehre sind, dort sind sie zum Teil noch im Schulbereich eingebunden, oder überhaupt nicht in einer Lehre sind, sondern einem ungelernten Beruf nachgehen. Ich glaube, dass es vor allem hier notwendig wäre, auf die Jugendlichen zuzugehen. 

Jetzt haben Sie einige Modelle angezogen und gesagt, wir machen das und das und das. Ich glaube aber, dass das verstärkt werden sollte, denn bei Beginn der Diskussion "Wahlaltersenkung auf 16 Jahre" sind Zahlen herumgeschwirrt, wo es geheißen hat, nur 10 Prozent der Jugendlichen, nur 15 Prozent der Jugendlichen wären bereit, zur Wahl zu gehen. Es kann nur unser Ziel sein, diese Zahl so viel als möglich zu erhöhen. 

Darum frage ich Sie: Haben Sie a) konkrete Zahlen, wie hoch das derzeit liegt? Und b), wieweit können wir da gemeinsam in Schuldiskussionen aller Fraktionen und nicht auf eine bezogen gemeinsam etwas machen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ich bin sehr dankbar für das, was Sie jetzt gesagt haben, denn es zeigt vielleicht doch, dass wir einen gemeinsamen Weg dort gehen können, wo genau das, was Sie angesprochen haben, nämlich eine allgemeine Bewusstseinsbildung zu demokratischen Prozessen, auf allen Ebenen unterstützt werden kann.

Es macht aus meiner Sicht keinen Sinn, erst sozusagen knapp vor dem 16. Geburtstag zu beginnen, sondern es ist ein Erziehungsprozess. Dieses "Sich-aktiv-Be-teiligen" erfordert, dass man engagiert und kritisch alles im Leben hinterfragt und auch das Gefühl bekommt, wirklich etwas tun zu können. 

Die letzten Gemeinderatswahlen haben gezeigt, dass die Wahlbeteiligung bei jüngeren Wählerinnen und Wählern eine durchaus höhere ist als in weiterer Folge bei Erwachsenen. Das stimmt mich zuversichtlich, aber es soll uns nicht sagen, wir brauchen nichts mehr zu tun. 

Gerade was den außerschulischen Jugendbetreuungsbereich betrifft – und ich habe den Verein Jugendzentren genannt als den größten Organisator, aber hier sind auch die Jugendorganisationen der Parteien gefragt, denn auch das ist sozusagen eine wichtige Aufgabenstellung von politischer Bewusstseinsbildung – sollten wir gemeinsam versuchen, diesen Weg zu beschreiten. Ich meine, dass wir trachten sollten, möglichst viele jener Jugendlichen, die in dem Alter sind, das Sie angesprochen haben und die nach der Schulpflicht aus Schulsystemen ausgeschlossen sind, in Ausbildungssysteme zurückzuholen. 

Unsere Forderung nach mehr Lehrplätzen und damit auf Einbindung dieser Jugendlichen in die Berufsschulen ist ja evident, weil ich glaube, dass Ausbildung einen direkten Zusammenhang hat mit dem Sich-einbringen-Wollen in demokratische Prozesse. 

Ich kann hier auf oftmalige Vorschläge von uns verweisen. Wir setzen auch viele um. Und vielleicht kann auch die freiheitliche Fraktion sich dazu finden, den Programmen des Vereins Jugendzentren zuzustimmen. Denn vieles von dem wird gerade im außerschulischen Bereich, wo Jugendliche auch angetroffen werden können, die nicht in einer Schule sind, umzusetzen sein. Genauso wie ich, wie ich schon gesagt habe, die Arbeit von Jugendorganisationen sehr, sehr, hoch einschätze. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Die vierte Zusatzfrage: Frau GRin Rudas.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Auch wenn manche Gegenteiliges behaupten, auch heute und hier, junge Menschen sind interessiert, mitzubestimmen und mitzugestalten.

Meine Frage: Was machen Sie, damit die bisher positiv gesetzten Maßnahmen nicht als Beschäftigungstherapie fungieren, sondern die Anliegen der jungen Menschen wirklich ernst genommen werden und auch bearbeitet werden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Etwas, was uns junge Menschen jedenfalls voraus haben, ist, dass sie ungeduldig sind, und das ist gut so. Denn wir Erwachsenen sind in den langen Jahren von Disziplinierung und Gewöhnung an Systeme manchmal schon mit so einem vorauseilenden Gehorsam behaftet, dass wir uns diese Ungeduld nicht mehr bewahrt haben. Wir erleben es immer wieder, gerade in aktiven Prozessen des Miteinanders und der Partizipation, dass junge Menschen überhaupt kein Verständnis dafür haben, warum es zum Beispiel so lange dauert, bis eine Skater-Anlage tatsächlich umgesetzt wird. Denn wer interessiert sich schon als 16-Jähriger, der jetzt das unmittelbare Bedürfnis hat, in einem Park eine Skater-Anlage zu haben, welche Beschlüsse, Bescheide, Ausschreibungen et cetera dafür nötig sind, dass man das tatsächlich auch umsetzen kann.

Und nun gibt es darauf zwei Antworten. Das eine ist: Sicherlich sind solche Prozesse immer zu hinterfragen und wo es geht zu beschleunigen. Auf der anderen Seite ist es aber auch wichtig für junge Menschen zu erkennen, dass nicht alles, was ein Wunsch ist, auch eins zu eins sofort umgesetzt werden kann. Damit könnten unter Umständen Diskussionen in Familien minimiert werden, und ich weiß, wovon ich spreche. Vier Kinder haben direkte Demokratie in der Familie als aktive Schulung wirksam werden lassen. Aber andererseits ist es natürlich auch wichtig für uns als verantwortliche Politikerinnen und Politiker, hier auch gute Argumente zu finden, um Verständnis zu erreichen.

Und daher sage ich: Wenn wir sagen, wir nehmen solche Dinge ernst, dann vor allem durch praktisches Einbinden, durch praktisches Einbinden bei Planungsvorhaben der Umgebung, durch praktisches Einbinden im Bereich des Wohnbaus. Zum Beispiel, dass hier schon bei Ausschreibungen von neuen Wohnanlagen auf die Interessen von Kindern und Jugendlichen Rücksicht genommen wird, zum Beispiel bei Aktionen, die sich vor allem auf Mädchen orientieren, wo bewusst auf die Bedürfnisse von Mädchen eingegangen wird, egal, ob das sportliche Aktivitäten sind oder andere Freizeitaktivitäten, wo hier Position bezogen wird und Lobbyismus betrieben wird im Sinne von jungen Menschen. Das ist die Zielsetzung, und ich bitte Sie, ganz aktiv dafür zu sorgen, dass keiner hier im Haus darauf vergisst. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Günstlingswirtschaft im Wohnbau-Ressort? Auf Fay-mann können Freunde bauen." verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Ellensohn, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Günstlingswirtschaft im Wohnbau-Ressort? Auf Fay-mann können Freunde bauen." ist das Thema dieser Aktuellen Stunde. Das hat für ein bisschen Aufregung gesorgt. Kaum dass das Thema draußen war, ist der Öffentlichkeitsapparat des Wohnbaustadtrats angelaufen und hat sich natürlich auch der Journalisten und Journalistinnen dieser Stadt angenommen. Aber das ist halt der Job von denen. Das ist okay. 

Die Wortwahl hat aber nicht nur bei der SPÖ für Aufregung gesorgt, bei uns sorgt etwas anderes für Aufregung, nämlich die Art und Weise, wie leichtfertig mit Geld umgegangen wird, mit Steuergeldern umgegangen wird im Wohnbauressort, wie Geld ausgegeben wird und wie auf der anderen Seite den sozial Schwachen, den ökonomisch, finanziell Schlechtergestellten in dieser Stadt Geld weggenommen wird. Ich komme gleich zu ein paar Punkten. 

Der Punkt eins ist allen bekannt. Diese Woche ist der "Presse" ein Teil eines Rechnungshofberichts zu entnehmen. In dem geht es um den Generali-Tower. Die Eckdaten für alle, die das nicht wissen: Das Wiener Wohnservice, ausgegliedert, das ist eine GesmbH, der Präsident ist der Herr Faymann, hat angemietet den Generali-Tower in der Taborstraße, Büroräume. Jetzt sagt der Rechnungshof – nicht ich, nicht die GRÜNEN, sondern der Rechnungshof sagt –: Viel zu viel Miete wird bezahlt, und zwar nicht nur ein bisschen zu viel. Statt dem Maximum, das laut Gutachten bezahlt werden sol-lte für Büroflächen, 21 EUR, sind es 31,6 EUR. Zum Schnellerrechnen: Das bringt einen Verlust für die Stadtkasse von 72 000 EUR pro Jahr. 72 000 EUR werden alleine für diese Büroräumlichkeiten zu viel ausgegeben, sagt der Rechnungshof. 

Ein bisschen später werden zusätzlich im selben Gebäude wiederum Räume angemietet. Der Rechnungshof sagt: Ohne Notwendigkeit, werden nicht benötigt. Keine Ahnung, warum ihr das gemacht habt. 

88 000 EUR im Jahr, jetzt sind wir schon bei 160 000 EUR. 

Das geht aber weiter. Dann wird angemietet ein 
Veranstaltungsraum im Haus. Der Veranstaltungsraum dürfte an 99 Tagen, Berichtszeitraum war Jänner bis Dezember, verwendet werden. An 18 Tagen ist er verwendet worden. Die anderen Tage ist er leer gestanden. Für den zahlen wir auch jährlich 72 000 EUR. Wenn man das hochrechnet, kostet jede Veranstaltung viele, viele Tausend Euro, und bevor man glaubt, man muss da wichtige internationale Leute irgendwie bewirten und braucht dieses Ambiente: 14 von 18 Veranstaltungen waren rein interne Veranstaltungen, und dafür gibt man einen Haufen Geld aus. 

Bei diesen Geschäften wurde ein Kündigungsverzicht vereinbart – das gibt es immer wieder –, gleich einmal auf 15 Jahre. 

Und dann hat man die Miete nicht nur überhöht bezahlt, sondern gleich einmal im Vorhinein. Aber nicht ein halbes Jahr oder ein paar Monate und auch nicht zwei, drei Jahre, sondern wir zahlen einmal 12,5 Jahre Miete im Vorhinein, nämlich gleich. 2,7 Millionen EUR wechseln den Besitzer, raus aus dem Wohnbauressort, raus, hinüber auf die anderen Seite. 

Jetzt müsste man sich eigentlich fragen, und das fragt sich natürlich auch der Rechnungshof: Warum macht man das? Warum ist man so unwirtschaftlich? Warum wird mit Steuergeldern derartig geludert und herumgeworfen, dass man eine Antwort augenscheinlich nicht haben kann. 

In der "Presse" gibt vom Wiener Wohnservice, das ist der offizielle Mieter, die Marketingchefin bekannt: Naja, es gab natürlich Gegengeschäfte. Und das ist eigentlich der Ansatzpunkt. Es gab natürlich Gegengeschäfte. Nur, für wen? Wo sind die beschlossen worden? Wer profitiert von diesen Gegengeschäften? Wer bekommt eine Gegenleistung für Hunderttausende von Euros, die aus der Stadtkasse verschwinden, abfließen? Wer bekommt welche Gegenleistungen in welcher Form? 

Die GRÜNEN haben heute in der Früh eine Anfrage abgegeben, in der der Herr Stadtrat aufgefordert wird, genau diese Frage zu beantworten. Wer hat mit wem welche Gegengeschäfte verhandelt? Wer profitiert davon? 

Und das Kontrollamt der Stadt Wien wird ebenfalls von uns eingeschaltet, sofern der Antrag die Mehrheit findet. Das Kontrollamt möge ebenfalls die Wirtschaftlichkeit und die Zweckmäßigkeit dieser Ausgaben prüfen, und wir warten gespannt auch auf diesen Bericht. 

Wie gesagt, das ist nicht die Kritik der GRÜNEN, das ist die Kritik des Rechnungshofes, die ernst zu nehmen ist. 

Das ist natürlich nicht der einzige Punkt, bei dem im Wohnbauressort Gelder verloren gehen: Bei den Gemeindebauverkäufen. Es wurden bis jetzt über 40 städtische Wohnhäuser, und die Mieter und Mieterinnen da drinnen sind Gemeindebaumieter und -mieterinnen, verkauft. Manche dieser Häuser, die verkauft wurden, sind ohne Ausschreibung verkauft worden, einfach an jemand, der sich gemeldet hat. Mit der Begründung, es ist ein Anrainer. Dazu sagt das Kontrollamt – wiederum, nicht die GRÜNEN, das Kontrollamt sagt –: Einen Anrainerstatus konnten wir nicht feststellen. Na, kein Wunder, weil das Büro 250 Meter weit entfernt ist, und das gilt nun einmal nicht als Anrainerstatus. Was hat der gemacht? Er hat mehrere Gebäude gekauft im 4. Bezirk und hat die wieder abgestoßen. Ein Jahr später. Gezahlt hat er zuerst 2 Millionen EUR, ziemlich genau, 2,06 Milli-onen EUR, und verkauft hat er es ein Jahr später. Und jetzt sind diese ehemaligen Mieter und Mieterinnen der Stadt Wien in den Händen der Wlaschek-Stiftung, weil die hat das gekauft um 4,5 Millionen EUR. 

Und jetzt müssen sich alle fragen: Wer hat da welchen Fehler gemacht? Die Wlaschek-Stiftung lässt sich nicht so schnell über den Tisch ziehen und zahlt nicht freiwillig 2,5 Millionen EUR zu viel. Und das bisschen Sanieren zwischendurch hat dieses Geld nicht gekostet. Da sind viele Hunderttausend, wenn es nicht schon Millionen Euro sind, wiederum aus der Stadtkasse verschwunden. 

Diese Gemeindebauverkäufe ohne Ausschreibung haben die GRÜNEN bereits abgestellt. Wir haben das Kontrollamt damit beschäftigt. Die sind zu denselben Schlüssen gekommen wie die GRÜNEN. Diese Verkäufe ohne Ausschreibung sind nicht mehr möglich. Also diese Schädigung des Vermögens der Wiener und Wienerinnen durch das Wohnbauressort ist nicht mehr möglich.

Nächster Punkt. Er ist ebenfalls in den Medien gewesen. Wenn inseriert würde in Wien, ein Reihenhaus ist abzugeben, Sie müssen es selber sanieren, es kostet 40 000, 50 000 EUR zum Sanieren, dann hätten Sie anschließend allerdings ein Haus mit knapp 100 Qua-dratmetern Wohnfläche und 200 Quadratmeter Garten und dafür zahlen Sie dann noch 164 EUR monatlich Miete, meine Damen und Herren. Für ein Reihenhaus mit Eigengarten 164 EUR Miete! 

Und jetzt wundern sich wahrscheinlich vor allem die Leute und die Gäste auf den Zuschauer- und Zuschauerinnenplätzen: Wer kriegt denn so was? Na, ich nicht und der durchschnittliche Wiener und die durchschnittliche Wienerin auch nicht, sondern der Vizedirektor, der frischgebackene damals Vizedirektor von Wiener Wohnen. Nur damit man sieht, wie umgegangen wird mit dem Geld. 

Die GRÜNEN haben gefordert die volle Transparenz im Bereich öffentlicher Wohnungen: Diese Anträge wurden dauerhaft und werden immer noch ständig abgelehnt von der SPÖ. 

Ein weiteres Beispiel, wie Geld verschleudert wird. Die SPÖ in Person Faymann hat der Gesellschaft für Stadtentwicklung und Stadterneuerung, der GSG, unter die Arme gegriffen. Die Firma ist konkursreif, weil einer der Geschäftsführer mehrere Millionen Euro veruntreut hat, im Casino verspielt hat angeblich. Das hat nichts zu sagen, wo es veruntreut wurde. Dieses Geld lag auf Treuhandkonten der Stadt Wien, und diese Konten sind nie überprüft worden und über Jahre hinweg abgezockt worden. Das Geld ist weg, unwiederbringlich. Was macht man? Wir beteiligen uns jetzt an dieser Firma. Die Stadt Wien hat ein Drittel in etwa dieser Firma erworben und beteiligt sich an einer Firma, die konkursreif war aus Eigenverschulden. 

Jetzt ist die Frage: Wer bekommt eigentlich diese besondere Zuwendung von Seiten der Stadt aus? Gilt das für alle Firmen, die konkursreif sind, oder gilt das nur für bestimmte? Können nur Freunde oder Bekannte damit rechnen oder gilt das für alle Baufirmen in Zukunft, die konkursreif sind?

Jetzt komme ich zum letzten Punkt. Das ist alles Geld, das wegfließt, das ist alles Geld, das verschwindet. Hunderttausende, Millionen von Euro sind das insgesamt. Und irgendwo muss man es ja hernehmen. Und wo nimmt man es her? Unter anderem genau bei denen, die keines haben, von Leuten, die im Gemeindebau wohnen und nicht in der Lage sind, ihre Miete immer ganz pünktlich zu bezahlen. Eine Woche zu spät zahlen, 18,50 EUR Mahngebühr. 1,6 Millionen EUR Mahngebühr werden jährlich eingehoben durch Wiener Wohnen von Menschen, die nicht in der Lage sind, ihre Rechnungen pünktlich zu zahlen. 

Auch das konnten die GRÜNEN abstellen. Diese Erstmahnung ist mittlerweile gestrichen. Auch wenn es vorher eine Weisung, eine interne Weisung der damaligen, jetzt nicht mehr Chefin von Wiener Wohnen gegeben hat, die zwar darauf hingewiesen hat, dass es sozial durchaus Sinn machen würde und dass es auch sehr viele Initiativen in der Stadt verlangen, die sozial denken, nämlich die Miete zu einem Zeitpunkt zu fordern, an dem die Leute ihre Gehälter und ihre Sozialleistungen erhalten haben, nämlich Mitte des Monats. 

Auch dazu haben wir heute einen Antrag abgegeben. Die GRÜNEN fordern die Harmonisierung des Mietzahlungstermins mit den Zahlungen, die die Menschen erhalten. Arbeitslosengeld und andere Gehälter werden nicht alle Anfang des Monats überwiesen, sondern eher Mitte des Monats. Es wäre sozial verträglich, wenn die Mieten in der Stadt nicht Anfang des Monats eingemahnt werden würden. 

All diese Punkte zeigen auf, dass im Wohnbaubereich sehr, sehr viel Kontrolle notwendig ist. Das machen die GRÜNEN. All diese Punkte zeigen auf, dass sehr, sehr viel Geld bisher verschleudert wurde. Wir hoffen, und wir schauen dem Herrn Faymann dabei sehr genau auf die Finger, dass es sich in Zukunft deutlich bessert. Wir GRÜNEN sind in der Stadt bis jetzt die Kontrollpartei Nummer 1 gewesen und werden es auch weiterhin sein. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich gemeldet der Herr GR DDr Görg. 

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Vertreter der Österreichischen Volkspartei im Stadtsenat haben das Geschäftsstück, das sich mit der Frage der Stellungnahme der Stadt Wien zum Rechnungshof-Rohbericht auseinander gesetzt hat, abgelehnt, und zwar aus gutem Grunde abgelehnt, weil insbesondere auf den Vorwurf, dass Wiener Wohnen zu überhöhten Preisen Grundflächen im Generali-Tower, im “NEWS“-Tower, sage ich ganz konkret, angemietet hat, überhaupt nicht eingegangen worden ist. Und, Herr Stadtrat, schweigen kann schon manchmal Noblesse bedeuten. Aber in diesem Fall ist es entweder Indolenz oder schlechtes Gewissen. Beides ist nicht tolerierbar. 

Gleichzeitig sage ich aber, dass es die politische Redlichkeit gebietet, dass ich hier offen lege, dass ich selbst indirekt mitbeteiligt gewesen bin an dieser ganzen Causa in meiner Eigenschaft als damaliger Planungsstadtrat. Ich möchte die dreieinhalb Minuten, die mir noch bleiben, dazu verwenden, die Motive dafür darzulegen und auch die Konsequenzen, die Sie, glaube ich, ziehen sollten. 

Es wird niemand hier im Raum auf die Idee kommen, wer in den letzten zehn Jahren die Berichterstattung der “NEWS“-Gruppe verfolgt hat, dass sich die Macher der “NEWS“-Gruppe als ein Personenkomitee verstehen zur Förderung der Wahlchancen der ÖVP. Ich selbst habe als Parteiobmann hier manchmal weniger news als mehr news gewünscht und ich hätte als Parteiobmann keinen Grund gehabt, die “NEWS“-Gruppe besonders zu unterstützen. 

Ganz anders als in meiner Eigenschaft als Planungsstadtrat. Die “NEWS“-Gruppe ist genau das, was wir in dieser Stadt dringend brauchen. Ein dynamisches Unternehmen, ein wachsendes Unternehmen, das ganz spannende und interessante, gut bezahlte Arbeitsplätze bietet. Daher war mir klar, als sich einer der Gründer der “NEWS“-Gruppe, der Helmuth Fellner, an mich gewandt hat, um mir zu erklären, dass die “NEWS“-Gruppe ein neues Domizil braucht, weil sie aus dem Galaxie-Tower ausziehen muss, dass ich alles tun werde, um der “NEWS“-Gruppe zu helfen, ein neues Domizil zu finden. 

Und ich selbst bin dann im Laufe der Gespräche auf die Idee gekommen, bei Generali anzufragen, ob nicht der Generali-Tower, der damals knapp vor der Fertigstellung war, verfügbar wäre, damit “NEWS“ dort einziehen kann. Es war schön, dass Generali, die ursprünglich das für den Eigengebrauch verwenden wollten, gesagt hat: Ein interessanter Mieter, das machen wir. Und so ist “NEWS“ und Generali zusammengekommen. 

Es war in den Gesprächen mit Helmuth Fellner ziemlich klar, dass “NEWS“ allein den Tower nicht besiedeln kann, dass sie auch einen Zweitmieter brauchen, wobei Helmuth Fellner gesagt hat: Herr Dr Görg, es ist schön, wenn Sie uns dabei helfen können, aber wir werden uns auch selber danach umschauen. Ich habe dieses Angebot gemacht, selbst zu helfen, musste aber keine Kreativität an den Tag legen, weil mich Helmuth Fellner bald danach angerufen und mir gesagt hat, das mit dem Generali-Tower klappt und er hat auch schon eine Idee, wer die neuen Mieter sein könnten. 

Ich war dann zwar überrascht, als ich ein paar Wochen später hörte, dass die Stadt Wien durch ihre nachgelagerten Organisationen das anmietet, habe aber kein wirkliches Problem damit gehabt. Ich wollte ja der “NEWS“-Gruppe auch als Planungsstadtrat wirklich helfen. 

Natürlich ist es ein Grenzfall, weil auch bei den politisch Verantwortlichen sicher der Gedanke der Umwegrentabilität – ich nenne es einmal so – eine Rolle gespielt hat, wenn man “NEWS“ hilft. Und es ist unser Geschäft, uns auch mit den Medien gut zu stehen. 

Es geht nur nicht an, Herr Stadtrat – ich habe kein Problem, dass Sie angemietet haben oder der Wirtschaftsförderungsfonds angemietet hat –, dass man einen Vorwurf des Rechnungshofes – den ich nicht werte –, dass zu teuer angemietet worden ist und dass man vor allem die Flächen überhaupt nicht braucht oder nur im geringfügigen Ausmaß braucht, zurückweist. Das kann nicht toleriert werden.

Herr Stadtrat, ich fordere Sie daher auf, zumindest jetzt einen Plan zu entwickeln, wie diese Flächen, nachdem wir ja sehr lange gebunden sind, wirklich sinnvoll verwendet werden können. Ich möchte keinen weiteren Rechnungshofbericht lesen, wo es heißt, auch in zwei Jahren sind die Repräsentationsräume nur zu 20 Prozent von der Stadt Wien genützt worden.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Dr Görg, bitte kommen Sie zum Schluss! 

GR DDr Bernhard Görg (fortsetzend): Ich sage noch einmal: Ich fordere Sie auf, entwickeln Sie wenigstens jetzt einen vernünftigen Plan, wie diese Räumlichkeiten im Interesse der Stadt Wien genützt werden können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das heutige Thema ist ein interessantes Thema, allerdings ein sehr eingeschränktes Thema, weil es sich auf die Frage des Wohnbauressorts und auf den StR Faymann konzentriert. In Wahrheit ist es ein Thema, das die gesamte Stadt Wien und die sozialistisch regierte Stadtregierung betrifft, weil es ja Beispiele in vielen anderen Ressorts gibt, wie hier mit dem Geld umgegangen wird. 

Aber ich bin ein bisschen verwundert, dass sich die GRÜNEN so als die großen Aufdecker und die Kontrollpartei hier deklarieren. Das sind sie und das bleiben sie, haben sie versprochen. Sie haben im Wesentlichen nur das jetzt zitiert, was in der "Presse" steht und was im Stadtsenat in einer Stellungnahme zu wenig beantwortet wurde.

 Also ich habe mir gedacht, ich erfahre Neuigkeiten. Ich habe bis jetzt weder von Ihnen noch vom Herrn StR Görg, vom Herrn Ex-Stadtrat Görg, vom Herrn GR DDr Görg erfahren, wohin das Geld wirklich geflossen ist. Sie beide eiern ein bisschen herum. Da ist die Rede vom Generali-Tower. Also meiner Meinung ist Generali nicht der Vermieter, er steckt das Geld nicht ein. (Zwischenruf des amtsf StR Werner Faymann.) Es kostet nur ein bisschen Zeit, aber vielleicht können Sie das dann insgesamt beantworten. 

Wissen Sie, in den bisherigen Aussagen geht es ja so, und, Herr StR Faymann, wir kennen ja die Verbindungen und Beziehungen, die es zwischen der SPÖ und ihr nahestehenden Organisationen, Gesellschaften und Freunden gibt. Es glaubt doch niemand, dass Sie besonders der Generali-Gruppe helfen wollen und dass die Generali-Gruppe jetzt besonders förderungswürdig ist. (Amtsf StR Werner Faymann: Herr Wagner, wenn das nicht eingetroffen wäre beim Vermieter, glauben Sie, der Rechnungshof hätte das übersehen?) Also dass das Geld beim Vermieter eintrifft, wird schon sein. Der Generalmieter ist die Constantia Privatbank. Und “NEWS“ nützt das im Widerspruch zum Herrn Dr Görg. Nur, der Tower wurde ja genau maßgeschneidert für “NEWS“ gebaut, hat Klaus Edelbacher immer behauptet.

Mir geht es darum festzustellen: Offensichtlich geht es den Fellner-Brüdern nicht mehr so gut, seitdem die Auflagezahlen ein bisschen sinken, weil der Dr Jörg Haider nicht mehr am Titelblatt steht. Man hat daher - das war auch Ihre Wohltat - dem einen Fellner-Bruder ja schon ein sehr gutes Grundstück in nobler Lage – es wurde dann als Fallobstgarten bezeichnet - zu einem sehr günstigen Preis vergeben. Da hätte man noch ein bisschen darüber hinwegsehen können, weil es ja fast lächerlich ist, wenn die Stadt Wien jemandem, der offensichtlich so viel Macht und Geld hat, zu sehr billigen Preisen einen Fallobstgarten verkauft. Wissen Sie, noch dazu im Widerspruch zum Grüngürtel-Konzept! Sie haben jahrelang anderen notwendigen Ansuchern verweigert, Grundstücke im Grüngürtel zu verkaufen, aber dem Herrn Fellner wird natürlich verkauft. 

Vielleicht ist da doch interessant, wo das Gegengeschäft ist. Es gibt ja widersprüchliche Aussagen von Ihrem Pressesprecher und der Marketing-Chefin des Wiener Wohnservices. Also offensichtlich haben Sie vielleicht schlecht koordiniert und denen auch nicht ganz die Wahrheit gesagt, was der Zweck und der Hintergrund ist. Für mich ist jedenfalls eines klar: Aus der heutigen Sicht verstehe ich, warum wir 2001 oder 2002 war es, ich sage Ihnen genau das Datum, am 1.2.2002, für das Wiener Wohnservice die Zuschüsse oder die Finanzierung durch die Stadt Wien von 174 000 EUR auf 901 000 EUR erhöht haben. Ich habe das damals kritisiert. Ich habe gesagt, ich sehe überhaupt keine Notwendigkeit, denn es ist aus dem ganzen Konzept nicht ersichtlich, wofür das Geld wirklich gebraucht wird. Da haben Sie dann gesagt: Ja die kümmern sich jetzt um Notfallswohnungen. In Wahrheit nehmen sie nur Formulare entgegen und schicken sie der MA 50 weiter. Das ist es, Herr Stadtrat.

Und jetzt wissen wir, wofür das Geld gebraucht wird: Offensichtlich um hier teure Mieten für nicht benötigte Dinge zu verwenden. Es wäre halt angenehmer, wenn Sie irgendwann auf die Vorschläge und auf die Forderungen der Freiheitlichen eingehen und versuchen würden, von vornherein erstens einmal mehr Kommunikation in der Berichterstattung, was hier wirklich in den einzelnen ausgegliederten Gesellschaften und bei Wiener Wohnen vorgeht und beabsichtigt ist, zu geben. Es wäre vorteilhaft, wenn Sie etwas mehr Kontrolle auch von selbst zulassen würden, weil Sie dann nicht in den Verdacht kommen würden, bei solchen Dingen die Hände im Spiel zu haben.

Letzten Endes, Herr StR Faymann, frage ich mich schon: Warum wird, seitdem der Bgm Häupl verkündet hat, dass er die Stadtregierung umbilden wird, plötzlich ein massives Sperrfeuer auf die SPÖ-Stadtregierungs-mitglieder losgelassen? Ich frage mich schon, woher denn die Angriffe kommen? Vielleicht sollten Sie sich auch darüber einmal informieren und versuchen, etwas mehr Transparenz in das Geschehen der Wiener Stadtregierung und der SPÖ zu bringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist der Herr GR Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Aktuelle Stunde ist von den GRÜNEN verlangt worden und ich erinnere mich, dass der Kollege Ellensohn vor wenigen Monaten in einer Fragestunde versucht hat, einen Mitarbeiter von Wiener Wohnen anzupatzen und das ist jämmerlich in die Hose gegangen. Es haben sich damals, was ich auch hervorheben möchte, die Vertreter der FPÖ und der ÖVP von diesem Versuch ausdrücklich distanziert. Alle diese Vorwürfe vom Kollegen Ellensohn, die er heute wieder ein bisschen aufgewärmt hat, haben sich auch in Schall und Rauch aufgelöst. Genauso ist es natürlich auch bei den anderen Sachen, die er vorbringt. 

Ich frage mich manchmal wirklich, als Fraktion hat man ohnedies nur jedes vierte Mal die Möglichkeit, das Thema der Aktuellen Stunde zu wählen und es ist schon sehr bescheiden, dass die GRÜNEN nichts Besseres vorbringen und keine wichtigeren und aktuelleren Themen bringen.

Ich glaube nämlich, dass die Argumentation in der Sache selbst sehr leicht ist. Die Anmietung der Räumlichkeiten für die WSW ist so erfolgt, dass man natürlich nicht in ein normales Amtshaus wollte, sondern von der Lage her und vom Outfit her ein attraktives Beratungs- und Informationszentrum haben wollte. Ich weiß nicht, ob Sie schon selbst dort waren, aber es ist jedenfalls voll gelungen: Es ist kundenfreundlich, bürgernah, leicht erreichbar, auch in den Abendstunden optimal zugänglich und bietet auf Grund seiner Multifunktionalität wirklich das Ambiente eines modernen Kompetenzzentrums. Es ist auch so, dass zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses Erdgeschoßräume in vergleichbaren zentralen Frequenzlagen einfach nicht bekannt waren und dass eine sensationell hohe Kundenfrequenz gegeben ist: Im Jahre 2000 11 190, 2002 20 102 und 2003 nach einer Hochrechnung 35 905 persönliche Vorsprachen! Also das ist an diesem Standort eben in höchstem Maße erfolgreich und das wäre nirgends anders sonst möglich gewesen! Schon deshalb war es natürlich richtig, dort das Kompetenzzentrum zu errichten und wir bekennen uns grundsätzlich dazu.

Was weiters dazu zu sagen ist: Die Zahlen, die der Kollege Ellensohn gesagt hat, stimmen natürlich nicht. Es gibt für dieses konkrete Projekt kein Gutachten mit 21 EUR. Ganz im Gegenteil ist von einem der hoch renommiertesten Sachverständigen und Gutachter festgestellt worden, dass die Miete eben korrekt und richtig ist. Das ist von einem gerichtlich beeideten Sachverständigen festgestellt worden, das muss man einmal sagen! Hier hat der Kollege Ellensohn, so scheint mir, doch irgendwie argumentativ in die Irre geführt. 

Das Wichtigste ist aber die Kundenzufriedenheit. Es ist eine korrekte Miete, die bestätigt worden ist, und die zu beratenden Wienerinnen und Wiener werden bestmöglich betreut. Das ist das Ausschlaggebende und deshalb ist in Wien die Wohnzufriedenheit auch so hoch. Alle Umfragen und Untersuchungen ergeben das. Das ist die Folge harter Arbeit. Das ist die Folge eines effizienten und höchst professionellen Systems im Wohnbereich, eines sparsamen Systems und es ist sicher auch eine Folge vorausschauender Entscheidungen, für die StR Faymann die Verantwortung trägt, der in allen diesen Bereichen sehr, sehr erfolgreich ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sicher hätte man das auch in irgendeiner Kaschemme irgendwo am Stadtrand anmieten können, wobei ich gar nicht weiß, ob wir in Wien überhaupt Kaschemmen haben. Dort wäre es vielleicht billiger, nur würden keine Kunden hinkommen. Das ist es ja auch. So muss man natürlich die Ziele der Stadt Wien sehen, nämlich wirklich bestmögliche Beratung zu bieten.

Damit komme ich noch auf ein zweites Thema: Der Verkauf der Gemeindebauten ist vom Rechnungshof angeregt worden. Das Kontrollamt hat das geprüft und - von einer Nebensache abgesehen, dass angeregt worden ist, die Information der Mieter nicht nur anzuschlagen, sondern jedem zuzustellen - in allen wesentlichen Bereichen diese Verkäufe positiv beurteilt. Insbesondere wurde die Wirtschaftlichkeit positiv beurteilt.

Und zu dem, was der Kollege Wagner gesagt hat, zu diesem Verkauf dieses Grundstücks an einen der Fellner-Brüder: Da kann ich nur sagen, dass die MA 49 als grundverwaltende Dienststelle den Verkauf im Hinblick auf die isolierte Lage der Grundflächen und die damit verbundene Bedeutungslosigkeit als Erholungsfläche für die Öffentlichkeit befürwortet hat. Es wurde der Kaufpreis als angemessen eingeschätzt und der Bezirksvorsteher des 19. Bezirks hat dem auch zugestimmt. (Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Also alle Sachen, die Sie hier vorgebracht haben, sind wieder einmal nicht richtig. Die Vorwürfe lösen sich in Luft auf, es gibt keine Günstlingswirtschaft im Wohnbauressort und auch nicht in anderen Ressorts und es gibt keine Freunderlwirtschaft. 

Aber dass man als Freund auf den Stadtrat bauen kann, das ist eine durchaus positive Eigenschaft und das ist auch etwas, was wichtig ist. - Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wetten hätte ich auf das können, was uns der Kollege Stürzenbecher erzählen wird. Auf Punkt und Beistrich wäre ich hingekommen.

Vor allem ist immer interessant, wie die Sozialdemokratie reagiert, wenn etwas aufgedeckt wird. Da heißt es nämlich: Aufdecken ist gleich Anpatzen. 

Das haben wir beim U-Bahnbau gehabt - da haben wir die Firmen angepatzt. Was ist herausgekommen? Preisabsprachen hat es gegeben.

Flächenwidmungsskandal - da haben wir die Beamten angepatzt. Was ist herausgekommen? Na es ist nicht wirklich so super mit diesen ganzen Flächenwidmungen gelaufen.

Lainz - da haben wir das Personal angepatzt! Was ist herausgekommen? Dass es dort zu Lasten des Personals und zu Lasten derer, die da drinnen versorgt wurden, drunter und drüber gegangen ist. 

Und jetzt ist es einmal an der Zeit, sich das Wohnbauressort näher anzusehen. Da sind wir halt fündig geworden beziehungsweise der Rechnungshof ist fündig geworden. Herr Kollege Stürzenbecher, Sie tun so, als ob irgendwie die GRÜNEN jetzt das alles erfunden hätten! Da gibt es einen Rechnungshofbericht, zu dem es über weite Strecken vom zuständigen Stadtrat überhaupt keine Stellungnahme, keine Antwort gibt! Da gibt es überhaupt keine Antwort! Da heißt es: „Weitere Veranlassungen wurden von der Stadt Wien nicht getroffen.“ Sie hätten es auch ein bissel unschöner formulieren und sagen können: „Hauts euch über’d Häuser!“ Das hätte zum Wohnbauressort dann vielleicht noch dazu gepasst, wenn man diesen Satz irgendwie dazu gebracht hätte, weil der Rechnungshof sagt, dass 21 EUR eben die Maximalmiete gewesen wäre, die man dort hätte zahlen können. Und wir zahlen halt 31 EUR und ein paar Zerquetschte und das mit 15 Jahren Kündigungsverzicht und sicherheitshalber zwölfeinhalb Jahre Mietzinsvorauszahlung! Also Herr Stadtrat, Sie waren Mieterschützer! Hätten Sie jemals einem Ihrer Klienten den Rat gegeben: „Zahlen’S zwölfeinhalb Jahre lang die Miete im Voraus, weil das ein super Geschäft ist, unverzinst!“ Das hätte sich ad absurdum geführt! So etwas gibt es überhaupt nirgends außer man macht Geschäfte mit der Stadt Wien und man hat Interessen, diese Geschäfte zu machen. 

Die Sprecherin vom Wiener Wohnservice hat diese Interessen ja klar und deutlich zum Ausdruck gebracht. Sie hat gesagt, dass es für die hohen Mieten natürlich Gegenleistung des "NEWS"-Verlags gäbe. Na selbstverständlich, alle 14 Tage schlägt man die Zeitung auf und da gibt es, je nach Qualität, zwischen 8 und 16 Seiten: Faymann ist der Schönste, der Beste, der Größte. (Amtsf StR Werner Faymann: Nicht neidig sein! Nicht neidig sein!) Wir legen Grundsteine. Wir stehen auf irgendeinem Dach und schauen irgendwo runter, weil es so schön ist. Wir schütteln irgendwelchen glücklichen Mietern die Hände. Ja genau das ist es! Das sind die Gegenleistungen! Gescheit gemacht, sag’ ich einmal, nur blöd gemacht, weil ihr euch erwischen habt lassen. Irgendwie hättet ihr da ein Zwischending finden sollen von gescheit machen, sich dort einzukaufen, ein gutes Inserat zu erhalten und sich zu präsentieren oder auf der anderen Seite das Budget der MA 53 nicht zu belasten. Das ist das einzige, was passiert. Aber es geht zu Lasten all derer, die für das Steuergeld aufkommen, die in dieser Stadt dafür zuständig sind, nämlich der Wienerinnen und Wiener. Jetzt noch... (Amtsf StR Werner Faymann: Es ist eine Beratungsstelle!)
Ich könnte mir überlegen, wenn zum Beispiel ein anderes Ressort wieder in die Lage versetzt wird, irgendwelche Büroflächen in Wien anmieten zu müssen, weil wir irgendwo expandieren, dann hätte ich einen Vorschlag, der da heißt: „Suche Bürofläche in Wien. Zahle deutlich über Preis. Größe egal. Biete Mietzinsvorauszahlung für 12 Jahre. Unter „Kontakt“ heißt es dann: „Wohnservice Wien“. Das wäre ein Inserat gewesen, da sage ich okay, da ist man wenigstens ehrlich. Da steht das alles drinnen. Wir kaufen nicht die Katze im Sack. Wir brauchen nicht zu warten bis der Rechnungshof kommt und sagt: „Leute, das war nicht super, was ihr gemacht habt.“ 

Und dieser Veranstaltungsraum da oben - vier externe Veranstaltungen in einem Zeitraum von 99 Tagen! - mit einer Miete von über 72 000 EUR pro Jahr, also was daran wirtschaftlich ist, das muss mir erst irgend jemand da heraußen erklären! Da ist nichts wirtschaftlich, weil um diese Summen in dieser Stadt jeder Veranstaltungsraum mit dem besten Catering und mit dem technischen Equipment, das notwendig ist, anzumieten ist. Da brauche ich nicht dort so etwas anzumieten, nur damit ich jemandem einen Gefallen mache, damit der auf sein Geld kommt, damit es sich rechnet, wie es so schön in der Branche heißt, aber auch bei den Baufirmen heißt es: „Damit es sich rechnet.“ 

Da rechnet sich gar nichts! Das ist ziemlich in die Hose gegangen, da ist viel Geld beim Fenster rausgeschmissen worden und ich bin sehr enttäuscht, dass niemand von der Sozialdemokratie Manns oder Frau genug ist, da heraus zu gehen und zu sagen: Jawohl, da ist ein Fehler passiert und wir werden versuchen, den auszubessern. (Beifall bei den GRÜNEN:)
Vorsitzende Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wenn man totale Information und Bürgerservice an die erste Stelle setzt und das wollen wir eigentlich alle, dann schaut diese Causa natürlich ein bisschen anders aus. Man soll das ja auch von dieser Seite beleuchten. Ich kann mich erinnern: Was war das Ziel des Wohnservice Wien und was ist das Service überhaupt für die Stadt? Was will ich damit erreichen und welche Möglichkeiten habe ich für diese Zielsetzung? Welche Möglichkeiten muss ich für diese Entwicklungen für die Zukunft vorausplanen, die eigentlich hier in einem Noch-mehr-Angebot bestehen?

Es ist keine Frage, dass man einen Rechnungshofbericht total ernst nehmen muss. Und es ist keine Frage, dass man, wenn man sich damit auseinandersetzen muss, Lehren daraus ziehen muss. Aber ein Rechnungshofbericht ist so ernst zu nehmen und auch die Fraktionen sind so ernst zu nehmen, dass man auf diesen Rechnungshofbericht eine Antwort gibt und das ist nicht geschehen. Das ist schlecht und zwar seitens des Stadtsenats.

Jetzt möchte ich aber doch dieses Positive des Wohnservices sehen. Sagen Sie mir ja nicht, dass wir das alles nicht verlangt haben. Wir haben nie verlangt, dass in einem verkorksten, verstaubten Büro Service für den Bürger gemacht worden ist und wo kein Mensch hingegangen ist. Jetzt haben wir dann einen Standort gefunden, einen exzellenten Standort, meine Damen und Herren, der natürlich etwas kostet. Das ist keine Frage. Und man darf den Preis nicht mit dem vergleichen, den der Gutachter sagt: Novaragasse, 2. Bezirk, 21 EUR Büromieten, bei diesem Standort. Man muss das hier schon alles im rechten Licht sehen.

Die Anmietung war eine Kernaufgabe, weil Service gemacht werden soll und dieses Service hat sich total gut entwickelt. Ich möchte jetzt als Oppositionspolitiker keine Lanze für den Herrn Stadtrat brechen, überhaupt nicht. Kritisiert wird dort, wo Kritik angebracht ist, aber natürlich objektiv, möchte ich sagen. Und die Objektivität ist nicht gegeben, wenn man jetzt diese Zahlen sieht. Diese 39 000 stehen natürlich schon in einem Licht, dass dieses Zentrum hier ein Magnet ist, dass es diese Menschen anzieht und die wurden beraten. 39 000 Men-schen in einem Jahr! Wenn Sie jetzt aber schauen, wie es denn in dem verstaubten Zentrum war, dann waren es dort 10 000.

Es geht aber auch um eine andere Frage. Es geht um die Frage des Angebots, das hier am Markt ist, wo gemeinnützige, gewerbliche Bauträger und, und, und, auch Hausbesitzer und sonstige dort ihre Wohnungen anbieten können, damit die Bevölkerung das weiß.

Ja das sind ja Wohnungen, die mit Wohnbauförderungsmitteln gebaut worden sind. Sollen denn diese Wohnbauförderungsmittel auf der Halde liegen, meine Damen und Herren? Nein, das soll verwertet werden, damit hier eben auch die Menschen zu ihrer Wohnung kommen. Kritik ist am Stadtsenat der Sozialdemokraten zu üben. Er hat darauf keine Antwort gegeben. Das ist keine Vorgangsweise, die wir für gut halten!

Und ich sage hier ganz schlicht zum Abschluss: Ja bitte, wenn man im Glashaus sitzt, Herr Kollege Kenesei und Herr Kollege, dann werfen Sie doch bitte nicht mit Steinen! (GR Josef Wagner: Wer sitzt denn im Glashaus?)

Ich lehne es überhaupt generell ab, Jagd auf einen jungen Beamten zu machen, der irgendwo zufällig am Beginn seiner Karriere ist und ein unbrauchbares, desolates Haus gemietet hat, das keiner mehr wollen hat. Das ist nicht in Ordnung. Wenn ich sage, Sozialwohnungen bitte nicht für Politiker, auch nicht für grüne Politiker - und da sitzen eine ganze Reihe, die eine kommunale Sozialwohnung mit Wohnbauförderungsmittel haben und so weiter, die dort ebenso eigentlich nicht hinein gehören -, dann nehmen Sie das bitte ernst.

Ist das Günstlingswirtschaft? Ich sehe das schon so, wenn ich hingehe und sage: Bitte helft mir, dass ich dort in diese Wohnung hinein komme. Ich sage keine Namen, aber wenn man in diese Richtung geht, dann soll man sehr objektiv sein. 

Es geht um den Bürger, meine Damen und Herren, und die Kritik am Preis mag sicherlich entsprechend hoch sein. Das ist keine Frage, dass er am obersten Level ist, aber wenn ich vorausdenke und vorausschaue, wohin ich mit dem Angebot für den Bürger möchte, dann ist das bitte auch in einem anderen Licht zu sehen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn ich jetzt so höre, wie viel Hunderttausende, ja sogar Millionen Euro in diesen Generali-Turm fließen, dann ist das sehr wohl eine Begünstigung, wenn auf der anderen Seite Tausenden, ja sogar 180 000 Mietern nicht einmal ihrem Recht auf Neuvermessung stattgegeben wird und da geht es ja nur um zehn. Aber da geht es eben um Leute, die dieses Geld tatsächlich brauchen würden. Das ist auch Ihre Klientel, Herr Stadtrat, die Sie mit begünstigen sollten, denn schließlich handelt es sich auch dabei um Steuerzahler. Diese Steuerzahler machen es überhaupt erst möglich, dass diese Wohnbauprojekte entstehen können. Aber dafür steht Ihnen der Sinn leider nicht, das muss ich schon auch einmal feststellen. 

Günstlingswirtschaft war es auch, als man bei „Golden Age“ - und das ist ja im Kontrollausschuss wirklich schon sehr ausgiebig besprochen worden, aber ich möchte es noch einmal festhalten - da nicht wieder zweckmäßig die Heimkehrer angesiedelt hat, sondern dass es hohe sozialistische Funktionäre oder sogar politische Funktionäre waren, die hier einziehen konnten, wiederum zu Lasten derer, für die es eigentlich gedacht war. Auch hier war es für Günstlinge, aber nicht für die wirklich Begünstigten, für die das seinerzeit gedacht war.

Begünstigt wurden von Ihnen auch schon mehrmals jene mit dem Baumanagement Betraute, denn die haben oft sehr überhöhte Forderungen bekommen. Wenn da Baumanagementhonorare mit 10 Prozent vergeben wur-den, wo man über die Architektenhonorare nur 3 Pro-zent bekommt, dann hat das die Wohnbauten erheblich verteuert und das war nicht zu Gunsten der Mieter. Begünstigt waren hier die Firmen, die Ihnen vielleicht nahe standen, aber nicht jene, die es gebraucht hätten, nämlich die Mieter. 

Der nächste Punkt ist: Wir haben im Wohnbauausschuss fast jedes Mal irgendwelche Akten, dass sich die Stadt Wien irgendwo einmietet, kleinere Büros, größere Büros. Erstaunlich dabei ist, dass es immer ein relativ kurzer Zeitraum zwischen fünf und zehn Jahren ist. Es werden horrende Sanierungen durchgeführt, für die man vertraglich keine Ablöse festlegt, und dann zieht man wieder aus. Wir von den Freiheitlichen haben schon immer gefordert, dass es hier entsprechend dem Bundesimmobilienfonds eine Wiener Immobiliengesellschaft geben soll. In dieser Immobiliengesellschaft liegt dann endlich einmal fest, welche Flächen die Stadt Wien tatsächlich braucht und welche sie auch wieder abgeben kann. Aber leider werden diese unsere Forderungen bis heute nicht erfüllt, und was dann die Konsequenz ist, das hat man jetzt wieder einmal beim Generali-Tower gesehen: Sie mieten sich ein, sie ziehen aus. Einer von der Kleingartenkommission hat einmal gesagt: “ Manches sind Erbrechte.“ 

Mir kommt es auch so vor, dass hier verschiedene Firmen und verschiedene Günstlinge Erbrechte haben, die zu Lasten der Steuerzahler und all jener Mieter gehen, wo es nur um Groschen oder um Cent geht, aber nicht um Millionen von Euro. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Troch. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja nachdem ich mir jetzt sechs Oppositionsredner natürlich sehr gerne angehört habe, kann ich sagen: Aus dem eifrig versuchten Sturm der Opposition gegen das Wohnbauressort ist höchstens ein lauwarmer Föhn im Wasserglas geworden, weil nicht sehr viele Fakten auf den Tisch gekommen sind.

Wenn die Redner eh nur fünf Minuten Zeit haben und dann alte Hüte vom angeblichen Gemeindebauverkauf bis zur U-Bahnkontrolle aus dem Hut gezogen werden, dann denke ich mir, wenn die Oppositionsredner in fünf Minuten nicht mehr machen können als wieder diese alten ausgewaschenen Hüte zu präsentieren, dann ist das ein Armutszeichen für diese Opposition hier! (Beifall bei der SPÖ.)  

Als Mehrheitspolitiker wünsche ich mir eigentlich eine kräftige Opposition, die auch gute Argumente hätte. Sie hat sie aber nicht, denn der Herr Ellensohn spricht ja davon, dass hier mit Steuerzahlen herumgeludert wird. Ich kann nur sagen, herumgeludert wird hier in diesem Saal mit Begriffen und Zahlen, und so auch von Ihnen, Herr Ellensohn. (Beifall bei der SPÖ.) Herumgeludert, ein Gemeindebau, der Gemeindebauverkauf. Ein Gemeindebau - dazu darf ich Sie einmal kurz belehren - ist eine Wohnhausanlage, die von der Gemeinde gebaut wurde. Gemeindebau! Ja? Gebaut! Ja? Keine einzige Wohnhausanlage, die die Stadt Wien in dieser Stadt errichtet hat, ist je verkauft worden! Aber ich will mich nicht weiter mit diesen alten Hüten beschäftigen. Dazu ist mir die Zeit zu kostbar. Agieren Sie nur weiter mit diesen falschen Begriffen, sowie Sie auch falsche Zahlen verwenden! Okay, gut. 

Zum Standort der Generali, worum es hier in dieser Aktuellen Stunde eigentlich geht, und zum Wohnservice Wien. Zum Standort: Zuerst einmal eine Frage, die ich hier stellen will: Müssen öffentliche Einrichtungen unbedingt den versteckten Charme einer Amtsstube haben? Ich sage: Nein, diese Zeiten sind vorbei. Wohnservice Wien ist hier neue Wege gegangen, tatsächlich neue Wege, die so ausschauen, dass auf Grund eines Standort- und Servicekonzepts genau dieser Standort als ideal empfunden wurde: Modernster Standort, zentralste Lage, optimale Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln! Ich glaube, das ist eine ökologische Maßnahme in Wien, wenn im Jahr 2003 36 000 Wohnungssuchende im Wesentlichen mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu diesem Standort kommen. (GR David Ellensohn: Und was sind die Gegengeschäfte?) 

Es sind eben keine typischen Amtsräume mehr. Es ist ein modernes Image. Die Räume des Informationskundendienstes sind im Erdgeschoß angesiedelt und das ist natürlich auch Behinderten freundlich, worüber ich auch glücklich bin. Dass Sie mit diesem Argument natürlich nicht kommen, das ist mir schon klar, weil das eben sehr stark für diesen Standort spricht. Man hätte zum damaligen Zeitpunkt, als die Entscheidung getroffen wurde, natürlich zuwarten, zögern, zaudern können. Das ist nicht die Sache des Wohnbauressorts. Es geht hier darum, dass man, wenn man Wohnungssuchenden helfen will, rasch helfen muss und genau dieses rasche Helfen hat diese Entscheidung herbeigeführt. Die Zahlen, die hier sowohl Kollege Stürzenbecher als auch Kollege Fuchs präsentiert haben, sprechen für sich. Auf die brauche ich gar nicht mehr einzugehen. Der Standort wird stark angenommen und man kann hier wirklich helfen.

Noch einmal kurz zu einem Punkt, zum grundsätzlich angemieteten Teil, zum Veranstaltungssaal. Nun, die Menschen, die eine Wohnung suchen und sich entscheiden müssen, welche Wohnung sie nehmen - das ist ja mitunter mit viel Geld verbunden und dazu bedarf es einer ordentlichen Unterstützung, um Wissen weiterzugeben, zu informieren und manches auch visuell aufzubereiten -, wollen mitunter auch sehen, auf was sie sich einlassen, wo sie den nächsten Teil ihres Lebens verbringen werden, in welchen vier Wänden. Das heißt, genau diese Räume, die angeblich vom Rechnungshof kritisiert wurden - meiner Meinung nach auf Grund fehlender Information, warum manche Flächen angemietet wurden -, dienen genau zu dieser optimalen, auch visuellen Information. Dort in der Taborstraße beim Schwedenplatz können Wohnprojekte aufgestellt werden. Es finden Projektpräsentationen in Zusammenarbeit mit Partnern statt, mit Architekten, mit Wohnbaufirmen, mit Genossenschaften. Mit dieser visuellen Präsentation bekommen die Wohnungssuchenden tatsächlich die Information, die sie brauchen und die sie wollen. Daher auch die optimale Annahme dieses Standorts. (GR David Ellensohn: Ja und was sind die Gegengeschäfte?) 

Wenn Sie von Gegengeschäften sprechen: Die Frau Mag Nekvasil, die Marketingchefin vom „Wohnservice Wien“, hat das in dieser Form nicht gesagt. Ich habe natürlich den Presseartikel gelesen. Wenn Sie ihn auch gelesen haben und mit den Zahlen des Rechnungshofs vergleichen, dann wissen Sie, dass dieser Artikel höchst tendenziös geschrieben ist und mit Halbwahrheiten operiert. Dazu, glaube ich, brauche ich nicht mehr zu sagen. 

Alles in allem kann ich sagen, das Projekt „Wohnservice Wien“ ist ein Erfolgsprojekt. Mit dieser hohen Anzahl von Wohnungssuchenden und nach Beratung und Information Fragenden haben die Wiener ihr Urteil darüber schon gesprochen. Ich denke mir, die Begünstigten in dieser Stadt Wien sind die Wohnungssuchenden, weil Wohninformation in dieser Stadt auf höchstem Niveau, auf höchster Ebene erfolgt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor ich zur Erledigung der Tagesordnung komme, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vier GRÜNE, sieben ÖVP und zwölf FPÖ eingelangt sind.

Weiters sind vor Sitzungsbeginn sechs GRÜNE, vier ÖVP und zwei FPÖ-Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 3 und 4, 6, 8, 10 und 11, 14 bis 16, 18, 20 und 21, 25 und 26, 28 und 29, 31, 34 und 35, 37 bis 39, 41 bis 43 und 45 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben.

Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 diese als angenommen und stelle auch fest, dass die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats anwesend ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 44 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 44, 40, 36, 30, 32, 33, 17, 19, 22, 23, 24, 27, 46, 2, 5, 7, 9, 12 und 13. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Bevor wir zur Postnummer 1 kommen, möchte ich nur die Gelegenheit wahrnehmen, nachdem die Frau Gemeinderätin außer Dienst Dr Neck-Schaukowitsch bei der Sondersitzung am 16. Jänner nicht in Österreich weilte und ihre Nachfolgerin hier angelobt wurde, dir, Elisabeth, noch einmal alles, alles Gute zu wünschen und für die 17-jährige Zugehörigkeit in diesem Haus zu danken. Diese 17-jährige Zugehörigkeit war durch das Gesundheits- und Spitalswesen geprägt. Du hast durchgängig alle 17 Jahre diesem Gemeinderatsausschuss, wie immer er auch geheißen hat, angehört, darüber hinaus noch der Behindertenkommission, der Pflegeheimkommission, und so weiter. Als weiteren Gemeinderatsausschuss hast du im Finanzausschuss Heimat gefunden und viele sagen, das ist der wichtigste. Keine Frage, was von den Fachausschüssen kommt, muss auch durch FIWI durch. 

Ich möchte dir bei dieser Gelegenheit nochmals alles, alles Gute wünschen, vor allem beste Gesundheit! Danke für die 17-jährige Tätigkeit! (Allgemeiner Beifall.)
Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft Ergänzungswahlen in den Vorstand der KFA und in den Überwachungsausschuss der KFA sowie die Wahl von Schriftführerinnen.

Ich gehe davon aus, dass wir uns so wie in der Präsidiale verständigt haben, dass diese Wahlen offen durchgeführt werden können. Ist jemand dagegen? – Nein, danke. (Allgemeine Heiterkeit.)

Ich habe mir gedacht, wenn die vier Klubobleute in der Präsidiale gemeinsam sagen, sie sind damit einverstanden, dann wird das jetzt so sein.

Ich darf nun zu den Veränderungen kommen. 

Dr Johannes Hahn ist aus dem Vorstand der KFA ausgeschieden.

An seine Stelle hat die ÖVP die Frau GRin Ingrid Lakatha vorgeschlagen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Ebenfalls aus dem Vorstand ist die Frau Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch ausgeschieden. 

Die SPÖ hat dafür die Frau GRin Marianne Klicka vorgeschlagen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig. Ich danke schön.

Aus dem Überwachungsausschuss ist mit diesem Beschluss die Frau GRin Klicka ausgeschieden. 

Die SPÖ hat für dieses Mandat im Überwachungsausschuss nun die Frau GRin Silvia Rubik vorgeschlagen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke. Das ist ebenfalls einstimmig so angenommen.

Die Frau GRin Marianne Klicka hat auch ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. 

Hier schlägt die SPÖ die Frau GRin Sonja Kato vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig.

Ich wünsche viel Vergnügen bei dieser Tätigkeit.

Aber nicht nur die SPÖ hat einen Schriftführerwechsel, sondern auch die ÖVP.

Bei der ÖVP ist der Herr GR Parzer als Schriftführer ausgeschieden.

Hier wird die Frau GRin Barbara Feldmann vorgeschlagen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand – Das ist ebenfalls einstimmig so.

Frau Mag Feldmann, ich wünsche Ihnen ebenfalls viel Vergnügen. (Allgemeine Heiterkeit.)

Wir kommen zur Postnummer 44. Sie betrifft den Verkehrsdienstevertrag zwischen der ÖBB und der Stadt Wien.

Herr GR Stürzenbecher, bitte.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Ich darf die Debatte eröffnen. Ich darf mitteilen, dass als erster Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet ist. Die Redezeit beträgt 40 Minuten. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Der heute vorliegende Verkehrsdienstevertrag lässt schon beim ersten Durchlesen insofern Schwierigkeiten erkennen, weil es zunächst nicht einmal nachvollziehbar ist, worum es geht. Das, was wir auch alle wissen, ist, es geht um eine Finanzierung der ÖBB zwecks Leistungserbringung im Bereich der Schnellbahn. Aber handelt es sich um einen Zuschuss? Handelt es sich um eine Subvention? Handelt es sich um eine Ausgleichszahlung oder handelt es sich um die Bezahlung von Leistungen? Alle vier verschiedenen Begriffe kommen im vorliegenden Antrag vor, obwohl – und das müsste jedem in diesem Haus hier klar sein – ein grundlegender Unterschied zwischen der Bezahlung von Leistungen, die in Auftrag gegeben werden, zwischen einer Subvention, einer Ausgleichszahlung und einem Zuschuss besteht. All diese Begriffe haben auch sowohl in Bezug auf österreichisches Recht, als auch in Bezug auf EU‑Recht unterschiedliche rechtliche Auswirkungen. 

Jetzt möchte ich zunächst einmal auf die Diskussion im Finanzausschuss verweisen, wo mir schon klar ist, dass auch die Stadt Wien in der konkreten Situation, wenn es darum geht, Verkehrsdienstleistungen mitzufinanzieren, daran gebunden ist, welche Vorgaben diese Bundesregierung zum Teil macht. Ich möchte in meinem ersten Teil auf die Verantwortung der Bundesregierung, insbesondere des Finanzministers, eingehen, der sehr wohl eine Mitverantwortung trägt, dass Verkehrsdiensteverträge in Wien in ihrer Oberflächlichkeit so abgefasst sind wie es der Vertrag mit den WIENER LINIEN gezeigt hat und wie es jetzt der Vertrag mit der ÖBB zeigt, was aber grundsätzliche Probleme, wettbewerbsrechtliche Probleme im Rahmen der EU aufwerfen kann, die bislang bei weitem nicht ausjudiziert sind und wo immer noch keine Sicherheit besteht, dass diese Verkehrsdienstevereinbarungen auf der Ebene, wo sie momentan vergeben werden, seitens der Europäischen Union nicht aufgehoben werden. 

Aber zunächst zur Verantwortung der Bundesregierung und zu dem meines Erachtens bösartigen Spiel des Karl-Heinz Grasser, welches dieser sowohl mit den Ländern und Gemeinden einerseits als auch andererseits mit den Verkehrsdiensterbringern permanent zeitigt. 

Sie wissen alle, dass es im Rahmen des Finanzausgleichs § 20 Abs 2 bis 4 um die Finanzzuweisungen für die Länder und Gemeinden für Nahverkehrsförderungen geht. Jetzt könnte man rein theoretisch einmal davon ausgehen, wenn der Bund Finanzzuweisungen für Nahverkehrsförderung vergibt, dass das diejenigen Mittel sein sollten, die tatsächlich und in ihrer Gesamtheit den Ländern zur Verfügung stehen sollten und wo nicht der Bund und nicht der Finanzminister Interesse daran haben, zumindest 10 Prozent dieses Betrags gleich wieder zurückzuholen. 

Was passiert aber gegenwärtig? Gegenwärtig lässt die Finanz die Verträge überprüfen, die Bestellung der Verkehrsdienstleistungen und sagt gleichzeitig, zumindest zwischen den Zeilen ist es zu lesen: Sind diese Verträge tatsächlich EU-rechtskonform vergeben? Handelt es sich um Leistungs- und Gegenleistungsverträge, wo es tatsächlich möglich ist, Finanzzuweisungen, Zuschusszahlungen zu machen, dann sind diese Verträge mehrwertsteuerpflichtig und so holen wir uns 10 Prozent der gesamten Summe, die Ländern und Gemeinden für Nahverkehrsförderung im Rahmen des Finanzausgleichs zugestanden wird, wieder zurück. Das kann doch nicht im Sinn der Sache sein! Das kann nicht im Sinne des Finanzausgleichs sein, wenn schlagartig die Mittel für die Nahverkehrsförderung um 10 Prozent gekürzt würden! 

Jetzt stellt sich die Frage: Sind seitens der Stadt Wien zumindest schon Initiativen gesetzt worden, um gemeinsam mit dem Finanzminister, gemeinsam mit Städtebund und Gemeindebund und den Finanzlandesreferenten der anderen Bundesländer dieses Problem in den Griff zu bekommen, dass man ähnlich wie bei anders gearteten Zahlungen eine Refinanzierung macht, ein Nullsummenspiel? Das heißt, dass man die Finanzzuweisungen im Bereich der Nahverkehrsförderung zumindest um diese 10 Prozent erhöht, damit Länder und Gemeinden nicht mehr die Ausrede haben, sie können keine dem EU-Recht konforme Leistungsverträge abschließen. Nein, auch das wurde nicht gemacht. Das ist der Vorwurf an die Stadt Wien. 

Damit aber in Hinkunft sichergestellt wird, dass die Stadt Wien Verträge abschließen kann, sei es mit den WIENER LINIEN, sei es mit der ÖBB, sei es mit den Wiener Lokalbahnen, wo klar definiert ist, gerade im Sinne der Bevölkerung, welche Leistungen zu welchem Preis zur Verfügung gestellt werden und was passiert, wenn Qualitätskriterien nicht eingehalten werden und Quantitätskriterien nicht erfüllt werden, bringe ich jetzt zunächst einmal als Voraussetzung einen Antrag ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Finanzen wird aufgefordert, sich im Zuge der kommenden Finanzausgleichsverhandlungen dafür einzusetzen, dass die im Rahmen der Nahverkehrsförderung den Ländern und Gemeinden zufallenden Finanzzuweisungen um die Umsatzsteuer, welche bei im Sinne des EU-Rechts ordnungsgemäßen Leistungsbeziehungen zwischen öffentlicher Hand und Nahverkehrsanbietern anfallen würde, erhöht werden. In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags.“

Ein zweiter Punkt, welcher meines Erachtens ein Armutszeugnis auf die Bundesregierung wirft, ist: Sie wissen und Sie haben es in den vergangenen Tagen wahrscheinlich auch medial mitbekommen, dass seitens der Bundesregierung geplant ist - kurz vor Weihnachten wurde das vom Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie angekündigt -, die Bundesnahverkehrsförderung ab 2005 deutlich zu kürzen. Dabei handelt es sich um Kürzungen jener in den Paragraphen 24 und 26 ÖPNV-Gesetz vorgesehenen Mittel, die nicht gesetzlich verpflichtend sind, sondern nach Maßgabe der budgetären Möglichkeiten eingesetzt werden. Der Anteil dieser freiwilligen Mittel beträgt zumindest 7 Millionen EUR. Eine Kürzung dieser Mittel hätte auf den Nahverkehrsbereich dramatische Auswirkungen, nicht nur in Wien, sondern auch in allen Bundesländern. Nicht umsonst hat deshalb - und so viel Mut erwarte ich mir auch von den Vertretern der Bundesregierung hier in diesem Saal - gestern der Niederösterreichische Landtag einstimmig beschlossen, dass es in Wirklichkeit darum geht, diese Mittel zumindest in unveränderter Höhe auch weiterhin bereitzustellen. Man kann nicht davon sprechen, dass man den Nahverkehr fördern will und gleichzeitig die dementsprechenden Förderungsmitteln kürzen. Diesbezüglich denke ich, dass einmal auch die Stadt Wien dem Land Niederösterreich folgen sollte und einstimmig zum Ausdruck bringen sollte, dass es nicht angeht, die Mittel für den öffentlichen Nahverkehr zu kürzen. Ich stelle daher... (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich stelle daher den Beschlussantrag, dass der Gemeinderat die mediale Ankündigung, wonach das Bundesministerium für Verkehr und Innovation und Technologie plant, die Nahverkehrsförderung für Länder und Gemeinden ab 2005 zu reduzieren, zum Anlass nimmt, die Bundesregierung aufzufordern, der Mitfinanzierungsverantwortung des Bundes für den öffentlichen Personennahverkehr zumindest im bisherigen Ausmaß weiterhin nachzukommen und auf jegliche weitere Kürzung bei der Finanzierung des ÖPNV zu verzichten. 

Jetzt zu den einzelnen Punkten, die im Verkehrsdienstevertrag mit der ÖBB angeführt sind und die meines Erachtens es als sehr bedenklich erscheinen lassen - wenn man schon versucht, die Mehrwertsteuer zu umgehen -, ob dieser Vertrag umgekehrt wettbewerbsrechtlich auch vor der EU stand hält. Denn damit staatliche Zuschüsse tatsächlich stand halten, müssten Vereinbarungen getroffen werden und Qualitätskriterien und Quantitätskriterien sichtbar sein. 

Doch wie sieht es tatsächlich aus? Die ÖBB verpflichtet sich, den Fahrplan einzuhalten. Welch grandiose Verpflichtung der ÖBB! So als ob es nicht eine Selbstverständlichkeit wäre, dass die ÖBB ihren Fahrplan einzuhalten hat! Tut sie das nicht, wird es binnen kürzester Zeit keine Österreichische Bundesbahn mehr geben, weil ein Verkehrsunternehmen davon lebt und seine Reputation aus dieser Verantwortung heraus hat, dass Fahrpläne bestmöglich eingehalten werden. Das heißt, das zentrale Qualitätskriterium „Die ÖBB verpflichtet sich, ihre Fahrpläne einzuhalten“ ist ja wohl ein Gipfel, wenn es als einziges Qualitätskriterium, welches nachlesbar ist, eingeführt wird! Denn umgekehrt sind Qualitätskriterien im Anhang 2 schon auch nachzulesen und was damit gemeint ist. Allerdings steht nichts darüber - und wie gesagt, ist es ja auch nur eine Anlage -, wer die Einhaltung dieser Qualitätskriterien gewährleistet, wer diese kontrolliert und insbesondere ist kein Wort darüber zu lesen, was passiert, sollten diese Qualitätskriterien nicht eingehalten werden. Ganz im Gegenteil. Was ist in diesem Verkehrsdienstevertrag zu lesen? Für alles und jenes, was die ÖBB im Bereich der Schnellbahn auch nur einen Hauch mehr anbietet, muss die Stadt Wien zahlen. Ist es allerdings so, dass sich die ÖBB möglicherweise denkt, es gibt einen Zug, der zu gering ausgelastet ist und dessen Führung nicht wirtschaftlich ist, dann darf nach Frequenzerhebung und schriftlicher Information - nicht in Absprache mit der Stadt Wien, sondern nach schriftlicher Information - dieser Zug in der nächstjährigen Fahrplanperiode aus dem Verkehr genommen werden! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, Sie schließen einen Vertrag ab und machen einen Zuschuss, eine Subvention oder eine Ausgleichszahlung unter anderem deshalb, weil diese Züge in ihrer Gesamtheit im Sinne einer betriebswirtschaftlichen Rechnung ohne diese Ausgleichszahlung, Subvention oder Zuschuss nicht wirtschaftlich zu führen wären. Wir machen ja keinen Leistungsvertrag, sondern es ist von einem Zuschuss die Rede! Das heißt, automatisch betrifft das im Sinne einer betriebswirtschaftlichen Definition so gut wie jeden Zug und der kann aus dem Fahrplan genommen werden, ohne dass deshalb die Ausgleichszahlung, der Zuschuss oder die Subvention gekürzt werden müsste! 

Ich sage Ihnen, mir schwant diesbezüglich insofern etwas, was meines Erachtens gegenwärtig einen deutlichen Ausgangspunkt in Wien-Mitte nimmt. Wo sind denn momentan die Flugzeugtaferln in Wien-Mitte angebracht? Wir haben das hier schon diskutiert. Es wird auf den neuen Schnellzug, den CAT, verwiesen. Die S7 ist momentan nicht wirklich leicht zu finden, wenn man sich nicht gut auskennt. Was könnte zum Beispiel dieser Passus „Die ÖBB sind berechtigt, gering ausgelastete Züge, deren Führung wirtschaftlich nicht vertretbar ist, aus dem Verkehr zu nehmen.“ bedeuten, wenn schon jetzt alles getan wird, die S7 zum Flughafen einzustellen? Was wird dann erst getan werden, wenn es die Stadt Wien der ÖBB in die Hand gibt, dass diese in ihrem eigenen Ermessen problemlos die S7 zum Flughafen einstellen kann und alle Menschen dann bedauerlicherweise so wie in vielen anderen Großstädten auf eine Flughafenverbindung angewiesen sind, die exorbitant teurer ist als es jetzt der Fall ist? Dieser Absatz in diesem Vertrag ist für alle Menschen gefährlich, die darauf angewiesen sind, kostengünstig zu reisen und ist mit ein Grund, warum wir diesen Vertrag ablehnen. 

Ein weiterer Punkt: Wie sieht es mit den Triebwagen der Reihe „Talent“ aus, die im Zusatzvertrag angeschafft werden sollen? Maria Vassilakou wird nachher noch darauf eingehen, was dies insbesondere für Menschen mit Behinderungen bedeutet. Aber nicht nur das. Es ist vor allem so, dass mit dieser Zugsgarnitur auch Raum verschenkt wird. Es ist, liest man den vorliegenden Vertrag, nicht daran gedacht, im breitesten Bereich Intervalle zu verdichten, den Komfort zu erhöhen. Nein, man nimmt eine neue Zugsgarnitur, die in Wirklichkeit ob der potentiellen Möglichkeit des Platzes rund 33 Quadratmeter verschenkt. Das ist Platz, der insbesondere in Stoßzeiten - und ich kenne die Schnellbahn, wenn sie in Stoßzeiten voll ist - notwendig wäre, um Menschen, die glücklicherweise öffentliche Verkehrsmittel benutzen, komfortabel zu transportieren. Nein, die Stadt Wien setzt auf einen Zug, der – das muss man auch noch dazu sagen -, in Wirklichkeit den vorhandenen Platz nicht ausnutzt und nicht einmal dazu beigetragen hat, die Wirtschaftsförderung in Wien anzukurbeln. Der „Talent“ wurde, sofern ich mich nicht täusche, in Aachen gefertigt. Jetzt habe ich prinzipiell nichts dagegen, aber dennoch glaube ich, auch aus langjähriger Erfahrung, dass in Wien ausreichend Unternehmen zur Verfügung stehen, die in diesem Sinne auch wirtschaftsfördernd für Wien wahrscheinlich Angebote legen hätten können, die sowohl die ÖBB als auch die Stadt Wien durchaus zufriedener gemacht hätten. 

Ein nächster Punkt. Die Vertragspartner planen im § 3 in der „Arbeitsgruppe S-Bahn neu“ eine unter Federführung des Verkehrsverbunds Ostregion entwickelte Angebotsverbesserung unter der Voraussetzung der Gewährung einer Bundesförderung stufenweise nach Maßgabe der budgetären Mittel der Stadt Wien zu realisieren. Gut. Jetzt wäre es zunächst einmal spannend, in der Beurteilung dieses Verkehrsdienstevertrags zu wissen, was denn die“Arbeitsgruppe S-Bahn neu“ für Angebotsverbesserungen entwickelt hat. 

Auf meine Nachfrage im Finanzausschuss vor einer Woche wurde mir gesagt: Es gibt noch keinen Abschlussbericht. Man schreibt in einen Vertrag mit der ÖBB als Stadt Wien hinein, dass man anstrebt, ein unbekanntes Ergebnis zu verwirklichen! Ist das tatsächlich ein Vertrag, den Sie abschließen würden, egal worum es geht, wenn irgend jemand Dritter, der seine Gedanken noch nicht fertiggedacht hat, sagen würde: “Aber mein Ergebnis schreibt´s in den privaten Vertrag hinein. Wir machen den Vertrag und wir werden das, was mir dann einfällt, später verwirklichen.“ Das ist doch keine Basis, auf der man Verträge abschließt, denn sonst sage ich wirklich: Dann sagen wir, es ist ein Zuschuss, sagen wir, es ist eine Subvention, aber dann geben wir dem Ganzen nicht den Namen „Vertrag“. Was allerdings angesichts der vorher genannten möglichen Verbesserungen, die mit eingearbeitet werden und wo man überhaupt noch nicht weiß, in welche Richtung diese tatsächlich gehen sollen, im umgekehrten Weg sehr wohl drinnen steht, ist, dass die ÖBB erst für den Fall einer mehr als eintägigen Unterbrechung verpflichtet ist, einen Schienenersatzverkehr einzurichten. 

Ich weiß nicht, wer von Ihnen Schnellbahnfahrer, Schnellbahnfahrerin ist, aber ich denke, einige von Ihnen werden die Schnellbahn mehr oder weniger regelmäßig nützen. Jetzt kann es natürlich passieren, dass einmal ein Zug ausfällt. Das ist unangenehm für alle, die auf die Pünktlichkeit der Bahn angewiesen sind. Dann kann es passieren, dass die Schnellbahn aus welchen Gründen auch immer zwei oder drei Stunden oder einen halben Tag ausfällt. Doch auch in diesem Fall ist es der ÖBB freigestellt, einen Schienenersatzverkehr zu garantieren! Ja wo sind wir denn? Wir machen Zuschüsse oder Subventionen oder vertragliche Leistungen, wie auch immer, und die ÖBB ist jedenfalls fein aus dem Schneider, denn erst wenn der Schienenverkehr mehr als einen Tag unterbrochen ist, ist die ÖBB tatsächlich verpflichtet, einen Schienenersatzverkehr zu stellen. Ich glaube, das werden Ihnen die Pendler und Pendlerinnen, die regelmäßig darauf angewiesen sind, dass Züge pünktlich fahren, nicht wirklich danken! 

Ich komme daher zum Schluss. 

Qualitätskriterien sind keine verankert, Quantitätskriterien sind keine verankert, wohl auch deshalb, weil die Stadt Wien der Mehrwertsteuerpflicht entgehen will. Wie schon eingangs ausgeführt, halte ich das für eine fatale Regelung seitens des Bundesministers, dass er jetzt versucht, alle Verträge, die Gemeinden und Länder mit Verkehrsdienstleistern erbringen, der Mehrwertsteuerpflicht zu unterwerfen. Dennoch enthebt dies meines Erachtens die Stadt Wien nicht davon, Verträge abzuschließen, die im Sinne der Kundenzufriedenheit und der Erbringung von Verkehrsdienstleistungen Qualitäts- und Quantitätskriterien definieren und gleichzeitig auch sicherstellen, was passiert, sollten diese Qualitäts- und Quantitätskriterien nicht eingehalten werden. 

All dies ist durch diesen Verkehrsdienstevertrag nicht gewährleistet und daher lehnen wir ihn ab. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Eigentlich würde ich mir wünschen, dass wir zum Thema „Verkehrsdienstevertrag“ auch den Verkehrsstadtrat hier hätten. 

Denn eigentlich geht es beim Verkehrsdienstevertrag um verkehrspolitische Lösungen und eigentlich geht es darum, wie wir die Ziele, die im Masterplan vorgegeben sind, auch erreichen können, nämlich dass wir den Modal split in Zukunft entsprechend verbessern oder, wie wir ihn festgeschrieben haben, bis 2020 im Verhältnis 45 zu 55 erreichen. 

Es ist – ich glaube, das ist schon öfters von dieser Stelle kritisiert worden – ein besonderes Zeichen der Wiener Gemeindepolitik, dass für solche verkehrspolitischen, sehr relevanten Fragen nicht der Verkehrsstadtrat, sondern der Finanzstadtrat zuständig ist. 

Es ist auch sehr bezeichnend, dass der erste Oppositionsredner in seinen Ausführungen besonders darauf Wert gelegt hat, sich mit Fragen auseinander zu setzen, welcher juridischen Natur dieser Verkehrsdienstevertrag nun angehört und wie er finanzpolitisch zu behandeln wäre. Erst in weiterer Folge kam er dazu, diesen Vertrag wirklich verkehrspolitisch zu betrachten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Also beides!), aber es wäre doch gerade umgekehrt der richtigere Ansatz. Die Schwierigkeit liegt gerade darin, dass wir nun offensichtlich finanzpolitisch einen Verkehrsdienstevertrag ausverhandelt haben und uns darüber beklagen, dass der Verkehrsdienstevertrag die Ziele, die wir uns als Opposition gewünscht hätten, nicht erreicht, weil finanzpolitische Gründe dagegensprechen. 

Meine Damen und Herren, das ist nicht der Zugang der Österreichischen Volkspartei zu sagen, es geht um die Gründe der Umsatzsteuer oder ob es ein Leistungsvertrag, ein Zuschuss oder eine Subvention ist. Nein, es muss um verkehrspolitische Fragen gehen. Das gilt es auch einmal im Rahmen der Gemeinde Wien zu ändern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Doch nun, meine Damen und Herren, ganz konkret zu diesem Verkehrsdienstevertrag. Es war im Sommer 2002, als wir als Österreichische Volkspartei zum ersten Mal darauf aufmerksam machen durften, dass mit Ende 2002 der Verkehrsdienstevertrag ausläuft und dass damit ab 1. Jänner 2003 ein vertragsloser Zustand zwischen der Gemeinde Wien und den ÖBB betreffend Nahverkehr besteht. Kann so etwas ein Ziel sein, einen vertragslosen Zustand zu haben, wo es nämlich um 220 000 Pendler geht, die täglich nach Wien reisen, wovon zwar 60 Prozent Individualverkehr, aber 40 Pro-zent auf die öffentlichen Verkehrsmittel angewiesen sind, dass man diese Pendler über ein Jahr eigentlich in Geiselhaft genommen hat, sie weiterhin den Zugsgarnituren auszusetzen, weil die Gemeinde Wien nicht in der Lage war, einen Verkehrsdienstevertrag schneller als in 18 Monaten abzuschließen?

Das kann, meine Damen und Herren, nicht der Zugang sein, wie man Nahverkehr in Österreich oder in Wien verbessern kann. Dies kann nicht der Zugang sein, dass man sich wahrscheinlich wieder hier herausstellen wird und die Bundesregierung beklagt. Hier ist ganz allein die Gemeinde Wien schuld und dafür verantwortlich, 18 Monate zu benötigen, einen Verkehrsdienstevertrag auszuverhandeln. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was ist dann nach 18 Monaten herausgekommen? 

Die Gemeinde Wien zahlt jährlich denselben Zuschuss an die ÖBB, wie sie ihn bereits in den vergangenen Jahren bezahlt hat. Haben wir dafür 18 Monate gebraucht?

Zweiter Punkt: Die Gemeinde Wien gewährt einen Zuschuss auf 25 Jahre mit einer Million per anno für den Ankauf des Nahverkehrstriebwagens "Talent". Das ist positiv hervorzuheben. Doch wie viele davon und ab wann werden sie bestellt?

Meine Damen und Herren, im Vertrag wurde ausverhandelt, dass die ÖBB bis Ende 2005 – jetzt haben wir Anfang 2004, also knappe zwei Jahre – die ersten zehn Stück Triebwagen der Gruppe "Talent" als Ersatz für die alten "40/20" einsetzt. Medial wird das schon so dargestellt, als ob wir in den nächsten Tagen schon in den neuen Triebwagen sitzen würden und uns über die ganz tollen neuen Errungenschaften freuen können, die wir in Wien haben, was Wien alles geleistet hat. Zwei Jahre warten wir, bis die ersten "Talente" eingesetzt werden, und dann haben wir nur zehn Stück insgesamt. Damit wir das beleuchten, wie viel das ist: Insgesamt haben wir 70 Fahrzeuggarnituren, die jeden Tag in Wien unterwegs sind. Das heißt, nur ein Siebentel wird ersetzt.

Meine Damen und Herren, das stellt man nun als ganz tolle Nahverkehrsförderung dar. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das wirklich ernst meinen, auch wenn es im Vertrag danach noch heißt, die ÖBB beschaffen noch weitere 20 Stück, und zwar bis zum Fahrplanwechsel 2007. Im Jahr 2007 haben wir dann schon 30 Stück. Das heißt, von heute an gesehen, müssen wir noch drei Jahre bis 2007 zuwarten. Dann haben wir 30 Stück. Aber dann haben wir noch immer nicht alle Triebwagen ausgetauscht, sondern nur 40 Prozent. Das heißt, mehr als jeder zweite Triebwagen wird auch im Jahr 2007 einer der alten "40/20"–Garnituren sein.

Meine Damen und Herren, das ist uns eindeutig zu wenig. Sie haben es verabsäumt, die Verhandlungen so zu führen oder so viel Geld in die Hand zu nehmen, dass auch in Wien spätestens 2007 alle Fahrzeuggarnituren durch die modernen, behindertengerechten und besonders gut ausgestatteten klimatisierten neuen Schnellbahngarnituren der Marke "Talent" ersetzt werden. Sie haben sich dafür sogar noch eine Türe offen gelassen, nämlich diese weiteren 20 Stück werden von den ÖBB vorfinanziert, denn der Vertrag läuft bereits 2007 aus, und dann ist die Finanzierung der weiteren 20 Stück nicht drinnen, sodass Sie sich in den Vertrag noch aufnehmen haben lassen, wenn Sie nicht weiterzahlen, fahren die ÖBB ab 2008 nicht mehr in Wien mit den Fahrzeugen der Gruppe "Talent", sondern auf anderen Strecken. Das bedeutet, dass wir dann vielleicht ab 2008 wieder nur mehr 20 Garnituren der Triebwagengruppe "Talent" in Wien haben.

Meine Damen und Herren, das ist viel zu wenig, vor allem, wenn Sie daran denken, dass Sie Wien nicht nur als Stadt verstehen, sondern Wien auch als Region verstehen. Wenn es Ihnen ein Anliegen wäre, die gesamte Region zu fördern und den Verkehr von der Straße auf die Schiene zu bringen, dann hätten Sie anders verhandelt. Dann hätten Sie nämlich erreicht, dass wir 2007 alle Fahrzeuggarnituren umgestellt hätten. Das Angebot der ÖBB dazu hat es gegeben. Sie haben dieses Angebot nicht aufgegriffen. Sie wollten dieses Angebot nicht bezahlen. Sie haben auch viele andere Punkte, die es eigentlich zu verhandeln gegeben hätte, nicht aufgenommen, wie zum Beispiel die S7.

Damit kommen wir zu einem sehr leidigen Kapitel. Sie haben sich vor einigen Jahren geeinigt, die S7, das heißt, die Flughafenschnellbahn, zu erneuern und für diese Flughafenschnellbahn mehr als 300 Millionen in die Hand zu nehmen. Jeder hat geglaubt, dass wir damit eine entsprechende Verbesserung im Nahverkehr zwischen Wien und dem Flughafen haben werden. Doch was ist die Tatsache? Die S7 verkehrt im Halbstundentakt zwischen Wien und Flughafen. Die S7 ist nicht bis zur Staatsgrenze ausgebaut und hat keinen entsprechenden Taktverkehr bis zur Staatgrenze, nämlich Richtung Slowakei. Dafür haben wir mehr als 300 Millionen investiert und haben im Nahverkehrsvertrag mit den ÖBB auch nicht darüber verhandelt oder waren nicht bereit, eine bestimmte Summe Geld in die Hand zu nehmen, dass wir die S7 in einen 15‑Minuten‑Takt bringen, obwohl wir das als Stadt Wien, ich glaube unisono, sogar alle Parteien einhellig, gesagt haben, dass wir die Strecke der S7 erneuern, um danach einen 15‑Minuten‑Ver-kehr zu haben. Doch bis heute gibt es diesen 15‑Minu-ten‑Verkehr nicht und es wird ihn auch in den kommenden drei Jahren nicht geben, weil nun im Nahverkehrsvertrag festgeschrieben worden ist, dass es in den kommenden drei Jahren zu keiner Verbesserung bei der S7 kommen wird.

Wenn Sie mir jetzt vielleicht entgegenhalten, dass es dafür den berühmten "CAT" gibt, dann möchte ich Ihnen zu dem "CAT" sagen, es entspricht nicht unserem Zugang, dass wir den Nahverkehr so ausdünnen, dass wir nur mehr für einige wenige, die über mehr Geld verfügen oder nur mehr für Geschäftstouristen eine interessante Nahverkehrsanbindung von Wien-Mitte zum Flughafen machen, sondern uns sind die Pendler hier in der Stadt und die auch an der Linie im 3. Bezirk und im 11. Bezirk liegen, ein ganz besonderes Anliegen, dass sie auch die Möglichkeit haben, einer Schnellbahngarnitur entsprechend zuzusteigen und nicht darauf angewiesen sind, im "CAT" mit Kosten, die rund sechs- bis siebenmal höher als die eines normalen Fahrscheins liegen, zu fahren. (Beifall bei der ÖVP.)
Dieser "CAT" erfüllt auch nicht die Erwartungen, die die Betreibergesellschaft gehabt hat. Wenn Sie sich heute anschauen, wie viele Leute wirklich darin fahren, dann kommen Sie auf eine durchschnittliche Auslastung von 20 Personen pro Garnitur. 20 Personen sitzen derzeit durchschnittlich im "CAT" von Wien-Mitte zum Flughafen. Kein Wunder. Zu teuer, Bahnsteig viel zu weit entfernt gelegen. Trotz riesengroßem Marketing. Aber der Ersatz über Taxi oder über die S7 oder auch über die Autobusse, die zum Flughafen gehen, ist noch immer entweder günstiger oder schneller. Vor allem auch einen "CAT" zu haben, wo man noch groß anpreist, dass man bei Wien-Landstraße einchecken kann und sich danach jeden Ärger erspart, da wird man sehr oft enttäuscht, wenn man zu Wien-Mitte kommt, denn Sie brauchen nicht zu glauben, wenn Sie mit KLM fliegen, wenn Sie mit Kuwait Airlines fliegen, wenn Sie mit einem asiatischen Flieger unterwegs sind, wenn Sie mit so manchen amerikanischen Linien unterwegs sind, dass Sie eine Chance haben, dort einzuchecken. Sie können es sich fast nicht vorstellen, aber es ist so, weil nämlich nur die Fluglinien der Star Alliance dort die Möglichkeit haben, ihre Koffer abzugeben. Wenn Sie das noch länger praktizieren, dann wird der Frust noch mehr steigen, es werden immer weniger Leute werden, die auf den "CAT" umsteigen und die Betreibergesellschaft wird schrecklich erwachen. Dieser "CAT" erfüllt nicht die Ziele des Wiener Nahverkehrs, erfüllt nicht die Ziele für die Pendler. Das, meine Damen und Herren, haben auch Sie zu verantworten, denn es war Ihnen offensichtlich wichtiger, dass der "CAT" verkehrt und nicht die S7 auf allen Haltestellen der Stadt Wien.

Meine Damen und Herren, die Qualitätsmängel wurden bereits von meinem Vorredner angesprochen, obwohl, wenn man es sich genauer anschaut, man fast zur Auffassung gelangen könnte, dass die Qualitätssicherung beim Vertrag mit den ÖBB etwas besser formuliert ist als die Qualitätssicherung im ÖPNV‑Vertrag mit den Wiener Linien. Auch wenn Sie in vielen Worten ziemlich gleich ist, aber trotzdem haben Sie im Qualitätsmanagement mit den ÖBB Kleinigkeiten festgehalten, zum Beispiel bei der Zuverlässigkeit, dass Ausfälle zumindest unter Anführung des Grundes dokumentiert werden müssen. Bei einem Vertrag mit den Wiener Linien ist nicht einmal das mehr erforderlich, sondern die Fahrten gelten bereits als erbracht, wenn eine Fahrt aus einem Grund, der von den Wiener Linien nicht zu vertreten ist, ausgefallen ist. Dann gilt sogar die geplante Verkehrsleistung als erbracht. So nachteilig und so wenig konkret wird das für die Wienerinnen und Wiener nun behandelt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, das ist so wie die Aussage Ihres Finanzstaatssekretärs zur Homepage Ihres Finanzministers!)
Ich bin sicher, dass es hier Formen gegeben hätte, mit denen man diese Leistung besser und direkter beschreiben und eine konkrete Leistung und Gegenleistung festschreiben hätte können. Nicht zuletzt gibt es andere Städte in Europa, die das genauso gemacht haben, die auch unter demselben System stehen, dass es Umsatzsteuerpflichtigkeit bei Leistungs- und Gegenleistungsverträgen gibt und dass man nicht generell Ausnahmen machen kann, was hier eigentlich selbstverständlich ist. Dafür überlegt man sich, wie man einen Vertrag gestaltet, dass er eben nicht umsatzsteuerpflichtig ist. Ich sage, es wäre eine Aufgabe der Stadt Wien gewesen, ihn so zu gestalten, dass er nicht umsatzsteuerpflichtig ist, aber trotzdem eine konkrete Leistungsbeschreibung gehabt hätte. 

Das sehe ich nicht als Ausrede an oder darf nicht als Ausrede herhalten, Herr Kollege Margulies. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Herr Gerstl, ich glaube nicht, dass Sie sich da jetzt wirklich auskennen!) Ich glaube, das verwechseln Sie vollkommen! Das darf nicht eine Ausrede sein, Herr Kollege Margulies, zu sagen, weil der Vertrag vielleicht umsatzsteuerpflichtig sein könnte, haben wir kein besseres Ergebnis dargelegt. Nein, das kann es nicht sein! Diese Ausrede darf nicht gelten! (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein! Aber es müssen die Rahmenbedingungen von Ihrer Bundesregierung vereinbart werden!) 
Diese Rahmenbedingungen sind da, Herr Kollege Margulies. Und wenn das die Berliner zusammenbringen, dann nehmen Sie die Wiener aus der Entziehung und sagen, die sollen es auch zusammenbringen. Wenn es andere Städte zusammenbringen, warum bringt das Wien dann nicht zusammen? Das hat nichts mit der Bundesgesetzgebung zu tun! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, Sie verstehe ich vollkommen, Herr Finanzstadtrat, dass Sie darauf bedacht sind, im Grunde genommen nur wenig Geld auszugeben, aber ein Verkehrsstadtrat oder ein Herr Bürgermeister hätte vielleicht das Interesse, auch für die Nahverkehrsleistungen etwas zu tun und dafür Geld in die Hand zu nehmen, weil es sich nämlich im Umweg sehr wohl rentiert, wenn man bessere Nahverkehrsangebote macht und es einfach nicht nur darauf ankommt, was der konkrete Vertrag kostet, sondern was man sich auf der anderen Seite erspart, was es auch dazu bringt, um Kyoto-Ziele einzuhalten. Auch das sind Punkte, die wir uns fix vorgenommen haben, für die wir uns verpflichtet haben, nur Wien sich sogar noch mehr vorgenommen hat als die Bundesregierung, nämlich bis 2010 nicht 13 Prozent, sondern 14 Prozent einzusparen. Auch das sind Punkte, die man eigentlich erreichen möchte. An diesen Zielen sollte man weiterarbeiten. In dem Sinne haben Sie unsere Unterstützung, aber nicht indem Sie Gründe finden, die nicht dazu geeignet sind, die Situation in Wien zu verbessern.

Sie haben neben Ihren Punkten, nämlich die S7 auf einen 15‑Minuten‑Takt zu bringen und die 70 "Talent"-Züge bis 2007 anzukaufen, auch noch vorgeschlagen, eine S‑Bahngesellschaft zu gründen. Das ist vielleicht ein Punkt, der die Sache in Zukunft besser machen kann. Denn vielleicht bringt uns eine solche Gesellschaft, die zu 50 Prozent von den ÖBB und zu 50 Prozent von Vertretern der Stadt Wien getragen wird, dazu, dass wir endlich mit den Streitigkeiten oder den Eifersüchteleien zwischen Wiener Linien und ÖBB aufhören können, dass es nicht darum geht, wie viel Geld die Wiener Linien und wie viel Geld die ÖBB bekommen und wenn das eine von dem einen Couleur besetzt ist und das andere von dem anderen Couleur besetzt ist, dass man dann dort kein Geld mehr hineingibt. Solche Politik lehnen wir ab, wo Sie nämlich aus parteipolitischen Gründen versuchen, auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener die Leistungen im Nahverkehr auszudünnen! Das darf es in Zukunft nicht mehr geben! (Beifall bei der ÖVP.)
Daher unterstützen wir natürlich auch die Wünsche, die von beiden Seiten kommen, von Seiten der ÖBB und von Ihrer Seite, der Gründung einer solchen S‑Bahn-gesellschaft in den nächsten Jahren, sich zu überlegen, das gemeinsam aufzustellen, denn ein Verkehr kann nur gemeinsam bewältigt werden. Es kann nur unser gemeinsames Interesse sein, dass wir den Nahverkehr bestmöglich abwickeln und nicht sozusagen gewisse Stellvertreterkriege gespielt werden. 

Wenn Sie vielleicht sagen, Sie haben das, was bestmöglich ist, herausgeholt und Sie haben die größtmögliche Summe aufgewendet, die aus Ihrer Sicht möglich war, dann möchte ich hier noch einen Vergleich bringen. Es schaut vielleicht auf den ersten Blick nicht so schlecht aus, und es ist für jeden einzelnen von uns sehr viel Geld, 4,3 Millionen EUR pro Jahr plus 1 Million jährlich aufzuwenden, doch vergleichen wir das einmal mit den anderen Bundesländern. Dabei gibt es in den anderen Bundesländern bei weitem nicht solche Ballungsgebiete wie es sie rund um Wien gibt und wie das Wien betrifft. Dort ist überall mehr investiert worden, am meisten in Niederösterreich, gleich in unserem Nachbarbundesland. Dort hatten sie nämlich, wenn Sie die Summen hernehmen und pro Einwohner berechnen, wie viel Geld das jeweilige Bundesland in einen Nahverkehrsvertrag mit den ÖBB investiert, so hat Niederösterreich 10 EUR pro Einwohner aufgewendet. Wenn Sie nach Salzburg schauen, so hat dort das Bundesland 5,8 EUR pro Einwohner aufgewendet. Wenn Sie nach Oberösterreich schauen, so hat dort das Bundesland 5,22 EUR pro Einwohner aufgewendet. Wenn Sie in die Steiermark schauen, so hat dort das Bundesland 4,9 EUR pro Einwohner aufgewendet. Das sind alles nur zufälligerweise ÖVP-regierte Ressorts. Kommen wir nach Wien. Wie viel wird dort aufgewendet? 3,53 EUR. Das heißt, nur ein Drittel von dem, was Niederösterreich in den Nahverkehr investiert, investiert Wien in den Nahverkehr mit einem Nahverkehrsvertrag mit den ÖBB. Meine Damen und Herren, das ist eindeutig zu wenig und eine Schande für Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Damit kommen wir zu einem nächsten Punkt, nämlich zu dem Verhältnis zwischen den Wiener Linien und anderen Verkehrsträgern, das ich hier schon angeschnitten habe und noch erweitern möchte. Ein Punkt, der in den letzten Tagen sehr aktuell geworden ist, ist die Verlängerung der U6 auf die Badner Bahn beziehungsweise die Badner Bahn auf die U6. 

Ein kurzer Rückblick in die Geschichte für all diejenigen, die sich nicht so genau damit auseinander gesetzt haben. Ganz wichtig sei einmal auseinander zu halten, was hier geschehen ist. Zu Beginn 2001, vor drei Jahren, haben die Vertreter der Gemeinde Wien gesagt, sie verlängern keine U‑Bahn. Dann gab es sehr intensive Verhandlungen auf Experten- und Beamtenebenen, wo man das Problem nicht nur politisch, sondern auch ernsthaft an der Wurzel betrachtet hat, für wen diese Verlängerung der U6 oder der Badner Bahn wichtig ist. Dabei sind gute Vorschläge herausgekommen. Es hat dann bis Anfang 2002 gedauert, als die ersten Regierungsmitglieder der SPÖ gesagt haben, sie prüfen das ganz genau, schauen sich das an und sie können sich eine U6-Verlängerung beziehungsweise die Badner Bahn auf die U6 vorstellen. Dann kam es im November 2002 zu einem konkreten Probebetrieb auf der U6. Dieser Probebetrieb funktionierte – für viele wahrscheinlich überraschend – vollkommen klaglos. Das nahmen nun die Experten an und sagten, sie haben einen klaglosen Betrieb in einem Probebetrieb hergestellt, müssten das weiterverfolgen, so zusammenbringen, dass man das regelmäßig professionell abwickeln kann, wirklich eine Verlängerung der U‑Bahn ins Umland zu Stande bringt und das in alle politischen Verhandlungen einbringt. Wir haben das sehr begrüßt, weil es ein alter Wunsch von uns ist, U‑Bahnverlängerungen auch dort hinzuführen, wo es wirklich sinnvoll ist und sie nicht mehr an der Stadtgrenze enden zu lassen. Es floss dieser Gedanke auch in den Masterplan für Verkehr ein. Es ist eine eindeutige Position im Masterplan für Verkehr, wo festgehalten worden ist, dass die U6 verlängert werden soll beziehungsweise die Badner Bahn auf die U6 kommen soll. Das Ganze haben wir, glaube ich, am 4. No-vember des Vorjahrs beschlossen und es wurde eindeutig festgehalten, ich glaube, auch von allen Fraktionen begrüßt.

Doch jetzt, wenige Monate später, gibt es eine Simulation der Wiener Linien, die auf Beamtenebene vorgetragen wird, aus der sich ergibt, es geht doch nicht, wir können doch keine U6-Verlängerung machen, es gibt doch Probleme. Meine Damen und Herren, heißt das, dass wir all das, was wir im Masterplan irgendwann einmal beschlossen haben, schon wieder vergessen können? Jetzt ist der Masterplan drei Monate alt und heute beginnen Sie schon wieder von den Fakten, die Sie damals festgeschrieben haben, abzugehen und zu sagen, es wird wieder weniger? Wofür haben Sie diese Arbeit gemacht? War das nur eine reine Beschäftigungspolitik für manche Beamten und manche Experten? Das kann es doch nicht sein! Sie müssen Verkehrspolitik ernster nehmen! Sie müssen sich wirklich darum kümmern, Verkehrspolitik voranzutreiben, sie nicht nur stiefmütterlich zu behandeln und sie dafür herzunehmen, um nette Diskussionen zu machen, aber schon drei Monate später die ersten Zielsetzungen wieder abgehen zu lassen! Das darf es nicht sein, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gebe Ihnen noch eine Chance. Sie haben es noch nicht öffentlich gemacht, dass Sie es wirklich einstellen. Ich bitte Sie inständig, verfolgen Sie diese Linie, gehen Sie ihr nach! Ich bitte auch den Herrn VBgm Rieder, und auch den StR Schicker, dass Sie beide die Ziele, die Sie einmal vereinbart haben, auch wirklich vollziehen, und dass Sie sich nicht von einzelnen Bediensteten, die vielleicht bestimmte Dinge vortragen, die gar nicht so sind, ins Bockshorn jagen lassen. Aber vielleicht gibt es irgendwelche anderen Gründe, die dagegensprechen. Vielleicht gibt es manche SP‑Gewerk-schaftsbewegung, die sagt, da könnte sie in einen Konflikt kommen, da könnte ein Wettbewerb zu Stande kommen, den sie nicht will, weil sie ihren geschützten Bereich weiterhin haben will. Der geschützte Bereich ist der Holzweg und auf Holzwegen lässt sich nicht weiterarbeiten. 

Wie klar manche Vertreter auch sagen können, dass das Beibehalten aller alten Strukturen nicht das Richtige ist, möchte ich nun von einem grünen Verkehrsexperten, nämlich Michael Kramer, dem bundesdeutschen Verkehrsexperten der Grünen, nunmehr Kandidat für das Europaparlament, zitieren. Er hat bei einem Treffen der Grünen, bei den so genannten "Greening European Cities" in Wien, vor kurzem Folgendes zur Reform des öffentlichen Verkehrs gesagt: "Der wichtigste Punkt bei der Bahnreform in Deutschland" – er ist ein deutscher Mandatar, aber Sie können es auch auf Österreich umlegen, also wir könnten jetzt sagen, ich lege das auf Österreich oder Wien um – "ist die schrittweise und langfristig angelegte Aufhebung des Monopols des jeweiligen Verkehrsträgers zu Gunsten eines kontrollierten Qualitäts- und Leistungswettbewerbs im Interesse der Fahrgäste." (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das sehen wir aber anders!)

Ich sage Ihnen nur, was Ihr Kollege der Grünen aus Deutschland dazu sagt. Sie können ja darüber nachdenken. Sie können sich auch eine andere Meinung machen. Aber es ist schon interessant, dass einer aus Ihrer Fraktion es so sagt. Viele Strecken, welche die deutsche Bahn damals wegen Unwirtschaftlichkeit stillgelegt hatte, wurden nun im Wettbewerb ausgeschrieben und bringen seitdem nicht nur positive Ergebnisse und beleben ganze Regionen, sondern auch die Fahrgäste sind zufrieden. Was kann man sich mehr wünschen? Es gibt neue Strecken dazu, es gibt neue Betreiber und die Kunden sind auch noch zufrieden. Aber Sie sagen, das interessiert Sie nicht, das wollen Sie nicht, Sie sind anderer Meinung.

Dann sind Sie auch dagegen, dass mehr Kunden auf öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. Das ist auch nicht unsere Meinung. Hier schließen wir uns auch diesem Herrn Kramer an. "Allein schon der Druck des Wettbewerbs" – sagt er – "hat vielfach schon bewirkt, dass sich die ehemalige Behördenbahn bewegt hat. Was früher oft unmöglich war, auch wenn die Politik zu intervenieren suchte, ging plötzlich ganz einfach. Der riesige Monopolmoloch war nur in Ausnahmefällen zu knacken." Das sollten wir uns einmal generell vornehmen, auch was den Bereich Wiener Linien betrifft, wenn wir uns anschauen, warum und weshalb gewisse Dinge nicht passieren. Es wäre gescheit, wenn wir auch in diesem Punkt einfach ein bisschen mehr Offenheit haben und nicht mehr daran denken, was für ein einzelnes Unternehmen allein gut ist, sondern auch daran denken, was für die Kunden gut ist, was für die Wienerinnen und Wiener gut ist, was für die Pendlerinnen und Pendler gut ist. Auch daran sollte man denken, meine lieben Damen und Herren von der Regierungsfraktion! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, noch zwei Beispiele aus dem europäischen Weißbuch zur Verkehrspolitik bis 2010 sollen illustrieren, dass Liberalisierung im öffentlichen Personennahverkehr nicht automatisch schädlich sein muss, sondern auch einen Zusatznutzen haben kann:

Das bedeutende deutsche Chemieunternehmen BASF ist im Begriff, der erste große Schienengüterverkehrsbetreiber neben den traditionellen Eisenbahnunternehmen zu werden. Stellen Sie sich das vor, ein Chemieunternehmen wird wahrscheinlich einer der größten Schienengüterverkehrsbetreiber! Gemeinsam mit anderen Unternehmen gründet es ein Gemeinschaftsunternehmen und betreibt selbst Bahn, betreibt selbst Schienenverkehr.

Die schwedische IKEA‑Gruppe hat eine Gesellschaft für die Beförderung ihrer Güter gegründet. Derzeit hat der Schienenverkehr einen Anteil von 18 Prozent an der gesamten Güterbeförderung. Die IKEA‑Geschäftsleitung will diesen Anteil bis 2006 auf 40 Prozent steigern. Das entspricht rund 500 Zügen pro Woche. In diesem Zusammenhang plant IKEA eine an die Eisenbahnunternehmen gerichtete Ausschreibung für die kostengünstigste und mit den besten Sicherheiten erforderliche Durchführung der Beförderung zwischen ihren einzelnen Filialen. In absehbarer Zeit könnte IKEA, der auf diese Weise die Öffnung des europäischen Markts zugute kommt, eine bedeutende Eisenbahngesellschaft werden. 

Das sind nur zwei Beispiele, meine Damen und Herren, wo sich Liberalisierung rechnet, wo Sie auch eine Chance haben, zusätzlich dem Kundennutzen entgegenzukommen und wo sie damit auch eine Chance haben, den Modal split zu verbessern und Kyoto‑Ziele zu erreichen. Das sollten Sie sich, meine Damen und Herren, in Ihren Betrachtungen auch vornehmen und nicht nur versuchen, es einseitig zu sehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit komme ich zuletzt zu einem Antrag, den die sozialdemokratische Fraktion danach stellt, nämlich betreffend den Bahnhof Penzing die Bahnsteighöhe entsprechend zu verbessern. Keine Frage, wie schon im internen Gespräch gesagt, auch unsere Unterstützung. Wenn wir von diesem Antrag früher Kenntnis erlangt hätten, dann hätten wir gerne diesen Antrag mitgetragen. Wir stimmen dem selbstverständlich zu. Es ist auch das Ziel der ÖBB, alle Bahnsteige den europäischen Normen anzupassen und damit behindertengerechter zu vollziehen. Diesem Ziel schließen wir uns selbstverständlich an. 

In diesem Sinne darf ich auch gleich zu einem Antrag der GRÜNEN betreffend Nahverkehrsförderung durch den Bund kommen. Es ist für uns selbstverständlich, dass wir uns diesem Wunsch anschließen, dass auch in Zukunft die Nahverkehrsförderung auf Bundesebene im selben Ausmaß beibehalten wird wie bisher. Das ist ein Punkt, auf den sich alle Parteien auch schon in der Vergangenheit geeinigt haben. Diesen Punkt sollte man zweifellos beibehalten, dass der Bund den Bundesländern insgesamt nicht weniger als in der Vergangenheit gibt. Das ist ein Punkt, den wir selbstverständlich sehr unterstützen werden.

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, würde ich sehr darum bitten, in Zukunft Verkehrspolitik nicht nur über Finanzpolitik zu machen, sondern der Verkehrspolitik einen eigenen Stellenwert zu geben und die Finanzpolitik nicht allein für die Verkehrspolitik verantwortlich zu machen. Nehmen Sie das zum Anlass für die Zukunft. Ich denke an zwei Schienensysteme, die ich jetzt nicht mehr weiter erörtern werde. Aber nehmen Sie das zum Anlass, in Zukunft daran zu denken, sich auch einmal das Karlsruher Modell und das Züricher Modell anzuschauen, damit zu mehr Verbundenheit, zu mehr Effizienz und zu mehr Pendlern auf öffentlichen Verkehrsmitteln zu kommen und gleichzeitig den Individualverkehr zur Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener, zu unser aller Lebensqualität zu reduzieren. In diesem Sinne bedanke ich mich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich nicht zu viel mit den Einwänden der Grünen und der Österreichischen Volkspartei gegen diesen Vertrag aufhalten. Ich stehe auch sicherlich nicht im Verdacht, besonders sozialdemokratiefreundlich zu sein oder Ihnen ins Wort zu reden. Worum geht es heute?

Der Kollege Gerstl hat diesen Akt verwendet, um wieder einmal die verkehrspolitischen Vorstellungen der ÖVP darzulegen. Es wäre mir ein Leichtes, dies in der nächsten dreiviertel Stunde ebenfalls zu tun. Das werde ich aber nicht tun, weil ich mich wirklich auf diesen Nahverkehrsbereich, auf die Schnellbahn und auf den Vertrag insgesamt konzentrieren möchte. Vorab möchte ich sagen, dass wir diesem Vertrag zustimmen werden. Ich werde auch begründen, warum wir diesem Vertrag zustimmen werden.

Im Masterplan, den wir mehrheitlich im Gemeinderat beschlossen haben, steht, dass wir beim Modal split, dem Verhältnis zwischen öffentlichem und Individualverkehr, in den nächsten Jahren den Anteil des öffentlichen Verkehrs von 35 auf 45 Prozent erhöhen möchten. Ich glaube nicht – das habe ich auch schon x‑mal gesagt –, dass dieses Ziel realistisch erreichbar sein wird, und zwar deswegen nicht, weil in der Vergangenheit für die Erreichung dieses Ziels seitens der verantwortlichen SPÖ-Verkehrsminister, aber auch der SPÖ-Landesre-gierung und -Stadtregierung in Wien viel zu wenig vorgebaut wurde.

Trotzdem bin ich der Meinung, man sollte alles versuchen, um dieses Ziel zumindest teilweise zu erreichen. Man sollte jeden Strohhalm, der einem geboten wird – es ist selten genug der Fall, dass uns der Herr Finanzstadtrat oder Herr Verkehrsstadtrat einen Strohhalm anbietet (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist aber ein großer Strohhalm!) – nicht ablehnen, nicht abbiegen, sondern benützen. Genau das wollen wir im Sinne der Wienerinnen und Wiener tun.

Dazu sind die S‑Bahn und der Nahverkehrsbereich ein sehr wichtiger Punkt. Auch hier möchte ich dem Kollegen Gerstl widersprechen. Das ist kein Lob für die sozialdemokratische Stadtregierung, aber man muss Tatsachen trotzdem objektiv darstellen können. Es ist nicht so, dass die Investitionen in den Nahverkehr bundesländerweise immer exakt verglichen werden können, denn es ist ein Unterschied, ob ich in einer Großstadt mit verschiedensten Verkehrsmitteln wie U‑Bahnen, S‑Bah-nen, Straßenbahnen, Autobussen et cetera auf kleinstem Raum lebe oder ob man Zuschüsse an Verkehrsbetriebe wie die ÖBB in einem Land wie Niederösterreich geben muss, wo man insgesamt zirka 50 Bahnhöfe anzufahren hat, wovon wahrscheinlich 40 wirtschaftlich nicht mehr real zu betreiben wären. Daher sind die Mittel in Niederösterreich von Natur aus wesentlich höher als in einer Stadt wie Wien. Das wollte ich dem Kollegen Gerstl nur sagen. 

Im Übrigen hat das Land Niederösterreich diverseste Nahverkehrslinien indirekt eingestellt, weil es mit den ÖBB keine solchen Verträge hat, wie wir sie in Wien, zwar mit zu geringen Mitteln, aber Gott sei Dank, haben. Ich möchte nur das Beispiel der Ostbahn entlang der Donau Richtung Marchegg erwähnen, die heute freundlicherweise in Engelhartstetten endet. Das ist das Verdienst des Lhptms Pröll und einer meiner Ansicht nach verfehlten Nahverkehrspolitik in Niederösterreich, um die wir uns nicht zu kümmern haben, sondern wir sollten auf Wiener Verhältnisse schauen.

Immerhin investiert Wien nach einem Jahr der Vertragslosigkeit, was für mich auch ein bisschen unverständlich ist, dass man ein Jahr Vertragslosigkeit ge-
habt hat, in den nächsten Jahren 21,2 Millionen EUR in Dienstleistungen für die ÖBB. Jetzt kann man geteilter Meinung sein, wie der Kollege Margulies, dass diese Dienstleistungen nicht ausreichend sind, dass der Vertrag schlecht gestaltet worden ist, weil er nicht im Detail festlegt, welche Schnellbahnlinien mit welchen Intervallen fahren. Entscheidend ist aber für die Wienerinnen und Wiener, vor allem aber für die Pendler im Nahverkehrsbereich der Schnellbahn, dass überhaupt noch irgendetwas geschieht. Daher ist es wichtig, diese Investitionen zu tätigen.

Immerhin werden 25 Millionen EUR in den Wagenpark investiert. Auch hier muss ich dem Kollegen Gerstl widersprechen. Die ÖBB haben Wien angeboten, dass sie innerhalb kürzester Zeit den gesamten Wagenpark der Schnellbahn auf neue Waggons umstellen könnten. Ich habe mich aber beim Erzeuger dieser Waggons erkundigt. Das wäre technisch überhaupt nicht möglich gewesen, und zwar weil, wie Sie alle wissen, der Erzeuger international bis ins Jahr 2008 bestens ausgelastet ist und die Aufträge nicht gekommen sind, weil Wien in dem Fall in den letzten Jahren verabsäumt hat, mit den ÖBB rechtzeitig solche Verträge abzuschließen. Es wäre technisch nicht möglich gewesen, diese in der Menge zu produzieren. (GR Gerhard Pfeiffer: Das stimmt nicht!)

Meine Damen und Herren, was die Umsatzsteuerpflicht betrifft, muss ich dem Kollegen Gerstl ausnahmsweise widersprechen. Selbstverständlich sind Dienstleistungen nach österreichischem Umsatzsteuergesetz immer steuerpflichtig und es wäre Winkelschreiberei, sich einen Vertrag auszudenken, wo man das umgehen kann. Das kann nicht der Stil einer Stadt sein. Daher ist der eine Teil, nämlich die Dienstleistungen, auf jeden Fall umsatzsteuerpflichtig. Da fährt die Eisenbahn darüber, ob wir das wollen oder ob wir es nicht wollen.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber im Zuge dessen darauf hinweisen, was der Bund in den letzten Jahren im Nahverkehrsbereich in der Infrastruktur getan hat. Der Bund hat, seitdem es die neue Bundesregierung gibt, hier einiges getan. (GR Mag Thomas Reindl: Aber leider nicht in Wien!) Der Bund hat 2003 zum Beispiel 1,2 Milliarden EUR in den Straßenbau investiert. Im Verhältnis zum letzten sozialistischen Verkehrsminister hat dieser 685 Millionen EUR investiert, also um 45 Prozent weniger. Im Jahr 2004 werden ebenfalls 1,3 Milliarden EUR investiert. Im öffentlichen Verkehr, im Bahnbereich – das ist ganz toll – wird zum ersten Mal die Milliardengrenze an Investitionen überschritten. (GR Mag Thomas Reindl: Wie viel davon in Wien?) Der Bund investiert 1,1 Milliarden EUR in den öffentlichen Verkehr, davon 470 Millionen EUR in die Schieneninfrastruktur und 400 Millionen EUR in die Instandhaltung und in die Sicherheit. (GR Mag Thomas Reindl: Wie viel davon in Wien? In Wien und Umgebung nichts!) Der letzte sozialistische Verkehrsminister in der letzten sozialistisch dominierten Regierung hat für diesen öffentlichen Verkehr um 22 Prozent weniger, nämlich knapp 900 Milli-onen EUR, investiert. Wenn das kein Erfolg dieser Bundesregierung im Verkehrssystem ist, dann frage ich mich, was ein Erfolg ist. Davon können Sie sich ein Scheibchen abschneiden, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Thomas Reindl: Wie viel davon wurde in Wien investiert? Sie sind ein Schönredner!) 

Im Detail hat der Bund zum Beispiel in die Verbreiterung der Strecke Wien - Pottendorf auf vier Schienen investiert, was Wien zugute kommt. Das ist etwas, was Wien ganz dringend im Bereich nach Süden braucht. Die S2, Wien - Wolkersdorf - Mistelbach, wird 2007 extrem ausgebaut. (GR Mag Thomas Reindl: Warum baut es der Bund nicht früher?)
Ihre Zwischenrufe, Herr Kollege, gehen vollkommen ins Leere. Haben Sie noch immer nicht begriffen, dass Investitionen in die Infrastruktur nur langfristig planbar und möglich sind? Sie haben versagt, 1998, 1996, 1997, 1999. Was haben Sie denn langfristig geplant? Wie viele Waggons haben Sie bestellt? Wie viele Schnellbahnlinien haben Sie ausgebaut? Was haben Sie denn überhaupt dazu getan, dass es besser wird in Wien? – Nichts! (GR Mag Thomas Reindl: Die Bundesbahn ist ja nicht in Wien!) 

Daher stimmen wir jetzt zu und nehmen den Strohhalm entgegen. Wir stimmen dem Vertrag zu, damit wir wenigstens ein bisschen in der Infrastruktur vorankommen, wie es einer Großstadt würdig ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Negativbeispiel, ein Paradebeispiel sozialistischer Verfehlungspolitik, ist der Zentralbahnhof. Meine Damen und Herren, Sie haben den Vertrag Edlinger, den so genannten Wien-Vertrag, am 11. Juli 1996 abgeschlossen. (GR Mag Thomas Reindl: Die Bundesregierung hat nicht gezahlt!) Darin stand nichts vom Zentralbahnhof. Haben Sie 1996 noch nicht gewusst, dass Wien einmal ein TEN‑Knotenpunkt wird? Haben Sie wirklich übersehen, dass man regionale, überregionale oder internationale Züge an Wien anbinden und nicht um Wien herumführen muss? Wem ist jetzt zu danken? Der Retter kam in der Not, und zwar in Person des neuen Verkehrsministers Gorbach. Mit dem haben Sie die Verträge des Zentralbahnhofs abgeschlossen. Jetzt geht es endlich voran. (GR Mag Thomas Reindl: Kollege Madejski, Sie machen sich doch lächerlich! Merken Sie das nicht?) Sie haben es in Ihren Verträgen nicht gehabt. Wissen Sie warum? Wissen Sie die Begründung? Da ist nämlich im Jahr 1996 drinnen gestanden, das kommt nicht in den Vertrag. Erst wenn die Körperschaften auf Bundesseite, die ebenfalls an einem Zentralbahnhof interessiert sind, zu zahlen gewillt sind, kommt er in den Vertrag. Das heißt nichts anderes, als dass die damaligen Minister Ihrer Fraktion entweder übersehen haben, wie wichtig der Bahnhof ist oder gar nicht das Interesse gehabt haben, diesen Bahnhof in den Vertrag aufzunehmen. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist falsch!)

Meine Damen und Herren, es war ein freiheitlicher Minister, der mit der Stadt Wien in vielen Gesprächen, die durchaus sachlich gut geführt wurden, einen Vertrag betreffend Zentralbahnhof abgeschlossen und auch die Finanzierung zugesichert hat. Jetzt können Sie sich in Ihr Stammbuch schreiben, das waren wir und nicht Sie! (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend, meine Damen und Herren, Herr StR Rieder und Herr StR Schicker, müssen Sie in der Stadt Wien froh sein, dass es unseren Minister in dieser Bundesregierung gibt, dass es diese Bundesregierung gibt und dass wir diese jetzt als Partner haben (GR Friedrich Strobl: Darüber kann man nicht froh sein!), denn diese bringen Wien verkehrspolitisch auf die Schiene, Herr Kollege Strobl. Die Bundesregierung und der Minister bringen Wien auf die Schiene, denn Ihre Genossen im Ressort haben in den letzten zehn Jahren – jetzt möchte ich bildlich sprechen – für Wien den Leiterwagen als Verkehrsmittel vorgesehen! (GR Mag Thomas Reindl: Herr Madejski, mit dieser Rede qualifizieren Sie sich nicht einmal fürs Kabarett!) So schaut es aus! (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Thomas Reindl zur FPÖ-Fraktion: Wie viel zahlt er euch fürs Klatschen?) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Juznic gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde hier einige Punkte von meinen Vorrednern in Angriff nehmen, aber nur die, die das Geschäftsstück betreffen. 

Den Kollegen Madejski möchte ich schon ein bisschen daran erinnern, dass Wien vom Bund nicht sehr gut versorgt worden ist, man kann fast sagen, überhaupt nicht. Ich erinnere an Lainzer Tunnel, Bahnhof Wien. Das wird schon die endlose Geschichte. Weiterhin der Ausbau S45, S80, was noch im 30‑Milliarden‑S‑Paket vorhanden ist. Dort geschieht nichts, weil wir kein Geld vom Bund bekommen. (GR Kurth‑Bodo Blind: Na geh! Das ist doch nicht wahr! Sie haben wirklich keine Ahnung!) Das ist traurig, aber es ist die Realität, Herr Blind!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Kollegen Gerstl eines gesagt: Die Stadt Wien nimmt ihre Verkehrspolitik ernst und dünnt nicht die Leistungen im Nahverkehr aus, sondern im Gegenteil. Das muss man dem Herrn Gerstl ins Buch schreiben. Er sollte sich ein bisschen mehr mit Zeitungen beschäftigen, weil dann wäre ihm sicher nicht entgangen, dass Wien hervorragende Umfragewerte in der Wiener Bevölkerung hat. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht im Verkehr! Gerade nicht im Verkehr! Der Verkehr ist das schwächste Glied!) Zum öffentlichen Nahverkehr gibt es internationale Studien, wo Wien bestätigt wird, den besten öffentlichen Nahverkehr zu haben, Herr Gerstl. Darüber kommen Sie nicht hinweg! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Gerstl: Glauben Sie keiner Studie, die Sie nicht selbst gefälscht haben!) 

Weiters haben Sie in Ihren Ausführungen den ÖPNV‑Vertrag zwischen Wien und den Wiener Linien erwähnt. Sie haben hier Kritik geübt, dass die Leistungskriterien nicht oder zumindest nicht in diesem Ausmaß existieren, wie Sie es sich wünschen. Dazu muss ich sagen, dann haben Sie den Anhang 3 dieses Verkehrsvertrags nicht gelesen, weil dort finden Sie alles niedergeschrieben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Dieser ist rudimentär!) Bitte, Herr Gerstl, lesen Sie mehr! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Anlage 3 ist rudimentär! Sie haben es selbst nicht gelesen, sonst könnten Sie nicht zu einer solchen Aussage kommen!) 
Herr GR Gerstl, bei der langen Dauer der Verhandlungen für einen neuen Verkehrsdienstevertrag haben Sie schon Recht, aber Sie haben die Ursache nicht erwähnt, warum es zu dieser langen Verzögerung gekommen ist. Punkt eins waren die überhöhten Forderungen seitens der Österreichischen Bundesbahnen. Hier wurden 18 Millionen EUR jährlich verhandelt, wie wir jetzt wissen, wo wir nun auf 4,34 Millionen EUR mit dem Bundeszuschuss herunten sind. Ich glaube, das muss man wissen. Zweitens hat es verschiedene Rechtsauffassungen gegeben. Ich glaube, das sollte man auch erwähnen. Damals hat sich der Bund im ÖPNRV‑Gesetz, § 7, verpflichtet, den Personennahverkehr auf Basis von 1999 und 2000 zu stützen. Der erste Verkehrsvertrag ist nach diesem Beschluss erfolgt. Die Rechtsmeinung von Wien ist gewesen, dass Wien nicht dazu verpflichtet ist, den Verkehrsvertrag zu bewerkstelligen oder zu be-zahlen, sondern die Ausgleichszahlungen gemäß § 7 ÖPNRV-Gesetz vom Bund zu tragen sind. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist eine vollkommen verdrehte Rechtsmeinung! Das kann kein lauterer Jurist sein, der so etwas sagt! Das ist eine absolut verdrehte Rechtsmeinung!) Diese verschiedenen Rechtsauffassungen haben auch die Zeit verzögert.

Weiters sagen Sie, 70 Garnituren bewegen sich auf der Wiener Schnellbahn. Das ist auch nicht richtig. Sie erkundigen sich überall. Sie waren vorher auch bei Bombardier und haben dort Informationen erhalten. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie verfolgen das! Das freut mich sehr!) Dann sollten Sie aber auch wissen, dass die Zahl 70 nicht stimmt. Sie müssen ebenso wissen, dass jetzt im Zugverkehr der S1, der S2 und der S3 großteils die Doppelstockgarnituren schon im Einsatz sind und durch Wien fahren. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Jede Stunde einmal! – GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber nicht überall stehen bleiben! – GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie können sich doch auch nicht mit den Doppelstockwaggons der Niederösterreicher rühmen!) 

Weiters dazu, dass Sie sich darüber mokiert haben, 10 Garnituren bis 2005 und weitere 20 Garnituren bis 2007, wo Sie angezweifelt haben, ob das alles realisierbar ist: Ich möchte Ihnen nur sagen, dass die Österreichischen Bundesbahnen bereits 2001 90 Garnituren bei Bombardier bestellt haben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht nur für Wien!) 
Es ist noch eines zu den Qualitätskriterien zu erwähnen, und zwar beim Kollegen Margulies. Sie haben gesagt, hier gibt es keine Sanktionen, der Vertrag ist in diesem Bereich zahnlos und auch nicht richtig, weil von beiden Seiten eingewilligt wird, bei Nichteinhalten Sanktionen auszuüben. Auch uns steht das Recht zu, dass wir mit unseren vertraglichen Zahlungen, was mit diesem Vertrag gefordert ist, zurückstecken. Das heißt, dann bekommen die ÖBB eben nicht das ganze Geld. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wo steht das?) Das ist eine normale Reaktion. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wo steht das?) Wenn Sie Ihre Leistungen nicht voll bekommen, dann wird die nächste Rate dementsprechend niedriger sein, bis Sie jenen Zustand wiederhergestellt wissen, wie er vertraglich zugesichert worden ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Meinen Sie allen Ernstes, dass die Anlage 2 Qualitätskriterien definiert? – GR Mag Wolfgang Gerstl: Der Herr Kollege Juznic hat den Vertrag selbst nicht gelesen! Anders gibt es das nicht!) 

Damit sind wir schon beim nächsten Punkt, Herr Kollege Margulies. Wenn Sie einen Leistungsvertrag haben wollen, wenn Sie den so konzipieren wollen, dann ist dieser Leistungsvertrag – das wurde heute schon öfters gesagt – mehrwertsteuerpflichtig. Aber in Verantwortung für die Steuerzahler wollen wir ihnen diese ersparen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, jetzt zum Vertrag. Der Vertrag dient zur Sicherstellung eines nachfragegerechten Leistungsangebots, zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Wiener Schnellbahn und damit auch der Attraktivität. Die Vereinbarung mit den Österreichischen Bundesbahnen beinhaltet den Verkehrs- und Zusatzvertrag. Der Verkehrsvertrag ist die Anknüpfung an den mit 31.12.2002 ausgelaufenen Vertrag und die Grundlage des Leistungspakets. 

Die Österreichischen Bundesbahnen verpflichten sich im neuen Vertrag zu einer Verbesserung des Leistungsangebots, zum Beispiel bei der Linie S80 Intervallverkürzungen von 30 auf 20 Minuten, bei der Linie S7 die Verlängerung der Flughafenbahn von Wien-Nord nach Floridsdorf und zusätzlich sollen auf der Stammstrecke Floridsdorf - Meidling in jeder Richtung Eilzüge im 30‑Minuten‑Takt fahren. Das ist, glaube ich, eine sehr große Verbesserung. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das glauben Sie selber nicht!) Die ÖBB verpflichten sich, bis Ende 2005 10 Stück Triebwagengarnituren der Reihe "40/20" durch neue Triebwagengarnituren vom Typ "Talent" zu ersetzen. Die Stadt Wien verpflichtet sich demgegenüber, für die Leistungen der Österreichischen Bundesbahnen ab 2004 eine jährliche Ausgleichszahlung in der Höhe von 4,3 Millionen EUR inklusive Bundeszuschuss zu leisten. Die Ausgleichszahlung der Stadt Wien für das Jahr 2003 beträgt 4 Millionen EUR. Bis Dezember 2006 werden weitere Triebwagengarnituren zum Einsatz gebracht. Der Zusatzvertrag enthält zu den im Verkehrsvertrag vereinbarten Triebwagengarnituren "Talent" einen finanziellen Beitrag der Stadt Wien, zur Tilgung eines Darlehens der ÖBB jährlich 1 Million EUR auf 25 Jahre zu leisten. 

Dieser Verkehrsvertrag tritt rückwirkend mit 1.1.2003 in Kraft und endet im Dezember 2007. Der Zusatzvertrag mit 1 Million EUR jährlich auf 25 Jahre tritt mit 1.1.2004 in Kraft. 

Die Verhandlungen waren mehr als schwierig, da die ÖBB, wie bereits erwähnt, überhöhte Forderungen gestellt hat und auch die Verhandler zu jener Maßnahme haben greifen müssen, den ÖBB klarzumachen, dass auch andere, zum Beispiel die Wiener Lokalbahnen, die Strecken der Schnellbahnen in Wien befahren könnten. Trotzdem ist das Ergebnis, das erreicht wurde, ein sehr gutes. In Bezug auf die hohen Forderungen, aber auch im Vergleich zum alten Vertrag ist es ein gutes Ergebnis. 

Auf der Wiener S‑Bahn wird die vierteilige "Talent"-Ausführung zum Einsatz kommen, mit 67 Metern Länge, sechstürig, durchgehend begehbar, was auch eine Sicherheit gewährleistet, klimatisiert wurde bereits erwähnt, WC, mit 199 Sitzplätzen und zirka 200 Steh-plätzen. Weiters ist es noch eine Neuigkeit, dass dieser Zug mit einem 15‑minütigen Vollbrandschutz ausgerüstet ist, damit bei gewissen gefährlichen Brandsituationen in einem Tunnel die Fahrgäste mit dieser Sicherung geschützt sind und der Zug dadurch innerhalb dieser Zeit den Tunnel passieren kann.

Sehr geehrte Damen und Herren, auch für Rollstuhlfahrer gibt es eine Einfahrtsrampe pro Zug. Die Tür ist eigens gekennzeichnet und die Einstiegsstelle am Bahnhof auch markiert, damit jeder Behinderte im Rollstuhl weiß, wo er sich am Bahnsteig beim Einfahren des Zugs bereithalten soll, um diesen Eingang direkt benützen zu können. 

Dazu möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag für eine behindertengerechte Ausstattung der Perrone auf den Bahnhöfen stellen. Der ÖBB‑Bahnhof Penzing ist der letzte Bahnhof in Wien, der noch immer mit einer niedrigen Bahnsteighöhe ausgestattet ist. Das bedeutet, dass auch bei einer Ausstattung der betreffenden Schnellbahnlinien mit dem behindertengerechten Waggonmaterial im Bahnhof Penzing beim Einsteigen am Bahnsteig eine nicht unbeträchtliche Stufe von allen Fahrgästen zu überwinden ist. Somit wäre beim Bahnhof Penzing und auch auf den S‑Bahnlinien S45 und S50 der Einsatz von modernem rollendem Material nicht möglich. (GR Kurth‑Bodo Blind: Ein Behinderter kommt ja gar nicht auf den Bahnsteig, Herr Kollege!)
Der Beschluss- und Resolutionsantrag lautet:

"Der Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, Gespräche mit den ÖBB aufzunehmen, damit der Bahnhof Penzing mit den allerorts üblichen entsprechenden höheren Bahnsteigkanten ausgestattet wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Auch ein rollstuhlfahrergerechter Innenraum ist für die Fahrzeuge vorgesehen, ebenso ein WC, das auch für die Rollstuhlfahrer geeignet ist, wo man sogar umdrehen kann, das mit einem Waschbecken ausgestattet und sehr komfortabel ist. Für Blinde und Sehbehinderte sind die Türtaster mit farbigen und tastbaren Flächen ausgestattet und besitzen noch eine daktyle Erkennung. Der Triebwagenzug "Talent" ist ein modernes, attraktives und leistungsfähiges Niederflurfahrzeug, wo die Sicherheit an erster Stelle ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, mit diesem neuen Triebwagenangebot, der Verbesserung von Intervallen und den Linienführungen wird die Wiener S‑Bahn noch attraktiver und einen weiteren Beitrag dazu leisten, die internationale Führungsposition von Wien mit dem Anteil von 35 Prozent am öffentlichen Verkehr weiter zu steigern und noch mehr Leute zum Umstieg auf die Öffis zu bewegen. 

Sicherheit ist nicht nur sehr wichtig für die Fahrgäste, sondern vor allem auch in den Bahnhöfen und in deren Bereichen. Durch die Maßnahmen von Bundesminister Strasser, der Rückführung des Personals, leidet die Sicherheit und wird gefährdet. Wir benötigen mehr Polizisten. Dazu möchte ich ebenfalls einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

"Öffentliche Orte im Bereich von Bahnhöfen sind oftmals auch Zentren krimineller Handlungen. Diese zu bekämpfen erfordert eine entsprechende personelle und technische Ausstattung der Wiener Polizei.

Mit dem derzeit deutlich zu geringen Personalstand bei der Wiener Polizei, der großen Belastung der MitarbeiterInnen bei der Wiener Polizei und den zum Teil unzulänglichen technischen Ressourcen ist eine effizientere Bekämpfung der in den letzten Jahren gestiegenen Kriminalitätsentwicklung gefährdet. Nur durch eine spürbare Aufstockung der Zahl der Mitarbeiterinnen bei der Sicherheitswache und Kriminalpolizei, die vor Ort ihren Dienst versehen, kann der unerfreulichen Kriminalitätsentwicklung Einhalt geboten werden.“

Der Beschluss- und Resolutionsantrag lautet:

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, in kürzest möglicher Zeit zusätzlich 1 000 Poli-zei-MitarbeiterInnen in Wien einzusetzen, die Arbeitsbedingungen bei der Wiener Polizei zu verbessern und insbesondere die technische Ausstattung der Sicherheitskräfte, vor allem im Bereich der elektronischen Kom-munikationswege, auf den letzten Stand zu bringen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages."

Sehr geehrte Damen und Herren! Zum Abschluss: Es wurde ein guter Vertrag verhandelt, in Verantwortung gegenüber den Wienerinnen und Wienern, den Steuerzahlern, und zwar für eine moderne, attraktive, sichere und leistungsfähige Wiener Schnellbahn. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bevor wir zur nächsten Rednerin kommen, hat sich Herr GR Dr Madejski zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich muss nur etwas berichtigen und korrigieren, im Sinne der Behinderten.

Selbstverständlich werden wir dem Antrag zustimmen, nur macht er in der derzeit vorliegenden Form leider überhaupt keinen Sinn. Denn die Behinderten kommen nicht auf den Perron, weil es im Bahnhof Penzing weder eine Rolltreppe noch einen Lift gibt. 

Daher sollte man den Antrag unter Umständen etwas ändern, und zwar sollte man hineinschreiben: "höhere Bahnsteigkanten und entsprechende Aufstiegshilfen zum Perron wie eine Rolltreppe oder einen Lift". Sonst ist es für behinderte Rollstuhlfahrer in Penzing ein bisschen schwierig, auf den höher gestellten Perron zu kommen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Andreas Schieder: Es gibt ja eine Rampe!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Vassilakou gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Zusammenhang mit der Anschaffung von "Talent"-Garnituren für die ÖBB, also der Mitfinanzierung dieser Anschaffung durch die Stadt Wien, hat es im Vorfeld einige Kritik von Behindertenorganisationen gegeben, die wahrscheinlich auch den meisten von Ihnen nicht entgangen sein dürfte. Ich zum Beispiel habe in den letzten Wochen und Monaten mehrere Mails erhalten; ich gehe davon aus, Sie auch. Es hat hier in der Tat eine Reihe von Gesprächen gegeben, allen voran mit der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation. Hier sind etliche Details - Details für uns, für behinderte Menschen natürlich etliche äußerst wichtige Details - beanstandet worden, von denen inzwischen, so scheint es mir auf Grund der Informationen, die mir vorliegen, einiges bereinigt und gelöst werden konnte.

Das Problem, das wir hier haben und mit dem wir konfrontiert sind, kennen Sie höchstwahrscheinlich ganz sicher, das kenne ich mit gewissen Fragezeichen, das kennen auch die Mitglieder der Behindertenkommission hier im Haus - wahrscheinlich auch mit einigen Fragezeichen -, das kennen aber leider die behinderten Menschen noch immer nicht. Es ist ein ziemlich großes Problem, denn natürlich sind all die Vorwürfe und auch die Beunruhigung nach wie vor vorhanden. Ich möchte die Kritikpunkte letztlich auf zwei reduzieren, die nach wie vor offen geblieben sind, damit Sie sehen, worum es geht.

Hier steht Aussage gegen Aussage: Sie meinen, dass die Toiletten in den "Talent"-Garnituren ohne Probleme benutzbar sind - das haben ja auch Sie, sehr geehrter Herr Juznic, von hier aus erläutert -, aber bis zu den behinderten Menschen ist es noch nicht durchgedrungen, und dort sind mehrere Bedenken geäußert worden, insbesondere auch, dass es sozusagen bestimmte Griffe gibt, die zwischen dem Rollstuhl des behinderten Menschen und dem Sitz der Toilette liegen, sodass man an sich ein Sportler sein müsste, damit man sich über den Griff auf den Sitz der Toilette hieven kann. 

Nun weiß ich nicht, ob das wirklich so ist, denn ich bin nicht in dieser Lage und kann es selbst nicht beurteilen. Aber es steht nun einmal Aussage gegen Aussage. Es kann sein, dass diese Bedenken sich zum Schluss in Wohlgefallen auflösen, aber das kann ich zu diesem Zeitpunkt und von hier aus nicht beurteilen. Somit bedauere ich sehr, dass wir nicht unsere Zustimmung für eine Anschaffung geben können, bei der wir nicht sicher sein können, dass sie tatsächlich barrierefrei benutzbar sein wird.

In diesem Zusammenhang finde ich es übrigens auch sehr bedauerlich, dass es, wie gesagt, noch immer nicht geschafft worden ist, diese Bedenken bei den behinderten Menschen selbst auszuräumen. Ich weiß nicht, ob das passiert ist, weil man einfach vergessen hat, diese Details abschließend zu klären, oder ob es nicht gelungen ist.

Ein Zweites, und das ist eigentlich überhaupt kein Detail: Wir wissen, dass die übliche Bahnsteighöhe in Wien entweder 38 oder 55 Zentimeter beträgt. Das sind die zwei Zahlen, die mir bekannt sind. Bei den Bahnsteigen mit der Bahnsteighöhe von 38 Zentimetern gibt es eine ausklappbare, ausfahrbare Rampe, und somit wird es erfreulicherweise möglich sein, dass behinderte Menschen mit dem Rollstuhl in die Garnituren gelangen und einsteigen können. Aber bei den 55 Zentimeter hohen Bahnsteigen ist es so, dass ein Spalt entsteht, und dieser Spalt kann - je nach genauer Lage des Zuges, zufälligerweise an einem bestimmten Bahnsteig - ziemlich groß sein, sodass es unter Umständen nicht möglich ist, ohne fremde Hilfe einzusteigen. 

Was dieses Detail betrifft - all diejenigen von Ihnen, die sich mit behinderten Menschen zusammengesetzt haben und sich in diesem Bereich auskennen, wissen das und können es auch selbst beurteilen -, ist das ein sehr wichtiges Detail. Heute beschließen wir, dass wir die "Talent"-Garnituren mitfinanzieren, aber dieses Detail ist noch immer nicht geklärt, das ist noch immer nicht klar. Man sagt zwar: ja, es wird eine Lösung erarbeitet werden, aber niemandem ist klar, wie diese Lösung genau aussehen wird. 

Erlauben Sie mir daher auch diese Kritik: Ich halte das für etwas unausgegoren, und wir können unsere Zustimmung zur Mitfinanzierung von "Talent"-Garnituren hier und heute ganz sicher nicht geben. Denn ich denke, man hätte zuerst auch diese Fragen klären müssen, und zwar definitiv, und man hätte dafür sorgen müssen, dass diese Lösungen tatsächlich bis zu den behinderten Menschen durchdringen und dort auf Konsens stoßen. Erst danach hätte man das Geschäftsstück, das wir jetzt zu beschließen haben, dem Gemeinderat vorlegen können. 

Auch aus diesem Grund - es gibt ja, wie gesagt, weitere Kritikpunkte, aber diese sind von meinem Fraktionskollegen Martin Margulies schon erläutert worden - werden die GRÜNEN diesem heutigen Geschäftsstück nicht zustimmen.

Ich komme jetzt zu den zwei Anträgen, die heute seitens der SPÖ eingebracht worden sind. Der eine betrifft die, sagen wir, Höhenanpassung des Bahnsteigs in der Station Penzing. Wir werden diesem Antrag zustimmen, und zwar aus folgendem simplen Grund: Selbst wenn es stimmt, dass man nicht auf die Station gelangen kann, finde ich es durchaus für einen Fortschritt, dass wir uns dafür aussprechen, dass zumindest einmal die Bahnsteighöhe angehoben wird. Wenn sich herausstellt, dass die Station für behinderte Menschen überhaupt nicht zugänglich ist, dann spricht meiner Ansicht nach auch nichts dagegen - aber nehmen wir einmal an, es gäbe keine Rampe -, in der nächsten Sitzung einen Antrag einzubringen, dass eine Rampe oder eine andere Möglichkeit, um in die Station zu gelangen, geschaffen wird. Deshalb ich sehe keinen Widerspruch darin, dass wir heute unsere Zustimmung geben.

Mit dem zweiten Antrag allerdings haben die GRÜNEN einige Schwierigkeiten, und zwar einige wesentliche Schwierigkeiten. Ja, es stimmt, dass der Sparkurs der Bundesregierung auch im Zusammenhang mit der Polizei, und insbesondere der Wiener Polizei, bereits ziemlich schlimme Folgen mit sich gebracht hat. Ich denke, dass die letzte Kriminalitätsstatistik Grund genug ist, dass jeder und jede hier im Haus eingesehen haben müsste, dass es nicht geht, dass in Wien die Polizei mit diesem historischen Tiefstand an Personal weiterarbeiten kann. 

Auch die GRÜNEN haben in den letzten Monaten, wann immer es zur Sprache gekommen ist, eindeutig und klar festgestellt: Wir unterstützen ebenfalls die Forderung nach 1 000 Polizisten mehr für Wien. Denn jeder, der sich in diesem Bereich auskennt, weiß, dass dies de facto die personelle Mindestausstattung ist, die wir in Wien derzeit brauchen, um die Vielfalt der polizeilichen Aufgaben bewältigen zu können. 

Allerdings, liebe Kolleginnen und Kollegen, können wir uns mit der Begründung überhaupt nicht anfreunden. Wiener Polizisten und Polizistinnen haben sehr viel Wichtiges, Wertvolles und Nützliches für die Stadt zu tun, aber dazu gehört ganz sicherlich nicht, dass sie in Bahnhöfen sozusagen herumstehen, sei es in U-Bahnstati-onen oder in größeren Bahnhöfen, und dort mit ihrer Präsenz - und Sie wissen genau, dass das Dinge sind, die in den letzten Jahren vielfach diskutiert worden sind - eine Art abschreckende Wirkung haben. Die Frage ist dann, auf wen sie eine abschreckende Wirkung haben. Meiner Meinung nach haben sie dort nicht eine abschreckende Wirkung auf Personen, die unter Umständen vorhaben, kriminelle Handlungen zu setzen, sondern hauptsächlich haben sie dort eine beunruhigende und abschreckende Wirkung für Reisende und Touristen, die ganz sicher nicht angenehm berührt sind, wenn sie irgendwo ankommen ... (Zwischenruf des GR Ing Herbert RUDOLPH.)
Geh bitte - das habe ich mir gedacht, dass das jetzt von der FPÖ kommen wird! Wissen Sie, Sie lachen, aber ich sage Ihnen etwas, dem auch Sie nicht werden widersprechen können. Wenn Sie in einer Stadt ankommen, Sie steigen aus dem Zug aus, und das Erste, was Sie sehen, sind Polizisten, die auf dem Bahnsteig herumstehen, dann glauben Sie ganz sicherlich nicht, dass das eine besonders sichere Stadt ist. Ganz im Gegenteil - ich weiß nicht, was Sie für Schlüsse ziehen -, ich ziehe daraus normalerweise den Schluss: Oh, da muss es aber ziemlich große Probleme geben, wenn es schon notwendig ist, dass die Polizei hier herumsteht!

Das ist eher ein beunruhigendes Gefühl, und das sind Debatten, die spurlos an Ihnen vorübergehen. Es ist schon okay, aber das habe ich nicht erfunden. Da gibt es durchaus äußerst brauchbares Material im Zusammenhang mit dem subjektiven Sicherheitsempfinden und der objektiven Sicherheitslage, und da gibt es ganz wertvolle Diskussionen darüber, wo Polizeipräsenz dazu beiträgt, dass man sich sicherer fühlt, und wo Polizeipräsenz dazu beiträgt, dass man sich weniger sicher fühlt. 

Dies ist aber nur ein Detail. Worum es mir geht, ist zu sagen, dass wir ganz konträre Ansichten darüber haben - das ist auch bekannt -, weshalb wir mehr Polizei brauchen, was diese Polizei vorrangig tun soll und wofür sie eingesetzt werden soll. Die GRÜNEN unterstützen sehr wohl die Forderung nach 1 000 Polizistinnen und Polizisten mehr für Wien. Allerdings sind die Begründungen, die sowohl gestern von Seiten der FPÖ gebracht worden sind als auch heute seitens der SPÖ gebracht werden, für uns nicht haltbar. Mit diesen Begründungen können wir nicht mitgehen. Wir sehen das vollkommen anders, und somit sehen wir uns bedauerlicherweise nicht in der Lage, heute den Antrag der SPÖ zu unterstützen. 

Damit man uns aber auch glaubt, dass wir das sehr wohl ernst meinen und dass wir 1 000 PolizistInnen mehr für Wien möchten - denn es ist dringend notwendig, wie gesagt, und da muss man in der Stadt etwas tun -, haben wir vor, einen eigenen Antrag einzubringen, und zwar mit einer Begründung, von der wir der Meinung sind, dass es durchaus Ihnen allen möglich sein wird, ihn zu unterstützen. Diesen Antrag wird meine Kollegin Frau Dr Sigrid Pilz einbringen, und ich möchte Sie bitten, diesen Antrag mit Ihren Stimmen zu unterstützen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sie ahnen, was jetzt kommt. Ich bringe den Antrag ein, von dem Mary Vassilakou gesprochen hat. 

Verkehr ist nicht mein Thema, aber ich bin natürlich Verkehrsteilnehmerin, und ich frequentiere mindestens zweimal am Tag - wie wohl oft auch Herr Gerstl - den Bahnhof Hütteldorf. Auch meine Kinder frequentieren den Bahnhof Hütteldorf. Dies ist nicht gerade ein Hauptbahnhof, aber ein wichtiger Bahnhof für die Vororte und für die Niederösterreicher und Niederösterreicherinnen. Ich wohne in Penzing, und es würde meinem Sicherheitsgefühl und dem Sicherheitsgefühl meiner Kinder nicht sehr helfen, wenn in diesem trostlosen Bahnhof noch ein paar Polizisten und Polizistinnen mehr herumstehen. Es würde sehr viel helfen, wenn man den Bahnhof selbst zu einem Ort des sozialen Wohlbefindens und der Kommunikation machen würde. 

Dem ist nicht so. Sie kennen den Bahnhof vielleicht nicht, aber dort gibt es ein paar sehr abgewohnte Gaststätten. (GR Kurth-Bodo Blind: Nicht schon wieder auf die Gewerbebetriebe losgehen!) Die sind eben leider - ich weiß nicht, ob Sie, Herr Blind, dort hingehen; ich gehe dort eigentlich nicht so gern hin.(GR Kurth-Bodo Blind: Ich wohne ja dort!) Ich weiß, dass Sie dort wohnen. Wenn man als Frau abends im Bahnhof Hütteldorf ankommt, dann ist das Damenklo schon zugesperrt. Man geht auch sonst nicht sehr gern hin, weil es ein abscheulich gepflegter Ort ist. Die Bahnsteige sind zugig, trist und abgewohnt. - Sie fahren offensichtlich nie mit der Schnellbahn, Herr Blind, weil Sie sich so wundern. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich bin gerade zum Jörg Haider nach Klagenfurt gefahren, mit der Schnellbahn und der Bahn!)
Ich glaube, mit der Schnellbahn von Hütteldorf - aber Sie sind kein kleiner Bub und kein junges Mädchen, die dann dort herumstehen und hoffen, dass der Zug bald kommt. Denn die Orte sind unwirtlich, die Warteräume sind entweder zugesperrt oder kaputt. (GR Kurth-Bodo Blind: Es gibt keinen Warteraum dort, bitte!) Es gibt schon einen Warteraum, o doch! (GR Kurth-Bodo Blind: Es gibt keinen!) Auf Bahnsteig 1, wo auch der 11A ist, gibt es einen kleinen Warteraum (GR Kurth-Bodo Blind: Dort ist der "Anker" drinnen!), aber der ist nicht wirklich super beieinander. (GR Kurth-Bodo Blind: Also U-Bahn ...!) Glauben Sie mir, ich fahre dort seit 14 Jahren. 

Aber mehr Polizei würde dort nicht helfen, dort hilft nur bessere soziale und infrastrukturelle Qualität. Das ist auch der Grund für unseren Antrag. Wir meinen, dass die Polizei in Wien wichtige Aufgaben hat und dass es auch einen Sinn hat, dort durch zusätzliches Personal dafür zu sorgen, dass gerade in Nachbarschaften für Gruppen, die besonders belastet sind, Unterstützung und Sicherheit geboten wird.

Ich kann Ihnen zum Schluss, wieder aus meiner Wohnumgebung, ein kleines Beispiel dafür schildern, was ich damit meine. In der Gegend, in der ich wohne, gibt es Tiefgaragen zu Einfamilienhäusern, die unterhalb des Straßenniveaus liegen. Die Leute, die dort wohnen, fahren mit entschlossenem Tritt aufs Gaspedal, schießen manchmal aus der Garage heraus, fahren ohne weiteren Blick auf die Fußgänger über den Gehsteig, um dann kühn in die Straße einzubiegen. Auf diese Weise hätte eines meiner Kinder beinahe einmal unliebsame Bekanntschaft mit den Hinterrädern eines Mercedes gemacht.

Ich habe mich an die zuständige Polizeidienststelle gewendet, nachdem es nichts genützt hatte, der Dame zu erklären, dass sie schauen muss, wenn sie herausfährt. Sie hat das nicht zur Kenntnis genommen und hat gemeint: Wenn ich mich ärgere, dann soll ich eben immer dafür sorgen, dass meine Kinder an der Hand geführt werden; sie kann, wenn sie rückwärts aus der Garage herausfährt, nicht schauen, ob dort Kinder auf dem Gehsteig sind. - Diese etwas lustige Auffassung von Verkehrsregeln konnte ihr nur abgewöhnt werden, indem ein Polizist aus der zuständigen Polizeidienststelle gekommen ist und der Dame mit Freundlichkeit und Nachdruck erklärt hat, dass sie aufpassen muss, wenn sie über den Gehsteig fährt.

Das ist eine Art von kommunikativer Aufgabe, die die Polizei wahrnehmen kann. Niemand wurde bestraft, Sicherheit wurde geschaffen, die Dame passt jetzt auf, wenn sie rückwärts fährt. Das ist eine Aufgabe, die die Polizei wahrnehmen kann. Für solche und ähnliche Aufgaben stellen wir uns vor, dass es auch verstärkte Präsenz geben soll.

Ich lese Ihnen nun den Antrag vor:

"Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, ehebaldigst zusätzlich 1 000 MitarbeiterInnen in der Wiener Polizei einzusetzen sowie deren Arbeitsbedingungen zu verbessern und die technische Ausstattung der Sicherheitskräfte vor allem im Bereich der elektronischen Kommunikationswege auf den letzten Stand zu bringen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Günther Barnet: Mit der Tagesordnung hat das nichts zu tun!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR Rieder gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist vor wenigen Tagen eine Studie des IFES-Instituts öffentlich vorgestellt worden, die sich ganz allgemein - so wie die vorangegangene des Jahres 1995 - aufgrund einer aktuellen Befragung der Wienerinnen und Wiener mit dem Thema beschäftigt: Wie ist es um die Lebensqualität und um das Leben in Wien bestellt? Diese Studie enthält auch ein interessantes Kapitel über die Verkehrssituation und die Einschätzung der Wienerinnen und Wiener zur Situation. 

Das Ergebnis, das ich jetzt einmal voranstellen möchte, um das heutige Thema ein bisschen einzuordnen, ist, dass die Wienerinnen und Wiener in dieser Studie dem öffentlichen Personennahverkehr ein exzellentes Zeugnis ausstellen. 87 Prozent der Befragten stellen dem öffentlichen Verkehr in Wien die Note 1 oder 2 aus, und 87 Prozent der Wienerinnen und Wiener sind auch davon überzeugt, dass sich die Situation in den letzten Jahren deutlich verbessert hat.

Diese Benotung gewinnt umso mehr an Gewicht, wenn man aus dieser Studie ebenfalls entnimmt, dass praktisch alle Wienerinnen und Wiener in irgendeiner Form die öffentlichen Verkehrsmittel benützen - 87 Pro-zent. In dicht verbauten Stadtteilen ist es mehr als die Hälfte der Wohnbevölkerung, die täglich die öffentlichen Verkehrsmittel benützt, und knapp 6 von 10 Befragten fahren mit Öffis täglich oder jedenfalls mehrmals in der Woche. Gegenüber 1995 hat sich der Anteil sowohl der Gesamtgruppe - also aller Teilnehmer, die öffentliche Verkehrsmittel benützen - als auch jener speziellen Gruppe, die täglich mit öffentlichen Verkehrsmitteln fährt, um 5 Prozentpunkte erhöht.

Das heißt, die Tatsache, die hier vom Kollegen Gerstl behauptet worden ist - dass die Stadtregierung aus parteipolitischen Gründen alles unternimmt, so war es fast wörtlich zitiert, um den öffentlichen Verkehr auszudünnen -, spiegelt sich in der Meinung der Wienerinnen und Wiener nicht wider. Die sehen das anders, die sind der Meinung, dass der öffentliche Verkehr ausgebaut worden ist, und die schätzen ihn sehr, sehr gut ein. Das gilt insbesondere für die Aussage, dass bei der Verwendung der öffentlichen Verkehrsmittel im Wege zum Arbeitsplatz oder zur Ausbildungsstelle - da spielt es eine ganz besondere Rolle, und daher ist das bemerkenswert - im Vergleich zu 1995 die Verwendung des Autos zurückgegangen ist. Wir können daher aktuell feststellen, dass die öffentlichen Verkehrsmittel in Wien an Bedeutung gewonnen haben und das Auto als Instrument zur Erreichung des Arbeitsplatzes an Bedeutung verloren hat. 

Ich möchte noch einmal betonen, was hier ein Vorredner meiner Fraktion gemeint hat, nämlich: Auch internationale Vergleiche machen uns in dieser Frage sicher. Nicht nur die Einschätzung der Wienerinnen und Wiener, die immerhin sehr wichtig ist, da sie ja auch die Kunden der Verkehrsmittel - nicht die ausschließlichen Kunden, aber doch ein wesentlicher Teil der Kunden - sind, sondern auch internationale Vergleiche bestätigen die Spitzenposition Wiens beim öffentlichen Personennahverkehr. Es gibt eine Untersuchung unter Einbeziehung von Städten Deutschlands und der Schweiz, da liegt Wien nach Zürich auf dem zweiten Platz; Düsseldorf und andere kommen darin weiter hinten vor. Im Jahr 2003 ist eine Studie unter dem Titel "Integration und regulatorische Strukturen im ÖPNV-Bereich", die im Auftrag der Kommission der Europäischen Union erstellt worden ist, vorgestellt worden, die auch einen Vergleich der Städte zum Modal split enthält, und dort liegt Wien vor Stockholm, Hamburg, Rom und Lissabon. 

Ich glaube daher, dass wir durchaus mit gutem Gewissen davon ausgehen können, dass sich die bisherige Verkehrspolitik der Stadt in dieser zentralen, ökologisch wichtigen Frage eindeutig bestätigt hat und dass das sozusagen nicht Selbstlob ist, nicht nur die Einschätzung der Wienerinnen und Wiener, sondern tatsächlich einem Benchmark-Vergleich, einem internationalen Vergleich der Europäischen Union standhält. Was will man mehr, was kann man sich als Stadtregierung mehr wünschen als ein solches Attest, das einem bestätigt, dass das eine sehr gute Sache ist!

Ich glaube, vor diesem Hintergrund, nämlich der Spitzenposition Wiens beim Anteil des öffentlichen Personennahverkehrs, muss man den vorliegenden Vertragsabschluss sehen. 

Ich möchte noch kurz zusammenfassen, was Peter Juznic schon gesagt hat: Mit dem Verkehrsdienstevertrag zwischen der Österreichischen Bundesbahn und der Stadt Wien sichern wir auf mehrere Jahre den Einsatz der Schnellbahn in Wien, und zwar im innerstädtischen Verkehr, und wir kaufen quasi 439 782 Zugkilo-meter zu, einschließlich des Eil- und Regionalzugsverkehrs, der ebenfalls eine Bedeutung hat. Wenn man das auf die Platzkilometer umlegt, kommt man zu einer gewaltigen Dimension. Wir verschaffen uns damit fünf Milliarden Platzkilometer an Leistung der ÖBB, und daran gemessen ist der Betrag, den wir eingesetzt haben, ökonomisch durchaus akzeptabel und angemessen. 

Es ist hier von der Vertragskonstruktion die Rede gewesen, und ich möchte das noch einmal klarstellen. Die Frage, wie man einen Vertrag gestaltet, ist in Anbetracht der sonst bestehenden Steuerpflicht, nämlich eine Umsatzsteuer zu entrichten, nicht egal. Es ist sozusagen kein juristischer Schönheitswettbewerb, sondern eine ökonomische Frage, inwieweit man damit den Wiener Steuerzahler schont, und wir sind der Meinung, dass wir eine Lösung suchen mussten, die den Wiener Steuerzahler schont. Wir sind damit nicht allein, die meisten Städte und Bundesländer, die meisten Städte und Länder in anderen Staaten der Europäischen Gemeinschaft gehen diesen Weg. Sogar der Vertrag, der dem so genannten Magdeburger Urteil zugrunde gelegen ist, beruht auf einer solchen Konstruktion. Ich halte das für durchaus vernünftig.

Dritter Punkt in diesem Zusammenhang: Wir stützen uns bei diesem Vertrag auf das einschlägige Bundesgesetz. Dieses Bundesgesetz - es nennt sich "Öffentlicher Personennah- und Regionalverkehrsgesetz 1999" - enthält in seinem § 7 eine zentrale Bestimmung, nämlich dass die Sicherstellung eines Grundangebotes im öffentlichen Schienen-Personennah- und ‑Regionalverkehr Sache des Bundes ist. Das heißt, es ist die Herstellung des Regionalverkehrs und des Nahverkehrs in erster Linie nicht Sache der Länder, nicht Sache der Städte und Gemeinden, sondern die Grundversorgung ist zunächst einmal vom Bund sicherzustellen. Dieses Gesetz enthält auch entsprechende finanzielle Sicherstellungen. 

Daher ist es insgesamt für die Bundesländer und für die Städte und Gemeinden nicht egal, wenn der Bundesfinanzminister ankündigt, dass er die im § 26 Abs 3 des Gesetzes vorgesehene Regelung über die Gesamt-Mittelkontingentierung in einem Teil - nicht in allen Teilen, aber in einem Teil: dort, wo es um die 50-Prozent-Klausel geht - auf 30 Prozent senken will. Diese Reduktion hat, wenn sie wirklich zustande kommt, Rückwirkungen auf all die Fragen, die hier aufgetaucht sind, etwa ob es Möglichkeiten gibt, dass die ÖBB die Bahnhöfe besser saniert, rascher saniert. 

Daher soll man das nicht wegwischen, und daher unterstütze ich es, dass wir hier durch eine gemeinsame Resolution an die Adresse der Bundesregierung, aber insbesondere an die Adresse des Finanzministers die Forderung richten - wie übrigens auch das Bundesland Niederösterreich -, dass wir in dieser Frage klar nein sagen. Es kann nicht sein, dass in der unterschiedlichen Behandlung von Straße und Schiene die Bundesregierung weiter die Finanzierungsverhältnisse zu Lasten der Schiene verschiebt. Dagegen muss es ein klares Nein geben! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Selbstverständlich wird dieses Thema auch Gegenstand der Finanzausgleichsverhandlungen sein müssen. 

Weiterer Punkt: Es ist völlig richtig - wie Peter Juznic und auch andere hier gesagt haben -, dass der Vertrag die Grundlage für wesentliche Qualitätsverbesserungen und für mehr Kundenorientierung, mehr Orientierung an Bedarf und Bedürfnis der Fahrgäste bringen wird. Das ist nicht nur, aber auch die Frage der Anschaffung des "Talent", der - um jetzt auf einige Diskussionspunkte hier einzugehen - von Bombardier natürlich nicht in Wien produziert wird, aber ein wesentlicher Bestandteil des "Talent" wird sehr wohl in Betriebsstätten in Wien produziert, und zwar bei ELIN. Die Herstellung des "Talent" erfolgt nämlich nicht ausschließlich durch Bombardier, sondern durch eine Reihe von Unternehmungen, bei denen ein nicht unwesentlicher Teil der Wertschöpfung in Wien stattfindet. 

Es gibt in den Gesprächen durchaus erkennbare Bereitschaft, das auch hinsichtlich der Sicherung des Betriebsstandortes Bombardier in Wien zu unterstützen. Man kann das konkret belegen. Vor wenigen Wochen hat es ein Neuorganisation von Bombardier als internationaler Konzern gegeben, in diesem Zusammenhang ist die Frage der Schließung von Betriebsstandorten auch im Transportbereich einer definitiven Lösung auf mehrere Jahre beziehungsweise ein Jahrzehnt zugeführt worden, und dabei ist der Standort Wien gesichert geblieben. Das ist eine Frage, die bis dahin unterschiedlich eingeschätzt worden war. Ich denke, dass dieses Geschäft, das ja zwischen der ÖBB und Bombardier stattfindet, durchaus eine wirtschaftspolitische Bedeutung hat und dass es wichtig ist, dieses Geschäft zu unterstützen.

Es gibt aber noch einen anderen Gesichtspunkt - das ist jetzt an die Adresse der GRÜNEN gerichtet -, den man dabei berücksichtigen muss. Das Grundgeschäft zwischen der ÖBB und Bombardier hat die Anschaffung von mehreren Kontingenten dieses Schnellbahnfahrzeugtyps vorgesehen. Dieser ist übrigens auch in anderen Bundesländern eingesetzt worden. Wenn man sich aus der Sicht der Verbesserung unter dem Titel der behindertengerechten Gestaltung zu diesem Thema äußert, dann sollte man das österreichweit tun. Denn der "Talent" wird mittlerweile in einer Reihe anderer Bundesländer bereits eingesetzt. 

Ich glaube, man muss auch sehen, dass sich für die ÖBB aus der Abrufregelung des Vertrages unter einer besonders günstigen Preisgestaltung natürlich ein gewisser Ablauf in der Anschaffung ergeben hat. Das ist jetzt an die Adresse Gerstl gerichtet: Es gibt nicht die Möglichkeit der ÖBB, beliebig viele "Talent"-Fahrzeuge zu einem bestimmten Zeitpunkt sofort zu bekommen, sondern es hat nur die einzige Möglichkeit gegeben, über dieses Abrufkontingent bei Bombardier überhaupt zu einer raschen Erneuerung der Fahrbahngarnitur zu kommen, und dies eben in dem seit mehreren Jahren vertragsmäßig festgelegten Duktus. Es hat daher für uns nicht die Möglichkeit bestanden, über den Vertrag die Erneuerung zu beschleunigen, sondern das ist das Ergebnis des Grundgeschäftes zwischen der Österreichischen Bundesbahn und diesem Hersteller, den wir benützt haben, um überhaupt sehr rasch zu einer qualitativen Ausstattungsverbesserung zu kommen.

Das Zweite ist: Herr Margulies hat hier kritisiert, dass die Qualitätskriterien nur in einem Anhang zum Vertrag enthalten sind. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass es im § 4 Abs 1 die ausdrückliche Vertragsgarantie der ÖBB gibt, die in der Anlage vorgesehenen Qualitätskriterien herzustellen. Dies ist daher unmittelbarer Inhalt des Vertrages, und man soll diese Verbesserung im Vertragsinhalt nicht so klein schreiben. Denn natürlich ist jeder Vertrag einklagbar und durchsetzbar, und jede Bestimmung, die in diesem Vertrag enthalten ist - ob jetzt unmittelbar im Vertrag selbst oder in einem Anhang -, ist umsetzbar und daher auch herstellbar. Es ist in der Anlage auch ein genaues System vorgesehen, wie diese Qualitätskriterien objektiviert werden können. Es ist insofern aufgrund des Vertrages auch ein Qualitätsmanagement einzurichten. 

Ich kenne keinen anderen Vertrag ähnlicher Art, in dem in einer derart präzisen Form Kriterien, deren Objektivierung und die Instrumente zu einer gemeinsamen Entscheidung enthalten sind. Das sollte man zur Kenntnis nehmen, ob man das nun für noch verbesserungsbedürftig hält oder nicht. Es ist eine deutliche Verbesserung im Interesse der Kunden, weil hier auch die Befragung der Fahrgäste als ein Element zur Sicherung der Qualität vorgesehen ist.

Eine Bemerkung in dem Zusammenhang noch zur verkehrspolitischen Bedeutung des Schnellbahnverkehrs: Sie liegt auf der einen Seite darin, dass damit neben der U-Bahnstrecke ein zweites Verkehrsinstrument geschaffen wird, das aus dem Straßenverkehr entflochten ist. Die Straßenbahn und der Bus sind im Straßenverkehr integriert und haben die Probleme des Individualverkehrs mit im Rucksack, außer es gibt Vorrangstrecken und Vorrangbeschleunigungen. Im Prinzip sind die U-Bahn und Schnellbahn die beiden Verkehrsinstrumente, die aus dem Straßenverkehr entflochten sind. 

Jetzt komme ich auf einen Punkt zu sprechen, den Kollege Gerstl hier eingebracht hat. Die Bedeutung dieses Vertrages und der Schnellbahn liegt auch in der Integration und Verflechtung des Personennahverkehrs mit dem Regionalverkehr, und da ist Ihnen, Kollege Gerstl, ein kleiner Fehler passiert. Wir regeln den innerstädtischen Nahverkehr, während die Frage, die Sie angesprochen haben, nämlich die Pendlersituation, eine Frage des Regionalverkehrs ist. Die Regionalverkehrsfrage ist im Verkehrsverbund geregelt. Es gibt natürlich eine unmittelbare Verflechtung, denn von den rund 60 000 Besitzern von Wochen-, Monats- oder Jahreskarten, die täglich an Werktagen die Schnellbahn benützen, um einzupendeln, sind die meisten nicht nur Benützer der Schnellbahn, sondern selbstverständlich auch Benützer der Wiener Linien und der innerstädtischen Nahverkehrslinien der Schnellbahn. 

Man kann daher mit Fug und Recht sagen: Auch wenn die Pendlersituation primär eine Aufgabe des Regionalverkehrs ist, ist die Frage der Regelung des Nahverkehrs auch für die Pendler wichtig. Daher ist es gerade im Interesse der Pendler wichtig, dass in dem Vertrag die Regelung enthalten ist, dass Eilzüge aus bestimmten Bereichen durch den innerstädtischen Verkehr durchgeleitet werden und nicht an irgendeiner Außenstelle - Meidling oder Floridsdorf oder sonst wo - stehen bleiben und damit ein Umsteigen erzwingen, weil damit zum anderen - gerade auch im Interesse Niederösterreichs - ein Durchführen der Pendler in die Stadt und über die Stadt wieder nach Niederösterreich hinaus gewährleistet ist. 

Ich bedauere es, dass gerade dieser Punkt von Ihnen, Kollege Gerstl, negativ verstanden worden ist. In Wirklichkeit gelingt es mit diesem Verkehr über das hinaus, was eigentlich Regionalverkehrsfunktion ist, für die Pendler eine deutliche Verbesserung herzustellen. Ich halte das für eine wichtige Frage, weil es immerhin diese 60 000 Pendler sind, die allein 35 bis 37 Millionen Fahrten herstellen, also eine nicht unwesentliche Bedeutung haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Darin liegt auch die wirtschaftspolitische Bedeutung dieses Vertrages, was hier offenbar untergegangen ist. Denn wir schaffen damit auch für den Arbeitsmarkt Wien, der bekanntlich zu 30 Prozent für Beschäftigte aus den umliegenden Bundesländern zur Verfügung steht, und für die Wiener Wirtschaft ein taugliches Instrument. Dass gerade die Wiener Volkspartei den Vertrag, der immerhin ein wesentlicher Sprung in der Weiterentwicklung insbesondere der Pendlersituation ist, ablehnt, verstehe ich nicht ganz. Aber auf das Thema werde ich dann noch zurückkommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Zu wenig!)
Wir haben für diesen Vertrag 5 Millionen EUR eingesetzt. Jetzt rechne ich die 300 000 EUR nicht dazu, die mit Zusage der ÖBB aus Bundesmitteln hereinkommen werden. Das ist aufgrund dieser möglicherweise gekürzten Mittel aber trotzdem noch sichergestellt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Finanzleistungen der Stadt für den öffentlichen Verkehr sind ein Vielfaches dieses Betrages. Da ist zunächst einmal das, was die Stadt Wien in die Infrastruktur der Schnell-
bahn investiert - bei der S7 waren es allein 44,2 Milli-onen EUR, Niederösterreich hat hier nicht mitfinanziert -, es ist der Finanzzuschuss für den VOR mit 8,6 Milli-onen EUR und so weiter, es ist der große Brocken der Finanzierung der Wiener Linien. Wenn ich die Gesamtsumme nehme - das sind in Wien pro Jahr 700 Milli-onen EUR - und das auf die Einwohnerzahl umreche, dann ergibt das einen Betrag von 440 EUR pro Einwohner in Wien für den öffentlichen Verkehr. Wenn Sie jetzt die 10 EUR in Niederösterreich hernehmen, was faktisch ungefähr 16 Millionen EUR entspricht, dann sehen Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie lächerlich es ist, diese Zahlen der anderen Bundesländer in eine Relation zu dem Aufwand zu stellen, den Wien einsetzt, nicht nur im Interesse der eigenen Bevölkerung, der Wienerinnen und Wiener, sondern der gesamten Region!

Ich denke, dass damit klargemacht ist, dass dieser Vertrag verkehrspolitisch wichtig ist. Er ist ökologisch wichtig, weil er ein wesentlicher Beitrag ist, um den Modal split zu verbessern. Er ist letztlich auch wirtschaftspolitisch wichtig. Daher kann ich nur einmal mehr sagen, ich bin überrascht und wundere mich, dass einige Fraktionen hier im Haus den tieferen Sinn dieses Vertrages offenbar bis zum heutigen Tag nicht verstanden haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Zu einer tatsächlichen Berichtung hat sich Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn Sie es vielleicht gerne so gehört hätten, Herr Stadtrat: Meine Kritik bezog sich nicht darauf, dass etwas, wenn es nur in der Anlage steht, nicht Gültigkeit besitzt - keineswegs! Die Kritik an den Qualitätskriterien hatte "lediglich" - unter Anführungszeichen - einen inhaltlichen Aspekt, nämlich dahin gehend, dass im Vertrag nicht festgeschrieben wird, wie diese Qualitätskriterien kontrolliert werden und wer sie kontrolliert, sondern es steht einfach "Qualitätsmanagement" drin. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist nicht wahr, Kollege Margulies! Das steht ausdrücklich drin!) 

Ich lese Ihnen jetzt vor, was ausdrücklich drinsteht, nur als Beispiel: "Qualitätskriterium: Sauberkeit. Qualitätsanforderung: Die Fahrzeuge und Anlagen der ÖBB werden regelmäßig sowie bedarfsgerecht gereinigt." Das ist die Qualitätsanforderung. Das ist ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Lesen Sie ein bisschen weiter! Lesen Sie vor, welche Kriterien!) 

Ja, ich lese das Nächste: "Zuverlässigkeit: Erbrachte Fahrten. Bei Ausfall einer Fahrt aus einem Grund, der von der ÖBB nicht zu vertreten ist, gilt die geplante Verkehrsleistung trotzdem als erbracht." Wenn also ein Zug ausfällt, gilt die Verkehrsleistung als erbracht. Ob sie von der ÖBB zu vertreten ist oder nicht, entscheidet allein die ÖBB und niemand anderer. 

Auf Basis dessen entwickeln Sie Qualitätskriterien, und das habe ich damit gemeint. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ist ja nicht wahr! Ist überhaupt nicht wahr!) - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Christian Oxonitsch: Ein bisschen weiterlesen!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderates für die Postnummer 44 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Österreichischen Volkspartei, so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die fünf Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich habe mich vorher beim Ersten Vorsitzenden und bei den Klubs informiert: Wie in der Präsidiale besprochen, ist die Zulässigkeit aller fünf Beschluss- und Resolutionsanträge gegeben. 

Wir kommen zum ersten Antrag, einem Antrag der GRÜNEN betreffend Umsatzsteuerpflicht bei Leistungsverträgen im Nahverkehr. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mit großer Mehrheit, gegen die Stimmen der Volkspartei, beschlossen. 

Zweiter Beschluss- und Resolutionsantrag, ebenfalls von den GRÜNEN, betreffend Nahverkehrsförderung durch den Bund. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist einstimmig beschlossen.

Dritter Antrag: ein Antrag der Sozialdemokraten betreffend ÖBB-Bahnhof Penzing. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte im Fall der Zustimmung um ein Zeichen. - Das ist ebenfalls einstimmig beschlossen. 

Der vierte Antrag ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Ausstattung der Wiener Polizei, ebenfalls von den Sozialdemokraten, und es wird sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Volkspartei, beschlossen. 

Fünfter Antrag: ein Antrag der GRÜNEN betreffend Wiener Polizei. Auch hier wird sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. (Es erfolgt zunächst keine Reaktion.) Die antragstellende Partei? Ja, Sie stimmen zu. - Die GRÜNEN stimmen zu, der Antrag ist aber mehrheitlich abgelehnt. (GR Heinz Hufnagl: Wenige, zaghafte GRÜNE! - Ruf bei der FPÖ: Die Mehrheit der GRÜNEN!) Mit ein bisschen Verzögerung haben die GRÜNEN ihrem eigenen Antrag zugestimmt.

Wir kommen nun zur Postnummer 40 der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf einer Teilfläche in der Katastralgemeinde Schwarze Lackenau im 21. Bezirk. 

Eine Verhandlung wird nicht gewünscht. Das heißt, wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Post zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 36 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die "Ökologische Gesellschaft Vienna EcoCenter".

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR VALENTIN, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Blind hat das Wort.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

"Vienna EcoCenter", kurz "VCE" genannt, die Wiener Wanderausstellung. 

Kennen Sie die drei Zauberwörter in Österreich? - Asyl, Krankenschein, Subvention. Diese drei Zauberwörter ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Was?) "Was" - "bitte" heißt das! (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Asyl, Krankenschein, Subvention: "Asyl" ist das Zauberwort für Wirtschaftsflüchtlinge, die an die Steuermittel herankommen wollen, "Krankenschein" für jene, die an die Sozialversicherungsgelder herankommen wollen, und "Subvention" für alle Freunde der SPÖ, die rasch ohne Leistung zu Geld kommen wollen. (Heiterkeit und Beifall bei Gemeinderäten der FPÖ.) Alle jene, die berechtigterweise Asyl, Krankenschein und Subvention bekommen, sind hier nicht gemeint und sollen sich auch nicht betroffen fühlen. Es geht mir aber um den Missbrauch. 

Was ist VCE? - VCE besteht aus drei Projekten: 
EcoHall; "was?" - EcoHall. (Zwischenrufe bei den GRÜ-NEN.) EcoGround; "was?" - EcoGround. Und EcoBus - da werden Sie auch wieder "was?" rufen. Ich erkläre es Ihnen gerne. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!) EcoHall ist ein Besucherzelt. EcoGround - nein, ich glaube, den haben Sie nicht verstanden (Heiterkeit bei den GRÜ-NEN), EcoGround erkläre ich am Schluss. EcoBus ist eine Wanderausstellung mit Vorträgen, Straßentheater, Bastelaktion und Exkursionen. Das heißt, wenn man schon weit weg ist, macht man dort noch Exkursionen, denn es ist geplant, in fünf Jahren im In- und Ausland - es sind da alle internationalen Städte in Amerika und Asien genannt - ein Art Reisezirkus zu veranstalten. Das heißt, in fünf Jahren wollen sie 40 Städte bereisen.

Jetzt zum Geld: Die Anfangsinvestition wird mit 445 000 EUR angegeben; das heißt, damit aus dem ganzen Projekt etwas werden kann, soll eine Anfangsinvestition von 445 000 EUR notwendig sein. Heuer benötigt dieser Wanderzirkus - sie nennen sich selbst "Wanderausstellung", veranstalten aber auch Kinderzirkus und Ähnliches, das ist alles für die Umwelt von Wien, damit man die Umweltgedanken Wiens hinausträgt -, heuer benötigt also dieser Wanderzirkus, diese Wanderaus-stellung 445 000 EUR, und die Stadt Wien ist bereit, 9 500 EUR zum Fenster hinauszuwerfen. Anders kann man es ja nicht bezeichnen: Wenn ein Häuselbauer 445 000 EUR braucht, und es gibt ihm die Bank 9 500 EUR zum Verbauen, er weiß aber nicht, wo er den Rest herbekommt, dann sind die 9 500 EUR wirklich zum Fenster hinausgeworfen. Oder der Herr "Was?", Herr Maresch, kann mir erklären, wo die Freunde die restlichen Hunderttausende Euro herbekommen. Das heißt, wenn man nicht wirklich eine seriöse Finanzierung für diese Wanderausstellung hat, sind auch die 9 500 EUR zum Fenster hinausgeworfen. 

Jetzt schauen wir uns die Geschichte dieses Vereins an. Das Ansuchen um Subvention haben die gescheiten Herren schon im September 2003 gestellt. Das heißt, das Ansuchen erfolgte zu einer Zeit, als es diesen Verein noch nicht gab. Das ist das Lustige: Der Verein ist erst am 16. 12. 2003 entstanden, aber vorsorglich um die Subvention angesucht hatte er schon im September. Am 16. Dezember ist er genehmigt worden, und im Umweltausschuss - da hat man es schnell bei den roten Freunden, wenn man Freunde hat! - ist dieses Ansuchen schon am 13. 1. gelandet. Selbstverständlich hat die linke Reichshälfte - unter Zustimmung der ÖVP - diesem eigenartigen Vertrag, also dieser Subvention, der Geldbeschaffung, zugestimmt, und heute, am 30. 1., das heißt eineinhalb Monate nach Vereinsgründung, bekommen sie schon die Subvention. 

Was für eine Leistung hat dieser Verein für die Allgemeinheit erbracht? Wo hat man das messen können, dass diese drei unbekannten Herren eine Leistung für die Stadt oder für das Land erbracht hätten? - Die Leistung dieser Herrschaften ist bis heute null. Das ist in Wirklichkeit ein Reisezirkus, und das Schöne, was die drei Herrschaften vorgeschlagen haben, ist: Es soll Herr Häupl als Bürgermeister dort ins Präsidium gewählt werden - das ist etwas Ehrenhaftes -, und es soll auch Frau Kossina hineinkommen. Ich glaube, es ist weder Bgm Häupl noch Frau Kossina auf dieses Präsidium besonders heiß, aber es kann mir ja dann der Herr 
Berichterstatter erklären, sie sind unbedingt heiß darauf und zahlen dafür, dass sie dort im Präsidium sind, 9 500 EUR. Das kann die Frau Stadtrat natürlich tun, das kann auch der Herr Bürgermeister tun, aber dann sollen sie es aus der Parteikasse zahlen und nicht aus der Stadtkasse, wenn sie in irgendeinem Präsidium sitzen wollen. Wenn das in diesem Reiseunternehmen wirklich wichtig sein soll, dann sollen sie es aus der SPÖ-Kasse bezahlen. 

Ich habe für die Freiheitlichen vorgeschlagen: Ja, wir wollen Info-Reisen haben, es soll sich auch die Stadt präsentieren, aber dafür nehmen wir unsere bewährten Beamten! Das ist uns dieses Geld sicherlich wert, und dafür kann man mehr Geld als 9 500 EUR ausgeben. Das sollen die bewährten und fachkundigen Beamten des Umweltausschusses und des Umweltressorts tun, es sollen die fachkundigen Beamten in alle Welt fahren und verbreiten, was Wien kann - Wien hat Leistungen, die man durchaus anbieten kann, wir haben Innovationen, die woanders sicherlich nachgefragt werden (Beifall der StRin Karin Landauer) -, und sie sollen von diesen Reisen sicherlich auch Informationen für die Stadt Wien zurückbringen. Man kann das Geld anlegen - aber nicht für so ein Kasperltheater!

Jetzt kommen wir zu EcoGround - ich habe schon darauf hingewiesen, dass es dort als dritten Punkt EcoGround gibt. Was wird unter dem Projekt EcoGround verkauft? Man glaubt es nicht: Banalitäten, die in jedem Kleingartenverein bekannt sind! Das wollen wir jetzt nach Singapur und so weiter bringen, und wir wollen den Leuten sagen: Meine Herrschaften, wisst ihr, was wir in Wien machen? Wir sammeln Regenwasser, das kann man zum Gießen verwenden. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das kannst du auf Seite 14 nachlesen: "Wir sammeln Regenwasser" - wir sind ja eine Umweltmusterstadt und sammeln Regenwasser.

Das weiß jeder Kleingartenverein. Ich glaube, wenn man zum Obmann des Kleingartenvereins geht und sagt: Wir schicken euch die Projekte EcoBus, EcoGround und EcoHall vorbei, und die erklären euch, wie ihr mit Regenwasser Blumen gießen könnt, und sogar den Gemüsegarten!, dann greift sich der Vorstand des Kleingartenvereins ans Hirn und sagt: Entschuldigung, dazu brauchen wir gerade euch!

Jetzt kommt überhaupt noch etwas, ich habe es nicht glauben können! Ebenfalls auf Seite 14 dieser Broschüre über den Wanderzirkus, die Wanderausstellung steht fett gedruckt, weil es besonders wichtig und gescheit ist, wortwörtlich: "Kanal riechen und hören". (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das heißt, dieses Projekt EcoGround besteht aus "Kanal riechen und hören". Ist denn in dieser Stadt nichts zu blöd? Wortwörtlich: "Rohre führen am Ausstellungsort in die Kanalisation, von wo Ventilatoren die Luft heraufblasen." (Heiterkeit bei der FPÖ.) Wollen die Herrschaften 445 000 EUR für diesen Unsinn? Führen Rohre am Ausstellungsort, und der Ausstellungsort ist zum Beispiel Shanghai oder Singapur!

Ich denke, Frau Stadtrat: Riechen Sie nicht daran! Sonst braucht Herr Häupl, unser lieber Bürgermeister, diese Stadtregierung nicht umzubauen; Sie sind tot, ich glaube, das können Sie einfach nicht machen. Sie können nicht in die Kanalisation von Kuala Lumpur und Singapur riechen wollen.

Das gibt es ja gar nicht: Ventilatoren blasen den Gestank noch herauf, und die Besucher können daran riechen und hören. Damit man nicht missversteht, wie sie hören können - falls es einfältige Leute gibt, die nicht wissen, wie man hört -: "Mikrofon". (Heiterkeit bei der FPÖ.) Da bekommen sie ein Mikrofon, und dann können sie hören. Aber das Riechen erfolgt körperlich. Wenn jemand so etwas will, kann er am Hubertusdamm spazieren gehen. (GR Heinz Hufnagl: Man hört gewöhnlich mit Lautsprecher!) Bitte? (GR Heinz Hufnagl: Ins Mikro tut man sprechen! Hören tut man mit dem Lautsprecher!) Ich weiß - leider, Sie sind der Vorsitzende dieses Umweltausschusses, und unter Ihrem Vorsitz kann so ein Unsinn beschlossen werden. Das geht ja wirklich nur unter einigen Vorsitzenden, das geht nicht bei jedem Vorsitzenden! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)
Mir tut ja die Stadträtin Leid - das habe ich schon in anderen Reden gesagt -, weil sie von ihren Vertrauten zu solchen Akten gebracht wird. Sie kann ja nicht jeden Akt lesen, sie muss auf den Vorsitzenden des Umweltausschusses vertrauen. Denn wenn man jeden Akt anschaut, ist das für eine Stadträtin schon sehr, sehr viel Arbeit. Sie hat bei dem Akt bestimmt darauf vertraut, dass ihn der Vorsitzende durchgelesen und auch überdacht hat. Ich glaube nicht, dass die Frau Stadtrat inhaltlich gewusst hat, was da passiert.

Aber okay, wenn jemand so etwas will, kann er am Hubertusdamm oder auf der Donauinsel spazieren gehen. Er kann bei jedem Kanaldeckel riechen, weil dort der Gestank leider automatisch heraufsteigt. Dafür brauche ich keinen Ventilator, dafür brauche ich auch nicht nach Singapur und nach Kuala Lumpur zu gehen. 

Für so einen Blödsinn - bitte, meine Herrschaften! - ist uns, der FPÖ Wiens, Steuergeld zu schade. Der SPÖ natürlich nicht, und ich sage Ihnen: Diese Sache stinkt! (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Das Schlusswort hat der Herr Berichterstatter. Ich ersuche um Aufmerksamkeit, damit die ventilatorischen Probleme erläutert werden können. (Heiterkeit.)
Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Obwohl die letzten Minuten durchaus kurzweilig waren - anders möchte ich sie nicht beschreiben -, denke ich doch, man muss, wenn man den Akt tatsächlich diskutiert - und wir haben ihn im Umweltausschuss sehr ernsthaft diskutiert, wiewohl vielleicht einige, die jetzt zugehört haben, nach den Worten des Debattenredners nicht dieser Auffassung sein könnten -, dennoch einige Dinge festhalten. 

Ich verstehe diese Kritik zunächst einmal grundsätzlich vom Formalen her nicht. Gerade aus der Ecke des Wiener Gemeinderates bekommen wir oftmals rein formal den Vorwurf zu hören, dass Anträge nicht rechtzeitig eingebracht sind. (StRin Karin Landauer: Was heißt "aus der Ecke"?) Oftmals bekommen wir den Vorwurf zu hören, dass Anträge erst gleichzeitig mit einem Event, gleichzeitig mit der Durchführung einer Veranstaltung von einem Verein eingebracht werden. Das war dieses Mal nicht der Fall. Hier ist ein Verein mit einem sehr, sehr sinnvollen Ziel, wie ich meine, der rechtzeitig deponiert hat, etwas tun zu wollen, und der rechtzeitig auch den Antrag und das Begehr an die Stadt Wien herangetragen hat. Warum man jetzt sagt, man wirft denen vor, dass sie zeitgerecht vorgegangen sind, verstehe ich nur in der Denkweise und in der Systematik, dass man einfach Gründe für eine Ablehnung gesucht hat. 

Das Zweite: Wenn hier seitens einer Oppositionspartei und des Kollegen Blind in durchaus spaßiger Art und Weise bekrittelt wird, dass eine Institution, ein Verein zur Stadt Wien kommt, um etwas im Interesse der Stadt Wien zu tun, und sagt, es wird dies 440 000 EUR kosten und er benötigt nur 9 500 EUR - sich deshalb zu beschweren, dass er von der Stadt Wien nur so wenig haben möchte, halte ich in der Tat für eine höchst skurrile Anmerkung zu dem heutigen Geschäftsstück. - Das einmal zum Formalen. 

Wir haben jetzt einiges an Hörproben des Kollegen Blind erfahren. Ich denke, dass es, wenn Sie sich etwas anschauen und wenn Sie versuchen, etwas zu erfassen, wahrscheinlich schwierig ist, zwischen Inhalt und Ausstellungsdidaktik zu unterscheiden. Was Kollege Blind nicht gesagt hat, als er seinen Redebeitrag losgeworden ist hier in diesen Räumlichkeiten, als er ausschließlich über die Ausstellungsdidaktik gesprochen hat, ist, dass es in dem Konzept, das vorgelegen ist und das sich wahrscheinlich nur wenige der Kolleginnen und Kollegen, die jetzt abstimmen werden, durchgesehen haben werden, zwei Teile gibt.

Es gibt einerseits einen inhaltlichen Teil und andererseits einen Teil, der darüber Aufschluss gibt, wie die Ausstellungsgestalter diese Ausstellung zu gestalten gedenken. Das nennt man gemeinhin "Ausstellungsdidaktik", Kollege Blind. Und in diesem Teil haben sie nun einmal auch mitgeteilt, wie sie beabsichtigen, unter anderem auch jungen Menschen Inhalte der kommunalen Umweltpolitik näher zu bringen. Dass der Kollege zwischen Inhalt und Präsentation nicht unterscheiden kann, wirft, so denke ich, ein bezeichnendes Licht auf die Ernsthaftigkeit der Wortmeldung.

Und nun ein Letztes: Wenn hier, wie gesagt wird, Umwelttechnologie aus Wien international präsentiert wird, dann hat das eine Dimension, die weit über das hinausgeht, was eine Präsentation der Stadt Wien betrifft. Im Ausschuss habe ich mir erlaubt, darauf hinzuweisen, dass es ohne eine Präsentation der hervorragenden Arbeit beispielsweise der MA 45 unmöglich wäre, dass bei den Klongs in Thailand mit der Technologie, die in Wien - mit europäischer Beteiligung, mit der Beteiligung der Europäischen Union - erarbeitet, erforscht worden ist, jetzt österreichische Firmen zum Zug kommen. - Ich denke, nicht nur die Damen und Herren, die das vorbereitet haben, sondern auch die Wiener Wirtschaft haben es sich in hohem Maße nicht verdient, dass in einer derartigen Art und Weise, wie es Kollege Blind gemacht hat, über das berichtet wird, was in Wien getan wird, und über die Bemühungen, das auch hinauszutragen.

Meine Damen und Herren! Ich denke, es ist eindeutig - und Kollege Blind hat das erfreulicherweise auch gesagt -, dass der Gemeinderatsausschuss für Umwelt sich mit großer Mehrheit für dieses Projekt ausgesprochen hat, notabene wo der Einsatz der Stadt Wien für eine gute Sache - für eine sehr, sehr gute Sache, die auch der Wirtschaftspolitik des Standortes Wien nützen kann - nur 9 500 EUR beträgt.

Ich ersuche daher die Damen und Herren dieses Hauses, diesem Geschäftsstück zuzustimmen. – Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 36 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Mehrheit, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen.

Die Postnummer 30 betrifft das Plandokument 7559 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. – Hiezu liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Die Postnummer 32 betrifft das Plandokument 7557 im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf. – Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument und zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Zum Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Um es kurz zu machen: Wir stimmen diesem Plandokument zu, es ist grundsätzlich in Ordnung. Man kann aber diese Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen, ohne dem zuständigen Stadtrat, Herrn StR Schicker, zu sagen, dass nicht alle Plandokumente, die sich zurzeit mit Floridsdorf befassen - ich sage das auch deshalb, weil sich hier gerade drei Floridsdorfer in einer Reihe befinden, auch wenn die zwei hinter mir nicht ganz dieselbe Meinung haben werden wie ich -, in Ordnung sind.

Ich gehe kurz auf zwei zurzeit sonst noch bei Ihnen laufende Planungsfälle ein.

Der eine betrifft die neue Abfahrt von der Nordbahnbrücke auf der Höhe Lundenburger Gasse. Da ist für die Kreuzung Lundenburger Gasse/Ignaz-Köck-Straße - die heute ein wunderbarer Kreisverkehr ist, der jeden Autofahrer, der noch nicht völlig verblödet ist, dazu bringt, sich endlich einzugliedern und nicht nur drei Lichtsignalen zu folgen – etwas geplant, was die Autofahrer in Zukunft zum Wahnsinn treiben wird. Diese Abfahrt wird eine Katastrophe werden, denn wir machen dort, wo dieser wunderbare Kreisverkehr ist, nach Ihren Planungen nunmehr eine Ampel. Und 150 Meter weiter, bei der Überquerung der Brünner Straße, ist schon wieder eine Ampel. - Also auf diesen Stau bin ich gespannt! Da hat sich noch niemand etwas überlegt.

Nun aber auch noch zu einem anderen Plandokument, das bei Ihnen zurzeit in Arbeit ist und zu dem Sie sich gestern im "Kurier" selbst geäußert haben. Ich finde es wunderbar, dass Sie der Meinung sind, dass in der Leopoldau, Endstelle U1, dieser Wohnbau in dieser Form, wie er zur Zeit entsteht, nicht entstehen soll. Nur, Herr Stadtrat: Sie kennen Ihre eigenen Geschäftsstücke nicht. Dort wird schon gebaut, obwohl dort noch gar nicht gebaut werden dürfte! Dort wird gebaut, und zwar Teile eines Wohnhauses, das gar nicht existieren dürfte, beziehungsweise mehrerer Wohnhäuser.

Ich habe das hier von dieser Stelle aus vor Weihnachten schon einmal gesagt. Dann kam die Reaktion Ihres Kollegen, StR Faymann, und seiner Magistratsabteilungen: Der Wohnbau wurde eingestellt, es wurde durch die MA 37 ein Baustopp verhängt. - Aber die bauen noch immer weiter, und zwar nicht an der U-Bahn-Linie, sondern eindeutig an Häusern. Und da passiert nichts, da gibt es keine Reaktion, da wird durch die Behörde nichts vollzogen!

Das Beste an dieser Sache ist, dass sich eine der Nachbarabteilungen - die gehört nicht zu Ihnen, sondern zu StR Faymann - dabei darauf beruft, dass es sich vielleicht doch um Teile der U-Bahn-Linie handelt, und daher ein Gutachten in Auftrag gegeben hat, mit dem sie statisch bewiesen haben will, dass es sich um Teile der U-Bahn-Linie handelt und nicht der Eisenbahn.

Ich habe mir gestern ein paar Bilder gemacht und habe mir das angesehen, damit ich Ihnen das darlegen kann. (Der Redner hält eine Abbildung in die Höhe.) Also das war in der Planung die gedachte U-Bahn-Linie - so ist sie im Plan drinnen: Da fährt sie links und rechts, und auf der Seite sind solche Mauern. Eine ist knapp niedriger als die U-Bahn, die andere knapp höher. Was ich hier rot darüber gezeichnet habe, ist ungefähr das, was jetzt schon gebaut wurde, nämlich ein Tunnel - ein Tunnel, den es eigentlich gar nicht geben dürfte. Ich habe hier das Bild (der Redner hält eine weitere Abbildung in die Höhe), und man sieht darauf relativ gut: Da ist die Tunneleinfahrt. – Diesen Tunnel dürfte es gar nicht geben!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Barnet, darf ich ein bisschen auf die Geschäftsordnung hinweisen. Der Bisamberg und Leopoldau - bei allem Verständnis für die Sachlage - ...

GR Günther Barnet (fortsetzend): Ich komme schon noch dorthin! Herr Vorsitzender, wenn Sie mich noch kurz gewähren lassen, komme ich dorthin - und zwar mit dem Geschäftsstück des Herrn Stadtrats, das er in Vorbereitung hat und das sich auch mit Floridsdorf beschäftigt. Und wenn man sich bei der Eisenbahn so weit hinauswagen darf, dass man die Polizei braucht, um die Bahnhöfe besser zu kontrollieren - und da haben wir ja der SPÖ sehr weiten Spielraum gelassen (GR Godwin Schuster: Das ist ausgemacht, oder? Darf ich dich erinnern?) -, dann wird man mir erlauben, dass ich sage: Wenn in Floridsdorf einmal etwas Gutes gemacht wird, dann darf ich auch sagen, wo der Herr Stadtrat etwas Schlechtes macht! Das wird, glaube ich, im Rahmen der Geschäftsordnung gerade noch drinnen sein - außer Sie sind anderer Meinung. Aber bitte. (GR Godwin Schuster: Darf ich dich daran erinnern: Vor fünf Jahren haben wir das gemeinsam ausgemacht!) 

Ich habe ja nichts dagegen, aber ich darf jetzt auch einmal ... (Ruf bei der SPÖ: ... zur Sache!) Ja, ich spreche zur Sache, nämlich zur Frage des Vollzugs einer Magistratsabteilung, nämlich der MA 21B. (GR Christian Oxonitsch: Wir haben ein Geschäftsstück!) Ja, ein Geschäftsstück der MA 21B, und ich spreche auch zu einem anderen Geschäftsstück der MA 21B, und das werden Sie aushalten, Kollege Oxonitsch! Und wenn Sie es nicht aushalten, weil Ihnen die Wahrheit nicht passt, dann habe ich damit kein Problem.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Barnet, wir haben in der Sache kein Problem.

GR Günther Barnet (fortsetzend): Wie? - Jetzt verstehe ich Sie nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Wir haben ein Problem: Wir haben kein Problem in der Sache, in Bezug auf das, was Sie da sagen, nur: Bitte bleiben Sie ein bisschen beim Bisamberg!

GR Günther Barnet (fortsetzend): Also darf ich jetzt weiterreden oder nicht? (Ruf bei der SPÖ: ... zur Sache!) Gut, dann spreche ich weiter zum Bisamberg.

Es ist wunderbar, dass dort der dörfliche Charakter erhalten werden soll und es um Schutzzonen geht. Wenn das in anderen Teilen Floridsdorfs so wäre, dass man dort auch den Charakter erhalten und die Bürger schützen würde vor dem, was andere machen - nämlich illegal Bauwerke errichten -, dann wäre das auch wunderbar.

In diesem Zusammenhang komme ich darauf zu sprechen, dass da auch wieder der Herr Stadtrat zuständig ist, denn eine seiner Abteilungen, die MA 21B, die ihm untersteht, least Beitragstäter dazu, dass andere Magistratsabteilungen, nämlich die MA 37 und die MA 64, nicht ordentlich vollziehen.

Ich werde Ihnen, Kollege Oxonitsch, jetzt vorlesen, warum. Denn in diesem neuen Gründruck der MA 21B steht das Gegenteil von dem, was die MA 37 und die MA 64 behaupten, denn diese sagen: Wir wissen nicht sicher, ob das ein Haus ist oder ein Tunnel! Wir wissen es noch nicht! Wir brauchen ein statisches Gutachten, das uns beweist, dass, wenn auf einem Tunnel drauf senkrecht noch einmal eine Mauer gebaut wird, dies Teil einer Eisenbahnanlage ist. - Also ich weiß nicht, vielleicht geht das bei einer Roco-Eisenbahn, dass man einen Tunnel baut und darauf noch einmal etwas, damit er besser steht. Aber üblicherweise ist es umgekehrt: Wenn ich auf eine Decke etwas darauf setze, drückt das hinunter und verbessert nicht die Statik.

Aber was sagt die MA 21B? - Und deswegen, sage ich, müsste der Herr Stadtrat agieren! - Seine eigene Magistratsabteilung sagt in diesem Gründruck, und zwar betreffend die Frage, was dort gebaut wird: 

"Die Lage der Baukörper orientiert sich an den Fundamentgegebenheiten der U-Bahn-Trasse. Die Gebäudehöhe passt sich an die vorgegebene Gebäudehöhe der Park-and-Ride-Anlage an (Bauklasse IV)."

Also gut, er sagt ohnedies schon, dort sollen Häuser der Bauklasse IV errichtet werden. Aber dann geht es weiter: "entsprechend kostenintensive Vorleistungen für die geplante Wohnbebauung".

Die MA 21B sagt also selbst: "die geplante Wohnbebauung", und die MA 37 und die MA 64 sagen: Wir wissen nichts von einer Wohnbebauung! Das ist der Tunnel - der Tunnel, den es gar nicht geben dürfte! 

Die Nachbarabteilungen beim Nachbarstadtrat wissen es, und daher sage ich: Der Herr Stadtrat sollte sich einmal die MA 21B zur Seite nehmen und sagen: Freunde, was wisst ihr, was die MA 37 und die MA 64 nicht wissen? Warum wisst ihr, dass das ein Wohnbau ist und kein Tunnel? Da ist ja noch gar kein Wohnbau geplant, das darf ja noch gar nicht sein!

Daher: Bau einstellen, tätig werden - ansonsten bleibt er Beitragstäter. So einfach kann er es sich nicht machen! Im "Kurier" zu sagen: Da bin ich dagegen!, das ist zu wenig. Er hat die Vollziehungskompetenz, und er soll es auch tun! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. – Bitte, Herr GR Reiter.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es spricht für die wirklich hohe Toleranzgrenze des Vorsitzenden, dass diese Debatte hier so geführt werden konnte. Wenn man der Meinung ist, dass beides in Floridsdorf ist, nämlich die Großfeldsiedlung und der Bisamberg, dann kann man allenfalls einen Konnex finden. Wobei eines klar ist, nämlich dass der Herr amtsführende Stadtrat für die Eisenbahnbehörde in keinster Weise zuständig ist – es heißt also zurück an den Start bei den Wiener Linien. 

Aber ich möchte mich als Berichterstatter nicht über diese Wortmeldung auslassen, sondern ich möchte mich auf das Plandokument beziehen, das sehr deutlich zwischen einer landwirtschaftlichen Fläche und ökologischen Flächen differenziert. So hat auch die Kellergasse als Schutzzone die notwendige Widmung, sodass sich die Buschenschanken hier harmonisch in das Ortsbild einfügen können. Und für die Landwirtschaft ist ganz wichtig, dass damit auch die weitere Existenzgrundlage gesichert ist. 

Das, meine Damen und Herren, ist in Wahrheit Inhalt dieses Plandokuments - und nicht die polemischen Aussagen des Kollegen. – Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 32 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Vorhaben Erstellung eines Einreich- und Bauprojekts für das Projekt S2 - Niveaufreimachungen Breitenleer Straße und Rautenweg. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter:  Ich ersuche um Zustimmung zu diesen Projektierungsarbeiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Gemeinderat! 

Zunächst einmal - ich möchte mich kurz fassen -: Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen, im Gegensatz zu unserem Verhalten im Ausschuss, und zwar aus folgenden Gründen: Wir glauben, dass eine Verbindung von der jetzigen so genannten S2, der Verlängerung der A23, zur B7 notwendig ist. Wir werden unsere Vorstellungen dazu bei der UVP - die ja, unter anderem, auch mit dem Betrag, um den es hier geht, finanziert werden soll – einbringen. 

Wir sehen das nicht als eine Zustimmung zur Lobau-Autobahn, sondern als eine mögliche Alternative, und glauben, damit einen Beitrag zur Konstruktivität geleistet zu haben. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön, Herr Gemeinderat. Die Debatte ist geschlossen. - Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Nur ein Satz: Dass die GRÜNEN, wie gesagt, jetzt hier im Plenum zustimmen – anders als im Ausschuss -, freut mich natürlich. Somit wird dieses Plandokument, wie ich annehme, einstimmig beschlossen, und ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 33.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nun einstimmig so über die Bühne gegangen.

Postnummer 17 betrifft eine Subvention an den Verein "Fotogalerie Wien".

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Postnummer 19 betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so beschlossen.

Die Postnummer 22 betrifft eine Subvention an den Verein "Public Netbase Media Space! Institut für neue Kulturtechnologien". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Vitouch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist somit eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht zwar um neue Kulturtechniken, aber die Qualität dieses Antrags und der Einreichung hat mittlerweile schon eine sehr hohe Tradition erreicht. Der Kulturausschuss ist ja genauso wie der Sozialausschuss einer der zwei klassischen Subventionsausschüsse, und daher habe ich, so glaube ich, diesbezüglich eine gewisse Erfahrung. Aber seit diese Institution - damit meine ich "Public Netbase" - existiert, kommt es zu einem Auseinanderklaffen der Einreichung - sprich dessen, wie sich diese Organisation in ihrer Bedeutung offensichtlich selbst sieht und hier um eine Subvention in Höhe von 820 000 EUR ansucht - und dem, was sie dann von 
der Kulturabteilung der Stadt Wien erhält, nämlich 218 000 EUR. Das zeigt, dass zwischen dem, wie die Organisation selbst ihren Stellenwert einschätzt, und dessen Einschätzung durch die MA 7 mehr als eine Diskrepanz besteht: Da geht es um das Vierfache! 

Da gibt es nur zwei Möglichkeiten - und es ist dies ja nicht das erste Mal, dass das passiert, sondern bereits das dritte, vierte oder fünfte Mal -: Da müssen doch endlich einmal der Stadtrat und die Beamten mit "Public Netbase" über die Frage reden, welche Aufgabe denn diese Institution in der Stadt eigentlich hat - außer Vorfeldorganisation der Sozialdemokraten und der GRÜNEN gegen die Regierung zu sein. (Ironische Heiterkeit des GR Günter Kenesei.) Da muss es ja noch irgendeinen anderen Zweck geben! - Aber selbst wenn der primäre Zweck dieser Organisation darin besteht, Vorfeldorganisation gegen die Bundesregierung zu sein, muss das ja auch budgetiert werden! Da gibt es also dann Budgets für Vorfeldorganisationen, die zur Diffamierung der Bundesregierung da sind - kein Problem, aber die müssen zumindest ordnungsgemäß budgetiert sein. Es kann ja nicht so sein, dass eine solche Organisation viermal so viel verlangt, wie sie dann tatsächlich bekommt. 

Daher gibt es damit schon einmal einen formalen Grund, das abzulehnen. Ich halte das auch wirklich für untragbar und in der Verantwortung eines Stadtrates, aber auch eines Gemeinderates, der das hier mit Mehrheit beschließen wird, für unzumutbar, weil das ganze Budget, das "Public Netbase" hiermit einreicht, ja nicht nachvollziehbar ist! Denn wenn ein Budget in einer Höhe von 820 000 EUR eingereicht wird, dieses aber nur mit 218 000 EUR bedeckt ist - denn die Gefahr, dass dieses Projekt von der Bundesregierung gefördert wird, hält sich in sehr engen Grenzen, wenngleich das hier beantragt wird -, dann weiß ich als Gemeinderat ja überhaupt nicht, welche Teile dieses eingereichten Budgets tatsächlich realisiert werden und welche nur im virtuellen Raum oder in der Phantasie der Bewerber stattfinden.

Dass dieser Phantasie der Bewerber beziehungsweise der Betreiber keine Grenzen gesetzt sind, zeigt sich etwa an folgendem konkreten Beispiel, auf das "Public Netbase" besonders stolz ist: Man hat nämlich eine der stärksten Markenartikelfirmen der Welt, die Firma Nike, einmal zu einem kleinen Match herausgefordert, und zwar mit der großartigen Idee, den Karlsplatz in "Nikeplatz" umzubenennen und das auch durch die Aufstellung eines entsprechenden Logos zu dokumentieren. - Nicht ganz überraschenderweise hat die Firma Nike darauf mit einer Klage reagiert. 

Jetzt kann man sagen: Okay, wenn irgendein Privater, eine Institution, ein Verein ein Interesse daran hat, sich eine rechtliche Auseinandersetzung mit einem Weltkonzern zu liefern - überhaupt kein Problem. Ich frage mich nur: Wer trägt die Rechtskosten, die dort angefallen sind, und wer unterstützt eine derartige rechtliche Auseinandersetzung?

Jetzt kann man sagen - und "Public Netbase" argumentiert das ja so -, das sei ein künstlerisches Projekt gewesen.

Okay, Phantasie habe ich auch genug. Stellen Sie sich vor, es begründet sich in der Stadt eine Kulturinitiative, die sagt: Wir haben eine tolle Idee, wir wollen den Rathausplatz - temporär, nicht dauerhaft - in "Dr Andreas Mailath-Pokorny-Platz" umbenennen. (Amtsf StR Dr An-dreas Mailath-Pokorny: Das würde ich nicht wollen! – GR Heinz Hufnagl: Der Stephansplatz wäre viel schöner! Der Stephansplatz wäre viel besser geeignet!) - Sie wollen das nicht? – Was bleibt Ihnen anderes übrig? Sie können es aber nicht verhindern. – Es wird dort jetzt also ein großes Foto von Ihnen aufgestellt und eine Tafel mit der Aufschrift: "Dr Andreas Mailath-Pokorny-Platz - in Würdigung der großen Leistungen des Kulturstadtrates". (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da hast du schon Recht!) 

Was müssen Sie jetzt machen? - Sie haben nur eine einzige Möglichkeit, sich zu wehren: Sie schalten einen Rechtsanwalt ein und sagen: Bitte ich möchte, dass dieses Bild dort wegkommt und dass dieser Platz nicht "Dr Andreas Mailath-Pokorny-Platz" heißt, denn sonst bekomme ich erstens von meinem Bürgermeister, dem das vielleicht nicht passt, eine aufs Dach und zweitens ist es mir eigentlich unangenehm, denn das ist immerhin mein Name, meine Geschichte und mein Foto. - Sie schalten also einen Rechtsanwalt ein, und dieser Rechtsanwalt wird dann diese Initiative klagen. 

Ich bezweifle, dass diese Initiative, wenn sie für dieses "geniale" Projekt bei der MA 7 um Förderung ansucht, dafür eine Unterstützung erhalten wird.

Jetzt erklären Sie mir aber den Unterschied zwischen einer privaten Initiative, die dasselbe Spiel mit einem internationalen Konzern, nämlich Nike, macht, und einer anderen privaten Initiative, die das Spiel mit Ihnen macht! - Das zeigt nur, wie skurril dort vorgegangen wird und wie unter dem Deckmantel der Kultur Steuergelder verprasst werden. Ich kann mir nicht vorstellen, sehr geehrte Damen und Herren, dass das ein unterstützenswertes Projekt ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Wie mir überhaupt das Konzept zu den Neuen Medien nicht unterstützenswert erscheint - und damit erlaube ich mir, auch das Thema "Neue Medien" und damit den nächsten Tagesordnungspunkt anzusprechen, wo es darum geht, dass Sie, Herr Stadtrat, sich einen Rahmenbetrag von 72 000 EUR holen, ohne uns genau zu sagen, worum es sich dabei handelt oder wie Sie dieses Geld ausgeben werden. Das sagen Sie uns dann immer ein Jahr nachher! 

Ich glaube also, dass diese zwei Projekte - auf der einen Seite "Public Netbase" und auf der anderen Seite ein Rahmenbetrag von 72 000 EUR, den Sie, Herr Stadtrat, quasi vergeben können, wie Sie wollen - als Konzeption für die Positionierung der Weltstadt und Kulturstadt Wien zum Thema der Neuen Medien zu wenig sind. 

Daher werden wir erstens "Public Netbase" ablehnen und sind zweitens zwar massiv dafür - und fordern das auch ein -, dass es ein Konzept für die Neuen Medien in dieser Stadt gibt, aber nicht aus der Privatvergabe des Kulturstadtrates. (Beifall bei der ÖVP.)  
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Als Berichterstatter darf man ja einen Redner nicht direkt ansprechen, aber ich meine doch - nur so zur Richtigstellung, was die Ausführungen von Herrn Dr Salcher betrifft -: Als öffentliche Person kann man sich gegen gewisse Dinge nicht wehren. Ich weiß nicht, wie das mit einer Platzbenennung ist, aber was den Fall betrifft, dass man zum Beispiel im Internet auftaucht, so hat man da eben keine Rechte - oder andere Rechte, als sie normale Staatsbürger haben. Ob das gut oder schlecht ist, sei dahingestellt. Also ich wäre da nicht zu empfindlich. 

Ich finde auch, manche Leute meinen, dass alles vernünftig ist, was jemand mit ernstem Gesicht vorträgt. Zum Glück hat Kollege Dr Salcher von Natur aus eine reizende vis comica, und so nehme ich auch nicht alles ganz ernst, was er sagt; das konterkariert sich ein bisschen.

Aber ich komme nun schon zum Akt, so wie es sich gehört. – Vielleicht sollte ich, was "Public Netbase" betrifft, einmal ganz kurz Aufklärungsarbeit betreiben: Sie sind demnächst zehn Jahre alt. Sie wurden als Netzkulturinstitution gegründet. Sie bieten dem Kunst- und Kulturbereich eine Plattform für die selbstbestimmte Nutzung von Neuen Medien. Sie erforschen die Wechselwirkungen zwischen Kunst und Technik. Sie schaffen nicht nur virtuelle, sondern auch reale Umgebungen für die elektronisch vernetzte Kunstpraxis. 

Vielleicht ganz kurz auch noch ein paar Zahlen: Neben den Ausstellungen, den Events, den Symposien und den Workshops sind für heuer zum Beispiel unter den Titeln "Free Bitflows" und "Deep InfoPolitics" zwei Konferenzen mit Ausstellungen geplant, die Wiederbelebung von wahlkabine.at, Projekte im öffentlichen Raum und auch eine Fortführung der World-Information.Org. 

"Public Netbase" erreicht damit seit 1995 immerhin mehr als 200 Millionen Internetzugriffe, 100 000 Veranstaltungsbesucher und –besucherinnen und 3 000 internationale Medienberichte. Wenn das nicht jeder von uns verfolgt oder verfolgen kann, ist das verständlich, aber es wurden zum Beispiel auch im realen Veranstaltungsprogramm von "Public Netbase" bisher mehr als 350 KünstlerInnen, Kulturschaffende und Theoretiker und Theoretikerinnen vorgestellt. Ich denke also, das ist eine ganz beachtliche Bilanz. 

Die Subvention dieser Plattform für selbstbestimmte Nutzung von Neuen Medien im Kunst- und Kulturbereich wurde daher von Wien inzwischen auch - nicht auf 800 000, aber auf das Dreifache der ursprünglichen Unterstützung - erhöht, denn Wien fördert die Neuen Medien wie zum Beispiel "Public Netbase", die aber - das muss man auch sagen - natürlich nicht das Monopol auf Förderung und auf Neue Medien haben. Und Sie werden beim nächsten Akt, bei dem es um die Subvention des Rahmenbetrags geht, sehen: Im Bereich "Neue Medien" ist Wien mit dabei, denn vor dieser Realität - und New Media ist eine Realität - kann man sich als moderne, erfolgreiche und kulturbewusste Stadt nicht verschließen.

Mehr habe ich dazu eigentlich nicht zu sagen. 

Vielleicht noch ein kurzes ceterum censeo, was das Geld betrifft und wofür es verwendet wird: Für die willkürliche Beseitigung von "Public Netbase" aus dem Museumsquartier war nicht Wien verantwortlich. - Deutlicher will ich es gar nicht sagen. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Wir kommen zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Jene Damen und Herren, die für die Postnummer 22 sind, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Volkspartei, so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Bewilligung von Subventionen im Bereich der Neuen Medien. 

Ich sehe aus meinen Unterlagen, dass hiezu keine Wortmeldung vorliegt. Somit kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diese Postnummer sind, um ein Zeichen. - Gleiches Stimmverhalten: Es ist dies gegen die Stimmen von FPÖ und ÖVP beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien.

Auch hiezu ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der FPÖ, so beschlossen. 

Wir gelangen zur Postnummer 27. Sie betrifft eine Bedeckungsänderung bezüglich des Vereins zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser.

Auch hiezu liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diese Postnummer sind, um ein Zeichen. - Das ist mit Mehrheit, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigten Bühnen Wien GesmbH zur Durchführung des Mozartjahres.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Mozartjahr 2006 wird konkreter: Die Koordinatoren sprießen, wie auch hier schon besprochen wurde, aus dem Boden. Geld wird lockergemacht, auch vom Finanzstadtrat. Sehr erfreulich: 30 Millionen EUR sollen zur Verfügung gestellt werden. Dieser Betrag ist eine Schätzung, eine grobe Schätzung, die auf Vergleichen mit anderen Städten basiert, wie uns gesagt wurde. 

Wir tragen das gerne mit. Wir sind für die Abhaltung eines würdigen Mozartjahres, das der Bedeutung Mozarts, auch für unsere Stadt, gerecht wird, und sind daher dafür, dass dieser große Betrag dafür aufgewendet wird. 

Allerdings müssen wir dazu sehr wohl eine Anmerkung machen: Unseren ersten Informationen nach sollen diese 30 Millionen EUR in drei Teile aufgeteilt werden. Davon soll ein Teil, ein Drittel, für Peter Sellars und seine zeitgenössischen Produktionen unter dem Titel "New Crowned Hope" verwendet werden, die erstens einmal von der Größenordnung und zweitens auch von der Art her etwas problematisch erscheinen. Allein die Ankündigungen wie "Gegenentwurf zur Repräsentation", "Konzept zur Erweiterung des gängigen Mozartbildes", "politische Relevanz und Aktualität herausarbeiten", "Zeichen für ein neues Mozartbild" und "unser aller Mozartverständnis" und so weiter lassen darauf schließen, dass hier wieder einmal etwas umgedreht werden soll, was allgemein Gültigkeit hat, dass es sich also um einen politischen Ansatz handelt. Das ist vielleicht ein Aspekt des Mozartjahres, das mag schon sein, und es ist auch durchaus zu akzeptieren, wenn man da ein breites Spektrum hat. Aber hierfür ein Drittel des Geldes und damit 10 Millionen EUR aufzuwenden, erscheint uns doch als weitaus überzogen. 

Man kann sich auch durchaus vorstellen, dass bei den Projekten, die hier entstehen, was das jeweilige Thema betrifft, dann anlässlich der "Zauberflöte" über "Gleichberechtigung der Frauen", "Globalisierung - neu gedacht", "Positive Bilder und Möglichkeiten der Globalisierung" oder anlässlich von "La Clemenza di Tito" über "Die Ära Mandelas - das Zeitalter der Versöhnung" gesprochen wird. Wenn man sich das so anhört, dann kann man sich durchaus vorstellen, dass diese Themen beim Beethoven-Jahr, beim Haydn-Jahr oder beim Schönberg-Jahr genauso gebracht werden könnten. Möglicherweise würde man auch an den Produktionen nicht einmal erkennen, um welches Jahr es sich handelt. - Und damit haben wir ein Problem, vor allem angesichts dieser Dimension.

Ein weiteres Problem ist natürlich, dass man, wenn man für eine Sache sehr viel Geld ausgibt, für die anderen möglicherweise zu wenig hat. Es stehen ja große Dinge an im Mozartjahr. Das aus unserer Sicht wichtigste und nachhaltigste, auf Dauer wirksamste ist die Opernbespielung des Theaters an der Wien - eine alte Forderung der FPÖ und namentlich meiner Kollegin Unterreiner, die damit umgesetzt werden soll. Das ist eine sehr erfreuliche Sache, mit der wir sehr einverstanden sind. Nur ist zu befürchten, dass diese 10 Milli-onen EUR nicht ausreichen werden, um diese Opernbespielung über das Jahr 2006 hinaus zu gewährleisten, zumal auch die Finanzierung der Symphoniker – die damit ja in unmittelbarem Zusammenhang stehen - etwas wackelt oder etwas schwächer geworden ist. – Hier haben wir es also mit einer Problematik zu tun, die sich auch daraus ergibt, dass für Peter Sellars zu viel Geld aufgewendet wird.

Mit dem dritten Drittel des Betrags sollen noch weitere Projekte unterstützt werden. Auch hier ist wiederum allem voran etwas zu nennen, was Kollegin Unterreiner schon sehr lange gefordert hat. Nämlich dass das Figarohaus wieder hergerichtet werden soll, um als Mozarthaus für Wien zur Verfügung zu stehen - eine sehr positive Sache. Auch auf die Großausstellung in der Albertina können wir uns freuen. 

All das zusammen unterstützen wir als Freiheitliche, wie gesagt, mit, aber nicht in dieser Ausrichtung und Gewichtung.

Wir werden daher diesem Antrag, wie schon angekündigt, zustimmen. Wir tragen die Bemühungen um die Durchführung eines würdigen Mozartjahres mit. Wir werden uns jedoch weiterhin dafür einsetzen, dass die Geldmittel anders verteilt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es sehr kurz machen, weil es ja ein einstimmiger Beschluss sein wird. Ich möchte von dieser Stelle aus nur betonen, dass das erstens ein sehr wichtiger Beschluss für den Wiener Gemeinderat und die Stadt Wien ist, weil damit eine namhafte Summe, nämlich 30 Millionen EUR, für dieses Projekt für die nächsten Jahre - zusätzlich zum sehr hohen Kulturbudget der Stadt Wien - beschlossen wird, zur Verfügung stehen wird und das insgesamt der Stadt Wien, der Kulturstadt Wien, den Künstlerinnen und Künstlern dieser Stadt zugute kommt, und dass es zweitens nicht selbstverständlich ist, dass eine Stadt wie Wien 30 Millionen EUR zusätzlich für ein derartiges Kunstprojekt zur Verfügung stellt. 

Das Mozartjahr 2006 ist für Wien sicher so bedeutend wie es die Kulturhauptstadt 2003 für Graz war. Ich glaube, dass es durch dieses Jahr auch sehr viele positive Auswirkungen geben kann. Mein Vorredner hat schon gesagt, dass das auch der Zeitpunkt ist, wo die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus beginnen wird, dass damit auch Projekte, die wir schon seit Jahren wollen und seit Jahren betreiben, wie die Umgestaltung des Figarohauses, möglich werden, weil es einfach ein Datum gibt, wo das fertig sein muss, nämlich Jänner 2006. Daher glauben wir, dass davon viele Initiativen ausgehen werden. Es ist erfreulich, dass es dieses zusätzliche Geld durch den Finanzstadtrat gibt, und es ist auch erfreulich, dass dieses Projekt von allen Parteien im Wiener Gemeinderat einstimmig getragen wird.

Ich möchte nur ein paar Sätze zu den Bedenken des Kollegen STEFAN, was das Projekt von Peter Sellars betrifft, anmerken: Es ist unbestritten, dass es in einem Jahr, das ein Gedenkjahr ist - nämlich 250 Jahre Gedenken an die Geburt von Wolfgang Amadeus Mozart -, notwendig ist, nicht nur in die Geschichte zurückzublicken, nicht nur das, was überliefert wurde, darzustellen beziehungsweise zu repräsentieren, sondern auch in die Zukunft zu blicken. Das ist uns auch im Hinblick auf die Gewichtung wichtig, sodass wir sagen, es ist richtig, ein Drittel des Geldes dafür zu verwenden, neue künstlerische Produktionen zu kreieren. 

Da ist Peter Sellars nun tatsächlich eine sehr gute Lösung für Wien, weil er einer der innovativsten und international gefragtesten Künstler auf diesem Gebiet ist. Wir können uns daher glücklich schätzen, dass Peter Sellars uns ein entsprechendes Konzept vorgeschlagen hat, und wir haben dieses dann in gemeinsamen Gesprächen auch angenommen. 

Es soll ein Projekt werden, das junge Künstler und Künstlerinnen aus der ganzen Welt einbezieht, das Mozart weiterentwickelt, das nicht zurückblickt, sondern in die Zukunft blickt, das neues Kunstschaffen ermöglicht und das den ganzen Stadtraum bestimmt, also nicht nur die heiligen Hallen des Musikvereines, des Theaters an der Wien und der Staatsoper, sondern alle Stadträume dieser Stadt bis zu den Stadträndern. 

Daher glauben wir, dass gerade dieses Drittel der Aktivitäten und damit auch dieses Drittel an Budget sehr gut investiert ist. 

Wir werden dem selbstverständlich zustimmen, und ich möchte noch einmal betonen, dass das ein wichtiger Beschluss nicht nur für heute ist, sondern für die Zukunft der Kulturstadt Wien, insbesondere im Jahr 2006 und bis dahin. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. - Bitte schön.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! Es scheint so zu sein, dass man über große Vorhaben, wenn sie nicht konfliktbehaftet sind, sehr leicht hinweggeht. Ich wollte mich eigentlich nur zum Wort melden, um mich bei Ihnen dafür zu bedanken, dass, wenn wir jetzt abstimmen, der Wiener Gemeinderat damit, so glaube ich, einem ganz großen und wichtigen Vorhaben – auch die Vorredner haben es angedeutet – seine Zustimmung gibt, und um zu sagen, dass ich mich freue, dass wir das - bei aller kritischen, aber sehr konstruktiven Diskussion, die wir haben und noch haben werden - einstimmig beschließen. Das ist nicht selbstverständlich, wie uns bewusst wird, wenn wir daran denken, wie in anderen Städten solch große Vorhaben dann oft zur kleinlichen Politstreiterei verkommen. Wir beschließen hier etwas zusätzlich für die Kultur in der Stadt, und ich freue mich, dass wir auch in diesem Bereich - so wie auch bei der Theaterreform - gemeinsam vorgehen.

Ich kann Ihnen versprechen, dass wir die zugesagten Mittel nicht nur sehr sorgfältig und natürlich für den Zweck - nicht nur für Mozart, sondern überhaupt für die Kunst und Kultur in dieser Stadt - verwenden werden, sondern dass wir das natürlich vor allem zweckmäßigerweise im Ausschuss diskutieren werden und dass die Verantwortlichen, die künstlerischen Leiter - namentlich der Intendant für das Mozartjahr, aber auch die für die Einzelbereiche Verantwortlichen - diesbezüglich sicher auch immer Rede und Antwort stehen werden und dass wir das nach Möglichkeit nicht nur hier im Gemeinderat und im Ausschuss, sondern auch den Menschen vermitteln werden. Denn im Grunde gibt es im Zusammenhang damit ein Ziel, und dieses lautet, dass wir damit gemeinsam die Kultur - und das ist ein sehr, sehr weiter Bereich, der sowohl das kulturelle Erbe als auch die zeitgenössische Kunst und Kultur in dieser Stadt umfasst – unterstützen und fördern wollen. 

Das, was wir hier beschließen, ist ein ganz wesentlicher Beitrag, es ist einmal mehr ein Bekenntnis von Ihnen allen und damit von der Stadt und von den Wienerinnen und Wienern zur Kultur. Ich glaube, wir unterstützen damit das, was in den Umfragen, die in den letzten Tagen vorgelegt wurden, zum Ausdruck kam, nämlich dass das, womit die Menschen in Wien am zufriedensten sind, die Kultur ist, sowohl was die traditionelle Kultur als auch was die Kunstausübung, die zeitgenössische Kunst anbelangt. Das ist den Menschen am wichtigsten, und mit diesen Bereichen sind sie am zufriedensten. Insofern wird das durch den heutigen Beschluss unterstützt.

In diesem Sinn möchte ich mich bei Ihnen allen, die Sie diesem Geschäftsstück zustimmen, bedanken. Ich glaube, wir können gemeinsam an unsere Fahnen heften, dass wir in dieser Sache gemeinsam vorgehen. Ich glaube, es wird zum Wohl des Rufs und auch des Inhalts der Kulturstadt Wien sein. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können somit sofort zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 46 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 2 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine einjährige Vertragsgenehmigung an die Stadt Wien Marketing Service GmbH bezüglich des Themenjahres 2004. 

Es ist hiezu keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können daher sofort zur Abstimmung kommen.

Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Dies ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Wir gelangen damit zur Postnummer 5. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Forum Wien Arena". 

Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung. Wir können sogleich abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Gleiches Stimmenergebnis: Das Geschäftsstück ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 7 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung. 

Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung. Wir können sogleich abstimmen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diese Post sind, um ein Zeichen. – Die Freiheitlichen haben dagegen gestimmt. 

Nun gelangt die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Übereinkommens zur näheren Regelung der Finanzierung und des Berichtswesens der "Konservatorium Wien GmbH". 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gelangt Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im vorliegenden Akt geht es ja nicht mehr um den ersten Teil, nämlich um die Ausgliederung des Konservatoriums in eine GmbH, sondern nur mehr um den finanziellen Aspekt, um das Übereinkommen bezüglich Finanzierung beziehungsweise über die außerplanmäßige Ausgabe. Ich möchte aber trotzdem noch über die Variante der GmbH sprechen und darüber, warum wir diesem Akt nicht zustimmen werden. 

Ganz klar und nachvollziehbar ist für uns, dass Lehrende und Studierende am Konservatorium das Bedürfnis haben, einen akademischen Titel zu erwerben, und sich diesbezüglich in der Musikausbildung benachteiligt fühlen. Für uns nicht nachvollziehbar ist aber, warum dann aus diesem Grund eine Privatuniversität gegründet werden muss und warum diese Menschen nicht auch an eine Musikhochschule, wie es in Wien und im übrigen Österreich schon mehrere gibt, gehen, um ihren akademischen Grad zu erlangen. 

Verwunderlich ist auch, warum die Stadt Wien eine Privatuniversität gründet, an der Studiengebühren eingehoben werden, die höher sein werden als die derzeitigen Studiengebühren am Konservatorium. Das ist für uns nicht nachvollziehbar, denn wenn man sich die Politik der SPÖ im Zusammenhang insbesondere mit Studiengebühren, aber auch mit Universitäten im Allgemeinen anschaut, dann kann man da eigentlich kein Bekenntnis zu Studiengebühren feststellen. Hier aber betreibt die Stadt Wien jetzt eine eigene Privatuniversität und hebt Studiengebühren ein, und damit einhergehend werden auch noch die Schulgelder an den Musikschulen und an der Kindersingschule um 10 Prozent erhöht. 

Das ist mit ein Grund, warum wir diesem Akt nicht zustimmen, denn das kann ja wohl nicht das Signal an die Musikschulen und an die Kindersingschulen sein, dass wir die Schulgelder dort auch noch erhöhen - zusätzlich zu den Studiengebühren, die erhöht werden.

Für uns sind nach wie vor einige Fragen offen, die sich auch durch nähere Recherchen nicht ergründen ließen, zum Beispiel warum die Variante der GmbH gewählt wurde. Es wurden ja mehrere Varianten abgetestet, und es wird auch in Berichten immer wieder das Bruckner-Konservatorium als Vergleich herangezogen. 

Wenn man sich das Bruckner-Konservatorium anschaut, dann kann man feststellen, dass sich das Land Oberösterreich nicht für die GmbH-Lösung entschieden hat, sondern für die Lösung in Form einer Anstalt öffentlichen Rechts. Ich möchte, was die Begründung von Seiten des Landes Oberösterreich betrifft, aus einer Beilage aus dem oberösterreichischen Landtag zitieren. Darin steht, dass die Einrichtung des Bruckner-Konservatoriums als eine Kapitalgesellschaft nicht vorgeschlagen wird, da die besondere Aufgabenstellung dieser Ausbildungseinrichtung und ihre gesellschaftliche Funktion zur Folge hätte, dass die Kapitalgesellschaft mit Ausnahme- und Spezialregelungen versehen werden müsste. Eine privatrechtliche Rechtsform, die primär auf Unternehmungen zugeschnitten ist, die auf Gewinn ausgerichtet sind, ist im Hinblick auf die Aufgaben und Ziele des Bruckner-Konservatoriums nicht geeignet. Ferner würden die steuerlichen Konsequenzen das Budget belasten. Und: Für Oberösterreich war es nahe liegend, eine Rechtsform zu wählen, die auch für die staatlichen Universitäten vorgesehen ist. 

Warum ist es für das Land Oberösterreich so nahe liegend, diese Variante zu wählen, für die Stadt Wien aber so nahe liegend, die GmbH-Variante zu wählen? Wir wissen alle, dass mit Ausgliederungen in GmbHs einhergeht, dass das Kontrollrecht, die Kontrolle durch den Gemeinderat, durch die hier sitzenden GemeinderätInnen sehr, sehr eingeschränkt ist beziehungsweise quasi nicht mehr vorhanden ist. Auch das ist mit ein Grund, warum wir diesem Geschäftsstück nicht zustimmen werden. 

Ich möchte zwei Anträge einbringen, um zumindest noch ein gewisses Maß an Kontrolle beziehungsweise auch Berichtspflicht der "Konservatorium Wien GmbH" zu gewährleisten. Denn es ist in diesem Übereinkommen zur näheren Regelung der Finanzierung in § 6 Abs 1 zwar festgelegt, dass die GmbH der Stadt Wien auf Verlangen jederzeit sämtliche Daten, Unterlagen und finanziellen Kennzahlen zur Verfügung stellen muss, um eine Beurteilung der wirtschaftlichen und finanziellen Entwicklung der GmbH zu ermöglichen, und es wird in diesem Übereinkommen auch erwähnt, dass es eine hundertprozentige Tochtergesellschaft geben wird, nur: Für diese Tochtergesellschaft gibt es kein Berichtswesen zur Finanzierung, und deshalb bringe ich folgenden Abänderungsantrag ein: 

"Das Übereinkommen zur näheren Regelung der Finanzierung und des Berichtswesens der 'Konservatorium Wien GmbH' gemäß der einen Bestandteil des Antrags bildenden vorgelegten Beilage 2 wird geändert wie folgt: 

§ 6 Abs 1 des Übereinkommens lautet folgendermaßen: 

'§ 6 Abs 1: Die GmbH ist verpflichtet, der Stadt Wien auf Verlangen jederzeit sämtliche Daten, Unterlagen und finanziellen Kennzahlen zur Verfügung zu stellen, um die wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung der GmbH und ihrer Tochtergesellschaft beurteilen zu können.'"

Außerdem möchte ich noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich auf die Prüfungsbefugnis des Kontrollamts bezieht, denn in Punkt 9.3 des Gesellschaftsvertrags der "Konservatorium Wien GmbH" wird dem Kontrollamt sehr wohl die Prüfberechtigung gewährt, aber auch hier ist, was die Frage der hundertprozentigen Tochtergesellschaft betrifft, dem Kontrollamt nicht die Prüfbefugnis eingeräumt worden. Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag:

"Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport wird ersucht, als Vertreterin der Stadt Wien in der Gesellschaft 'Konservatorium Wien GmbH' dafür Sorge zu tragen, dass durch eine entsprechende Verankerung im jeweiligen Gründungsvertrag die Prüfbefugnis des Kontrollamts der Stadt Wien entsprechend Punkt 9.3 des Gesellschaftsvertrags auf die Tochtergesellschaften des Konservatoriums Wien eingeräumt wird." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

Neben der GmbH-Frage, die für uns eine sehr wesentliche Frage ist, gerade wenn es um Ausgliederungen geht, ist für uns auch noch die Frage der Gemeinnützigkeit nicht geklärt. Es wird nämlich darauf hingewiesen, dass es zur Einschätzung der Gemeinnützigkeit nach der Gründungserklärung und der Beschreibung der Wettbewerbssituation erst ein Auskunftsersuchen an das Finanzamt geben soll; es ist aber nicht erklärt, was passiert, wenn das Finanzamt diese Gemeinnützigkeit nicht erteilt. Was passiert dann? Wie reagiert dann die Stadt Wien? Machen wir dann alles rückgängig? - Es ist eigentlich nicht so hundertprozentig davon auszugehen, dass die Gemeinnützigkeit auch tatsächlich gewährt wird. Vielleicht gibt es da andere Informationen - wir haben diese Informationen auf jeden Fall nicht. 

Völlig unklar ist unserer Meinung nach auch noch das Personalzuweisungsgesetz. Diesbezüglich steht in einem Bericht, dass es im April ein Personalzuweisungsgesetz geben soll. Nach wie vor ist uns nichts dazu bekannt, wie mit dem bestehenden Personal umgegangen wird, inwieweit hier im Bereich des Personals Einschränkungen erfolgen beziehungsweise – wie dies im Zuge von Ausgliederungen ja bekannt ist – auch Probleme auftauchen werden. 

Einem Bericht des Konservatoriums ist ein sehr genauer Zeitplan zu entnehmen. In diesem Zeitplan steht auch drinnen, dass eigentlich schon im letzten Jahr damit begonnen wurde, im Zusammenhang mit der Frage der Ausgliederung Dinge zu erarbeiten. Auch die Frage der Privatuniversität war dann auf Grund des Beschlusses in Oberösterreich relativ rasch aktuell. 

Für uns stellt sich die Frage: Warum wurde der Gemeinderat beziehungsweise der zuständige Ausschuss nicht früher in die Überlegungen mit einbezogen? Dort hätten die für uns nach wie vor offenen Fragen vielleicht schon im Vorfeld geklärt werden können, und es hätte auch noch einmal die Variante der Anstalt öffentlichen Rechts genauer diskutiert werden können. 

Man hat hier den Weg gewählt, dass am 15. Dezem-ber zu einer Sitzung eingeladen wurde, die zu diesem Zeitpunkt sehr informativ war, die aber - wenn man sich die Geschwindigkeit, die dieses Unternehmen jetzt bekommt, vor Augen hält – doch sehr spät war, denn es steht schon überall drinnen, dass das im Jänner im Gemeinderat beschlossen wird - was hiermit auch der Fall ist -, und es sind auch schon Geschäftsführer bestellt worden. 

Die Frage ist: Warum wurde die Opposition hier nicht früher eingebunden? - Man hätte sich damit vielleicht auch ersparen können, dass es Unruhe und Unzufriedenheit am Konservatorium gibt und auch an den Musikhochschulen, die eigentlich nicht in diese Diskussion mit eingebunden wurden.

Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile ihr das Wort. - Alles Gute zur ersten Rede! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es ist nicht ihre erste! Sie hat schon geredet! – GRin Mag Barbara Feldmann – auf dem Weg zum Rednerpult -: Das ist schon meine zweite, aber ich komme mir noch immer so vor wie bei der ersten!)

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren des Gemeinderats! 

Unser Antrag bezieht sich auf die Erstellung und Umsetzung eines Entwicklungskonzepts der Wiener Musikschulen. Wir alle wissen, dass das Angebot bei weitem nicht der Nachfrage entspricht. Der Bedarf an Ausbildungsplätzen in Wien ist enorm. 

Es gibt in Österreich insgesamt 416 Musikschulen, davon in Wien 27. Es werden in Oberösterreich und Niederösterreich über die Hälfte aller Musikschüler unterrichtet; von über 155 000 insgesamt sind es in Wien knapp 5 000. Und wie wir ja alle wissen, trägt im Allgemeinen Musikfrüherziehung in hohem Ausmaß zur Konzentrations- und Lernfähigkeit bei, sie ist pädagogisch und bildungspolitisch äußerst wertvoll und fördert soziales Verständnis und gute Form für Kreativität und Selbstausdruck. 

Das Interesse der Wiener und Wienerinnen an einer fundierten Instrumentenausbildung ist genauso groß 
wie in ländlichen Regionen. Die Stadt Linz – sie liegt im oberösterreichischen Landesschnitt bei zirka 73 Musik-schülern pro 1 000 unter 30-Jährige – ist dafür ein gutes Vergleichsbeispiel. 

Mit zehn Musikschülern pro 1 000 Erwachsene unter 30 ist Wien diesbezüglich ein trauriges Schlusslicht. Auf diese beklagenswerte Situation weist die ÖVP schon seit langem hin. Das ist nicht nur deshalb so bedauernswert, weil relativ wenig Nachwuchs für Spitzenmusiker aus Österreich - im Speziellen aus Wien - kommt, sondern weil es aufgrund der leichten Erreichbarkeit einfach wäre, die Musikschüleranzahl zu erhöhen. Die musikalische Früherziehung ist einfach der Schlüssel zu einer musikalischen Zukunft Österreichs. Wir müssen daher besonders in Kindergärten und im Volksschulalter mit Musikerziehung beginnen, denn wer vor seinem 14. Lebensjahr ein Instrument nicht erlernt, wird es nachher wahrscheinlich nicht mehr erlernen - von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen. 

Es ist auch zu erwähnen, dass die Musikschulen ja nicht nur zur Förderung Hochbegabter dienen sollten, sondern vor allem auch die Ergänzung von schulischer Bildung und Erziehung darstellen und auch für interessierte Laien, insbesondere Erwachsene, die vielleicht das Spielen eines Instruments wieder auffrischen beziehungsweise ein solches neu zu spielen beginnen wollen, da sein sollten. 

Wir halten die geplante Erhöhung des Schulgeldes um 10 Prozent, von derzeit 180 auf 198 EUR, für nicht sinnvoll. Das ist sicher kein positives Zeichen für Musikbegeisterte und trägt in keiner Weise zu einer fördernden Stimmung auf diesem Gebiet bei. Ganz abgesehen davon bedeutet die Erhöhung Zusatzkosten für Eltern, die man ihnen eigentlich nicht zumuten kann. 

Nun kurz zum Musikschulkonzept der ÖVP Wien: Es sieht vor, die Schülerzahl von 4 000 auf 8 900 zu erhöhen. Die Nachfrage an Ausbildungsplätzen ist enorm. Es gibt momentan rund 600 Anmeldungen, wo die Aufnahmsprüfung bereits bestanden ist und wo kein Platz vorhanden ist. Die Notwendigkeit der Errichtung und Erweiterung mit dem Ziel, ein ausreichendes flächendeckendes Angebot zu schaffen, ist evident. 

Der Vorschlag sieht auf der einen Seite die Neuerrichtung von Musikschulen in diversen Bezirken vor, von denen ich zum Beispiel den 1., 4., 6., 7., 8., 13., 14. und 18. Bezirk erwähne, darüber hinaus Zweigstellengründungen in größeren Bezirken und den Ausbau von bestehenden Musikschulen. Die Kosten würden sich auf rund 38 Millionen EUR belaufen, die jährlichen Zusatzkosten auf rund 4,6 Millionen EUR.

Weil von der SPÖ so gerne argumentiert wird, dass es ja auch ausreichend geförderte Privatvereine gibt, sind dazu zwei Punkte anzumerken: 

Erstens: Eine alternative Musikausbildung an Volkshochschulen ist auch nicht gerade günstig. Ich habe hier für Sie ein paar Zahlen zum Vergleich: Ein Semester Klavier-Einzelunterricht an der VHS Rudolfsheim kostet 214 EUR, Gesang an der VHS Alsergrund 213 EUR - und das übrigens jeweils nur für 30 Minuten. Es gibt vereinzelt auch Gruppenkurse, zum Beispiel an der VHS Favoriten: Klavierunterricht in der Gruppe um 246 EUR pro Semester. Gruppenunterricht ist allerdings, wie allgemein bekannt, nicht gerade ideal für die Musikausbildung, außer in einigen speziellen Fällen. 

Der zweite Punkt ist, dass die Qualität ein wesentlicher Faktor ist, und man muss sagen, dass die Qualität der Musikhochschulen eine sehr gute und sehr hohe ist - es gibt nur leider zu wenige davon. 

Und noch eines zu den privaten Musikschulen: Es gibt eine in Hietzing und eine sehr kleine in Penzing. Die Kosten dort betragen pro Monat über 70 EUR. Und für das letzte Semester hat es auch an diesen privaten Musikschulen zum Beispiel keinen Platz mehr für Gitarrenausbildung gegeben, und für das kommende Semester ist es, trotz Voranmeldung, auch nicht sicher. 

Es kann ja wohl nicht sein, wenn ein Kind an einer Instrumentenausbildung interessiert ist, dass es in dieser Stadt nicht möglich ist, eine zu bekommen, ohne dass man eine kilometerlange Reise in andere Bezirke unternehmen muss (GRin Mag Sonja Wehsely: Aber die U-Bahn gibt's schon länger!), um dann dort vielleicht auch keinen Platz zu bekommen. Das ist sowohl für die Kinder als auch für die Mütter unzumutbar und für berufstätige Frauen auch gar nicht möglich. 

In diesem Sinne möchte ich anregen, dass die Schulen selbst und die privaten Musikschulen an den Volksschulen unterrichten – das machen die Musikschulen auch zum größten Teil selbst. Das halte ich für eine recht gute Idee, zumindest für die Kinder, und zwar aus folgenden Gründen: 

Erstens hat das Kind eine vertraute Umgebung und nicht die Hemmschwelle, eine weitere Schule besuchen zu müssen.

Zweitens kennt es bereits seinen Schulweg und die Gefahren auf dem Weg dorthin, was vor allem bei Volksschulkindern ein wesentlicher Faktor ist. Das entlastet wieder in hohem Ausmaß die Nerven der zugehörigen Mütter, die aufgrund der absolut mangelnden Nachmittagsbetreuung in Wien permanent gezwungen sind, sich mit dem Nachmittagsprogramm ihrer Kinder auseinander zu setzen, was für berufstätige Frauen sowieso unzumutbar ist. 

Und weil ich schon bei diesem Thema bin, möchte ich gerne einen kleinen Ausflug zum Thema Gleichstellung berufstätiger Frauen und deren Selbstbewusstsein machen. Man hört ja permanent, dass das Selbstbewusstsein der Frauen gesteigert werden muss. Ich sage Ihnen: Es steigert sich ganz von selbst, wenn der Druck und das schlechte Gewissen wegfällt, wenn man sich sicher sein kann, dass die Kinder am Nachmittag optimal betreut sind - mit einem gemischten Programm aus Sport, Musik, Freizeitgestaltung und Lernen. Das täte berufstätigen Frauen gut und würde gleichzeitig kinderlosen Karrierefrauen die Entscheidung für ein Kind erleichtern, was für unsere Geburtenrate sicherlich kein Nachteil wäre. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich heute beim Herrn Bürgermeister für die absolut gelungene Wahl des Termins dieser Gemeinderatssitzung bedanken, denn alle hier sitzenden berufstätigen Mütter – und natürlich auch Väter – sind nicht in der Lage, bei ihren Kindern bei der Zeugnisverteilung dabei zu sein. Und das muss man einem Volksschulkind schon ziemlich lange erklären. (GR Mag Andreas Schieder: Jetzt übertreiben Sie! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein! - Man verlangt von den Unternehmern, dass sie flexibel sind und die Frauen ganz einfach aus dem Unternehmen hinauslassen, Teilzeitarbeit ermöglichen, Verständnis aufbringen. - Gibt es aber hier Verständnis für allein stehende berufstätige Frauen und deren Kinder? - Das ist die Frage! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) - Das hängt mit einer Gage überhaupt nicht zusammen, sondern das ist ein Prinzip, ein Bewusstsein, eine gedankliche Haltung. Wenn wir die Vorreiterrolle hier nicht übernehmen können, warum sollen wir das dann von anderen verlangen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Ganz abgesehen davon gibt es hier genug Gemeindebedienstete, die heute einfach Überstunden machen müssen und nicht in ihren verdienten Urlaub fahren können, obwohl Semesterferienwoche ist. 

Gut. - Ich möchte mich wieder im Sinne der Ganztagsbetreuung - beziehungsweise auf dem Weg dorthin - dafür aussprechen, dass man in neu geplanten und in Umbau befindlichen Schulen Funktionsräume vorsieht (Zwischenruf der VBgmin Grete Laska) - möchten Sie noch ein Argument von mir hören (VBgmin Grete Laska: Oja! Viele noch!) oder kann ich wieder weitersprechen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Ich bitte Sie, so weiterzusprechen!) – danke! -, um die Musikschulen von vornherein einzuplanen. In bestehenden Schulen ist es aufgrund der rückgängigen Schülerzahlen sicherlich auch möglich, Funktionsräume einzurichten, wo Musikschulen ihren Unterricht fortsetzen können. 

Nachdem das Konservatorium als Privatuniversität ausgegliedert wurde, liegt es in der vollen Verantwortung der Frau StRin Laska, die verbleibenden Musikschulen rasch zu reformieren und so an den Stand der anderen Bundesländer anzugleichen. Dem Thema der Musikerziehung muss eine zentrale Rolle zukommen, und die Versäumnisse gehören beseitigt. 

Dem Antrag der GRÜNEN betreffend Verpflichtung der GmbH, die Unterlagen vorzulegen, stimmen wir nicht zu, weil das nicht dem GmbH-Gesetz entspricht. Wir würden allerdings zustimmen, wenn in der entsprechenden Passage die zuständige Stadträtin verpflichtet würde, im Rahmen ihrer Möglichkeit als Eigentümerin und mit ihrer Weisung als Eigentümerin die entsprechenden Zahlen zur Verfügung zu stellen. Bei einer derartigen Veränderung könnten wir dann zustimmen. 

Wir stellen folgenden Beschlussantrag:

"Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge ehestmöglich ein Entwicklungskonzept für den Ausbau des Wiener Musikschulnetzes vorlegen. Im Rahmen eines solchen Konzepts sollte die Errichtung von acht neuen Musikschulen und eine merkliche Ausweitung des Netzes an Zweigstellen geplant werden. Im Übrigen soll für die Umsetzung dieses Entwicklungskonzepts in den Budgets der kommenden Jahre entsprechend Vorsorge getroffen werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich korrigiere: Es war die zweite Rede der Kollegin. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sicher! Bei der ersten hätte ich nie dazwischengerufen!) – Zum Wort gelangt nun Frau GRin Mag Unterreiner. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen. Es sind eigentlich ganz pragmatische Gründe vorerst. Es ist ganz einfach so, dass es in Europa eine Entwicklung gibt, dass man ganz einfach die musikpädagogischen Qualifikationen vereinheitlicht, und da muss es eine Neuausrichtung auch für das Konservatorium geben. Das heißt, das Magisterstudium, so wie meine Vorrednerin der GRÜNEN das schon gesagt hat, und das Bakkalaureat-Studium verlangen eine Akkreditierung des Konservatoriums als Privatuniversität - wenn man das wünscht - und aus diesem Grund muss man auch eine andere Rechtsform wählen. Das ist der Grund, warum wir diesem Antrag zustimmen. 

Es hat aber noch andere Gründe. Wir verbinden nämlich diese Veränderung der Rechtsform mit der Hoffnung, dass das eine allgemeine Schubkraft haben wird, dass diese Neuorganisation des Konservatoriums auch eine Änderung im Musikschulbereich mit sich zieht.

Sie wissen, Frau Stadträtin, dass wir uns schon seit Jahren auf diesem Gebiet einsetzen und wir hoffen, dass diese Neuorganisation hier etwas bewirkt.

Bevor ich aber auch jetzt noch einmal auf unser altes Thema Musikschulen eingehe, möchte ich gerne noch etwas zu der neuen Privatuniversität sagen. Ich glaube, dass es jetzt wichtig wäre, dass man die wichtigsten Ziele hier definiert, dass man zielorientiert die Sache angeht, und da gibt es einige Schwerpunkte, wie ich schon mehrmals erwähnt habe, und die uns sehr am Herzen liegen. Das wäre einmal die allerhöchste Qualifikation, der allerbeste Ruf, den wir für unser Konservatorium nun zur Verfügung stellen sollten. 

Womit hängt das zusammen? Selbstverständlich mit guten Lehrern, ich habe das schon bei unserem Informationsgespräch gesagt, die allerbesten Künstler, die allerbesten Lehrer sollte man nach Wien holen.

Ich habe damals bei der Information irgendwie herausgehört, dass man den Schwerpunkt eher auf den organisatorischen Bereich hinlenken will. Ich möchte aber hier betonen, dass wir das, was die Geldvergabe und die Schwerpunktbildung angeht, eher nachrangig sehen, sondern dass man hier höchste Qualifikation der Lehrer anstreben soll.

Ich möchte hier auch ein Thema anschneiden, das vielleicht ein bisschen heikler ist, das ist die Zusammensetzung der Studierenden, was Österreicher angeht, und was Studierende im internationalen Bereich angeht. Es ist nämlich so, dass wir der Meinung sind, dass es in Österreich sehr viele begabte Kinder gibt, dass eben, was die Grundausbildung angeht, der Nachwuchs nicht so sehr gefördert wird, was dann bei der weiterführenden Ausbildung das Tragende sein wird. Das heißt, wenn ich mir anschaue, haben wir 38 Prozent Ausländer – und das ist eine positive Sache, wenn Ausländer bei uns in Wien studieren -, aber wir meinen, es ist doch ein zu hoher Prozentsatz, und dass unsere Kinder, unsere Studierenden dadurch ins Hintertreffen kommen. Und ins Hintertreffen geraten sie deswegen, weil jene ganz einfach eine bessere Grundausbildung haben. Also das heißt, zu dem Zeitpunkt, wo sie ins Konservatorium eintreten, haben diese eine bessere Ausbildung.

Und wenn wir uns so anschauen, woher die Kinder kommen, dann sieht man auch, wo anscheinend auf diese Grundausbildung ganz besonders großer Wert gelegt wird, und das ist in den osteuropäischen Staaten. Aber, wenn ich mir die Zahlen anschaue, zum Beispiel Korea hat den höchsten Anteil der Studierenden, es sind 74 Studenten, Japan hat 55 Studenten, Taiwan hat 24 Studenten und Deutschland hat 45 und nachfolgend sind gleich die osteuropäischen Staaten. 

Damit man mich nicht missversteht, ich finde, dass man ganz einfach bei der Grundausbildung besser arbeiten muss, damit dann der Nachwuchs mehr Chancen hat, im Konservatorium aufgenommen zu werden.

Und hier komme ich jetzt zur Problematik der Musikschulen. Wir haben das hier schon öfters diskutiert. Wir haben hier ein unglaubliches Defizit in Wien. Seit vielen Jahren haben wir immer wieder Anläufe gemacht, der letzte war die Gründung eines Gesetzes, damit wir hier dieses Defizit aufholen. Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass das statistische Jahrbuch der Musikschulen Österreichs diese Zahlen aufgelistet hat. Meine Kollegin der ÖVP hat einige Zahlen - nehme ich an - auch daraus genommen. Ich erinnere noch einmal: Wir haben 155 427 Musikschüler und wir haben 416 Musikschulen in Österreich. 

Meine Kollegin von der ÖVP hat schon gesagt, dass Niederösterreich und Oberösterreich zusammen über die Hälfte aller Musikschüler unterrichtet. Allein da muss man ja schon aufhorchen. In Niederösterreich zum Beispiel gibt es 45 529 Musikschüler, in Oberösterreich 36 696, in der Steiermark 20 468, in Wien hingegen 4 941. Diese Zahlen alleine sagen alles. 

Und seit vielen Jahren haben wir immer wieder Anläufe gemacht und immer wieder hat man das weg geschoben und ich meine, jetzt wäre wiederum eine Gelegenheit, dass man sich dieser Sache annimmt. Jetzt, bei der Ausgliederung des Konservatoriums, jetzt, wo man eine Privatuniversität gründet, jetzt, wo man die Sache angeht, wo man das Ganze neu organisiert, müssten wir auch darüber nachdenken, wie wir die Musikschulen neu organisieren. Und da ist es natürlich ganz besonders wichtig, dass all diejenigen, die gerne eine Musikausbildung machen würden, eine Chance erhalten, sie zu bekommen. 

Wir haben an die 600 Wartende. Das heißt jetzt nicht, dass die ganz einfach nur in eine Musikschule gehen wollen, sondern die haben alle schon die Aufnahmsprüfung bestanden. Ich möchte das noch einmal hier sagen: Diese Kinder haben alle schon die Aufnahmsprüfung bestanden, die könnten, wenn sie einen Platz hätten, sofort anfangen, einen Unterricht zu genießen. Und würde diese frühe Ausbildung so bald wie möglich beginnen, hätten dann unsere Kinder genau denselben Vorteil, danach an die Universitäten zu kommen oder ans Konservatorium, wie die vielen gut ausgebildeten Kinder aus den anderen Ländern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben immer auf die Defizite und Mängel hingewiesen, wir haben alle möglichen Konzepte verlangt, Gesetze verlangt, und so weiter. Heute wenden wir uns an den Herrn Bürgermeister und wir stellen den Antrag, weil man so rasch wie möglich handeln soll, dass man eine Sonderdotierung im Bereich des Musikschulwesens zur Verfügung stellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich hoffe, dass jetzt bei der Neukonstituierung der Privatuniversität auch die Problematik der Musikschulen in Angriff genommen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie brauchen sich nicht zu sorgen, ich halte keine lange Rede, ich möchte nur eine Anmerkung tätigen.

Wir sind selbstverständlich auch der Meinung, dass das Angebot an Musikschulen im Wesentlichen zu gering ist. Das ist einmal das eine.

Es ist auch das Angebot, Musik zu machen wesentlich zu gering, oder ein Instrument zu lernen, ist überhaupt zu klein. Und das Angebot, dies auch noch zu tun ohne viel dafür zahlen zu müssen, ist faktisch nicht da, denn über eines kann man sich nicht hinweg schwindeln: Man verzichtet auf einen großen Teil von begabten Kindern, wenn man für dieses Angebot überhaupt Geld verlangt. Das muss uns klar sein, denn viele Eltern können sich das nicht leisten, oder aber wollen sich das nicht leisten.

Weshalb ich mich aber zu Wort gemeldet habe, das war eigentlich die Wortmeldung der ÖVP, denn ich habe die Rede sehr freundlich und nett gefunden, aber schon auch ein bisschen zynisch, sich über den Mangel an Musikschulen zu beklagen, und andererseits pausenlos auf der schulischen Ebene dafür zu sorgen, dass das Angebot kleiner, kleiner, kleiner wird, bis es fast nicht mehr vorhanden ist. Denn sowohl in den Pflichtschulen, was die unverbindlichen Übungen angeht, kam es zu einer massiven Reduktion des Angebots, Musik zu machen, und das geht in allererster Linie auf das Konto der ÖVP. Und wenn Sie sich anschauen, ... (GR Gerhard Pfeiffer: Aber, aber!) Nun ja, Herr Abgeordneter Pfeiffer, es ist so, man braucht ja in den Schulen nur nachzufragen, was gibt es noch an unverbindlichen Übungen, und wo wurde gekürzt. Und da gibt es eine massive Reduktion des Musikangebotes an den Pflichtschulen und nunmehr, nach der Stundenreduktion, auch massiv bei den weiterführenden Schulen und bei der AHS. 

Erkundigen Sie sich einmal in den AHS, welche Angebote reduziert wurden. Da gab es einmal an Schulen die Möglichkeit, Gitarre zu lernen und Klavier zu lernen und Flöte zu lernen und alles Mögliche zu lernen. Nun, gestrichen, gestrichen, gestrichen, an manchen Schulen gibt es jetzt nur noch akustische Gitarre und Flöte, und das war es dann. Das heißt, die Tatsache, dass eine massive Reduktion des Angebots, Musik zu machen, Musik zu erlernen, und da auch die Freude am Spiel kennen zu lernen, geht sehr, sehr stark auf das Konto von FPÖ und ÖVP und das wollte ich festgehalten haben in meiner Rede. 

So ist es, so sollte man es dann auch durchaus sagen und auf den Tisch legen und nicht nur die Anderen attackieren. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak, ich erteile es ihr.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich zum eigentlichen Inhalt dieses Aktes und über das Konservatorium spreche, lassen Sie mich auch eine Anmerkung zur Rede von Kollegin Feldmann sagen, weil ich mir denke, dass ein paar Dinge auch hier richtig gestellt gehören. Nämlich: Erstens, die Kolleginnen und Kollegen des Magistrats hätten heute auch gearbeitet, wenn der Hohe Gemeinderat nicht tagen würde. Das dazu, und des Weiteren möchte ich Sie daran erinnern, obwohl ich ihre persönliche Betroffenheit verstehe, heute nicht bei Ihrem Kind sein zu können. Ich weiß nicht, was Sie genau vorgehabt hätten, aber wahrscheinlich hätten Sie sie abgeholt, wären vielleicht in einen Park gegangen, danach etwas einkaufen, neue Schuhe, vielleicht einen Rucksack oder in ein Spielzeuggeschäft. Was auch immer, Sie hätten wahrscheinlich den Tag mit Ihren Kindern heute sehr angenehm verbracht. Die Frage ist nur, und die stelle ich mir, hätten Sie auch daran gedacht, dass in diesen Geschäften Frauen sitzen, alleinerziehende Frauen, die arbeiten müssen und vielleicht auch heute gerne bei ihren Kinder gewesen wären? 

Ich denke mir, es ist gut und Recht, dass die Volksvertreterinnen und Volksvertreter mit der Realität so viel zu tun haben, dass wir auch unter ähnlichen Rahmenbedingungen arbeiten sollen und müssen, und die Gage dafür ist ja nicht so schlecht. (Beifall bei der SPÖ. – GR Gerhard Pfeiffer: Unter solchen Alfa-Bedingungen arbeiten aber wenige Leute!) 

Ich könnte jetzt natürlich noch sehr lange reden, dann würden Sie noch später nach Hause kommen, das wäre aber dann bösartig und das lasse ich mir natürlich nicht unterstellen.

Kommen wir zum Inhalt des Aktes: Prinzipiell ist es so - und das ist von dieser Stelle auch sehr, sehr oft schon von Kolleginnen und Kollegen meiner Fraktion gesagt worden -, dass wir mit den drei Haupteinrichtungen, nämlich der Kindersingschule, den Musiklehranstalten und dem Konservatorium ganz tolle Einrichtungen und ein tolles Instrument in der Hand haben, um eine gute, musische Ausbildung zu gewährleisten. Nehmen Sie nun auch endlich zur Kenntnis - und das wurde von dieser Stelle auch schon sehr, sehr oft gesagt -, dass das nicht alles ist, sondern dass die Stadt Wien sehr viele Einrichtungen fördert, private genauso wie Vereine, die für die Stadt Wien tätig sind, wo es die Möglichkeit gibt, sehr früh schon, als Kind, aber auch später, wenn man später erst, als Jugendlicher, auf die Idee kommt, Musik machen zu wollen, auch eine Ausbildung zu bekommen. 

Und es ist nicht richtig - so wie Frau Kollegin Jerusalem behauptet -, dass man in dieser Stadt Musik nicht betreiben kann, ohne dafür zu bezahlen, und Ihnen sind die Einrichtungen auch bekannt. Sie haben gesagt, man könne in dieser Stadt Musik nicht machen, ohne etwas dafür bezahlen zu müssen, es gäbe nichts, da gäbe es nichts. Das ist nicht richtig, wir haben Einrichtungen über den Verein Wiener Jugendzentren, wo im Musischen Zentrum ganz, ganz viele Kinder - ich habe auch die Zahlen da, nämlich 500 bis 700 Jugendliche - dort jedes Jahr Musik machen können und auch eine Ausbildung bekommen. 

Wir haben ganz tolle Aktionen, zum Beispiel vom Verein Wien extra mit der Einrichtung Sound Base, wo eine ganz spezielle Sparte, die Jugendliche interessiert, das sind zum Beispiel Bands in moderneren Richtungen, wie Hip-Hop, et cetera, die dort gemeinsam mit Künstlerinnen und Künstlern, Produzentinnen und Produzenten besprochen werden, die dort Feedback bekommen, denen dort ganz genau gesagt wird, wo sie sich noch verbessern können und in welche Richtung sie weiter arbeiten müssen. 

Einrichtungen, die es nur in Wien gibt und die man in den anderen Bundesländern vermisst, und wo man auf Zielgruppen herankommen kann und mit Zielgruppen kommunizieren kann und ihnen Lust auf noch mehr Musik macht, die vermisse ich in den anderen Bundesländern und ich denke, auf diese Bereiche sollten wir in Wien sehr stolz sein und dies ist auch gut so. 

Zum Antrag, beziehungsweise zum vorliegenden Akt, der Umwandlung des Konservatoriums in eine Privatuniversität: Es ist uns schon wichtig, und ich halte das für sehr zukunftsorientiert und auch für die Verantwortung, die wir gegenüber den Studierenden am Konservatorium haben, sehr wichtig, dass wir die Möglichkeit schaffen, einen Abschluss zu bieten, der auch im internationalen und vor allem im EU-weiten Raum eine Anrechnung gewährleistet.

Und ich denke, diese Verantwortung tragen wir, und dazu ist es auch notwendig, das Konservatorium auszugliedern, und für die Akkreditierungsstelle ist es ein wichtiger Schritt. Ich denke mir, damit schaffen wir es auch noch, die Qualität an der Spitze halten zu können. Alles andere wäre ein Rückschritt, wenn man jenen Studierenden diese Möglichkeit nicht bietet und sagt, geht’s halt wo anders hin, wo ihr diese Anrechnungs- und Abschlussmöglichkeiten habt. 

Dass die Kontrolle für uns klar war, und dass wir mit den Zahlen und den Bilanzunterlagen, die vorliegen müssen, auch die Tochtergesellschaft inkludiert gesehen haben, war für uns klar, aber wenn es die GRÜNEN nicht detaillierter drinnen stehen haben wollen, ist das für uns kein Problem und wir werden diesem Antrag - zwei Anträge sind es in dem Fall - auch zustimmen.

Zum Bereich der Vergleichung der Zahlen möchte ich, obwohl auch schon öfters hier erwähnt, noch ein paar Worte sagen. Man kann natürlich Äpfel mit Birnen halt schwer vergleichen, und aus dem Statistischen Jahrbuch kommt nicht genau heraus, wie sich denn zum Beispiel die Schülerzahlen im Detail zusammensetzen. Nun, eine Zahl ist eine Zahl, aber was steckt denn dahinter. Zählt man zu den Schülern in einer oberösterreichischen Musikschule nicht nur die SchülerInnen, die dort wirklich unterrichtet werden, sondern auch den dazugehörigen Verein mit dem Blasmusikorchester samt den Ehrenmitgliedern des Blasmusikorchesters, und ich weiß nicht, vielleicht noch die vor 10 Jahren im Blasmusikorchester tätig Gewesenen, kommt schon eine ziemliche Zahl zusammen, und das kann man halt nicht vergleichen mit Schülern. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Natürlich nur Schüler!) Wir können uns hinsetzen und das anschauen. Nicht zu vergleichen mit Zahlen, die reine Zahlen sind, die nicht verschwommen, aufgebauscht sind, wo man alles hineinrechnet, Kraut und Rüben, und ob das einmal war oder nicht war, das weiß man dann vielleicht nicht mehr so genau, sondern ... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das lassen Sie, das ist nicht seriös!) Nein, das ist nicht seriös, unterschiedliche Dinge miteinander zu vergleichen und nicht akzeptieren zu wollen, dass es ein viel größeres Angebot in Wien gibt, auch wenn drüber nicht Musikschule oder Kindersingschule steht.(GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nein, denn man kann natürlich die Musikschulen vergleichen!) Da ist unseriös, wenn man versucht, unterschiedliche Dinge miteinander zu vergleichen und Schlüsse zieht, die man nicht ziehen darf und soll, das ist unseriös und das kritisieren wir auch.(Beifall bei der SPÖ.) 
Ich glaube, dass wir mit dieser Ausgliederung erstens einen sehr, sehr guten und richtigen Weg gehen, und darum bitte ich auch um Zustimmung zu diesem Akt. Und zweitens hoffe ich, dass vielleicht irgendwann einmal zur Kenntnis genommen wird, dass wir eine sehr breite und gute Ausbildung und Gelegenheit für Kinder und Jugendliche, Musik zu machen, haben in dieser Stadt. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, wir haben noch eine Wortmeldung der Frau Mag. Unterreiner. Sie haben, wenn ich die Aufzeichnungen richtig lese, noch 14 Minuten.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es ist keine Wortmeldung, es ist eigentlich nur ganz kurz ein Eingehen auf meine Vorrednerin. Es ist so, ich nehme an, Sie haben das Statistische Jahrbuch von Österreich sehr genau gelesen, es werden dort selbstverständlich nur die Zahlen der Musikschulen verglichen und von keiner anderen Einrichtung, also weder irgendeine Nachmittagseinrichtung noch irgendeine Privatschule noch eine Kindersingschule noch die Konservatorien, (GR Harry Kopietz: Eben davon reden wir ja!) die gibt es ja in anderen Ländern auch, noch irgendwelche private Institutionen, sondern ausschließlich die Musikschulen in den anderen Ländern. Das ist eine ganz seriöse Studie, sie wurde von der Universität ausgearbeitet und ich finde es nicht in Ordnung, wenn man das immer schlecht macht und wenn man immer wieder sagt, das stimme nicht und das seien irgendwelche Orchester und mehr. (GRin Barbara Novak: Aber das ist es ja!) Das finde ich eigentlich denjenigen gegenüber - das sind Hochschulprofessoren und deren Studenten - etwas unlauter und unseriös. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wer für die Postnummer 9 in der vorliegenden ... Moment, ich habe einen Abänderungsantrag der GRÜNEN betreffend Bericht der Konservatorium Wien GesmbH. Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen zum Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Es kommen nun die drei vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste ist von den GRÜNEN. "Prüfungsbefugnis des Kontrollamtes", wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das wird mehrstimmig ohne die ÖVP so angenommen.

Der nächste ist von der ÖVP, betreffend die Stellung und Umsetzung eines Entwicklungskonzeptes. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag ist von der FPÖ, betreffend natürlich ebenfalls Musikschulen, Sonderdotierung. Hier wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister beantragt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der ÖVP und FPÖ unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 12. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredits für den Bau des Sozialzentrums 3/11. Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen und ist somit mehrstimmig. 

Postnummer 13. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredits für den Bau und die Einrichtung des Hauses Siemensstraße für Obdachlose. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Ramskogler. Ich bitte. 

Berichterstatterin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Frau GRin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir stimmen dem Geschäftsstück zu. Ich möchte nur die Gelegenheit ergreifen, um auf ein Problem hinzuweisen, das ja mittlerweile, denke ich, allen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten bekannt ist, und das es zu lösen gilt. Und dieses Problem ist die Tatsache, dass es in Wien gerade unter den obdachlosen Menschen einen großen Prozentsatz, und zwar einen steigenden Prozentsatz an Menschen gibt, die psychisch krank sind, und - ich bringe es auf den Punkt - durch Wien irren. 

Wir begegnen ihnen auch immer wieder, es sind auch immer wieder einmal dieselben. Sie sind desorientiert, manchmal weiß man ja natürlich nicht genau, ob nur eine vorübergehende Desorientierung vorliegt, die sich aus der langen Obdachlosigkeit begründet, oder ob sich tatsächlich eine Krankheit manifestiert und vorhanden ist, und behandelt gehört. 

Wir wissen, dass es bislang nicht gelungen ist, ausreichend an diese Personen heranzutreten und sie wieder hereinzuholen in irgendeine Form von Betreuung, Behandlung, Unterbringung. 

Es gab vor sehr kurzer Zeit dazu auch eine Pressekonferenz, da war auch der Chef der Caritas dabei und Frau StRin Pittermann, und auch hier wurde einmal mehr festgestellt, dass es da ein Problem gibt. 

Jetzt denke ich mir, wir wissen das, alle Fachleute wissen es, wir wissen, es muss eine Problemlösung her, und ich bringe nun einen Antrag ein, einen Beschluss- und Resolutionsantrag und ich freue mich sehr, dass die SPÖ, und zwar Frau GRin Marianne Klicka, diesen Antrag mit mir gemeinsam stellt, weil ja dadurch auch ganz klar festgestellt wird, dass eine große Mehrheit dieses Haus das Problem benennt und sagt, es müsse etwas geschehen. Ohne dass ich jetzt die Begründung lange vorlese, kurz der Antrag selbst. 

Hier wird die zuständige Stadträtin aufgefordert, unter Einbindung von Fachleuten ein Konzept ausarbeiten zu lassen, das auf die speziellen Probleme von psychisch kranken Obdachlosen eingeht. Für die Umsetzung des Konzeptes ist zu sorgen. 

Und in formeller Hinsicht wollen wir die sofortige Abstimmung. 

Ich halte es auch deswegen für wichtig, denn wir wissen, dass dieser politische Bereich in seiner Umsetzung ebenfalls in den Fonds Soziales Wien sozusagen hinüberwandert, und gerade jetzt ist es wichtig, dem Fonds Soziales Wien auch sozusagen einen politischen Auftrag mitzugeben. Das ist das eine.

Zweitens: Die Lösung des Problems ist gar nicht so einfach, wie man es sich vielleicht vorstellt. Ja, das ist eine schwierige Angelegenheit und deswegen steht auch in dem Antrag drinnen, dass man alle Sachwalter heranziehen soll, die da irgendwas davon verstehen, um ein Konzept auszuarbeiten. Ich bin froh, dass wir das heute gemeinsam machen und werde mich auch in den nächsten Monaten darum kümmern, dass in der Sache etwas weitergeht. Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Tomsik.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren des Hohen Hauses! 

Ich darf heute reden, ohne zum Akt zu sprechen. Es wurde von allen Klubs hier bewilligt, und ich möchte aber doch etwas zum Akt sagen, weil in meiner politischen Karriere, in meinem politischen Leben Obdachlose immer eine große Rolle gespielt haben. Nicht nur durch die Meldemannstraße im 20. Bezirk, die ja jetzt aufgelassen wird, sondern auch in den späten 80er Jahren - ich glaube 1988, 1989 kam Lacina - wurde die Winternotunterkunft in der Gerhardusgasse eingerichtet, weil damals die Meldemannstraße mit über 500 Leuten so belegt war, dass sie wirklich, hätte man sagen können, aufeinander gelegen sind. Es waren damals binnen kürzester Zeit 2 500 Unterschriften gegen die Winternotunterkunft in der Gerhardusgasse und wir als Bezirk haben dann natürlich gesagt - es gab auch Zögerer - was könnte da passieren oder sonst etwas, aber an und für sich, gelt lieber Heinzi, nun, was soll uns da passieren, da kann nichts passieren, weil die Menschen, die bei uns in der Meldemannstraße waren, wir haben sie liebevoll als sogenannte Sandhasen bezeichnet, die waren halt da, die sind niemanden angegangen, aber später ist es dann so geworden, dass halt andere Obdachlose dazugekommen sind, jüngere aus den Bundesländern, die etwas aggressiver waren. Und das erste Mal in meiner politischen Laufbahn, und für uns alle, glaube ich, war es, dass wir eine Aktion mit unserem Bus bei der Gerhardusgasse abgebrochen haben, weil dort Menschen waren, aber von Niederösterreich und ich weiß nicht, von wo überall, die da gemeint haben, also ihr Sozialdemokraten seid nur für die Obdachlosen, und da wird es Mord und Totschlag geben.

Ich habe damals eine Wette - an und für sich tue ich erst in letzter Zeit ziemlich viel wetten, leider Gottes verliere ich die meisten, aber dann gerne - und da habe ich mit unserem Stadthauptmann, der auch gesagt hat, das war ein Sozialdemokrat möchte ich nebenbei erwähnen, der gesagt hat, da wird nichts passieren und gegen die anderen Polizisten eine Wette abgeschlossen hat, dass nichts passiert während der Wintermonate. 

Und genau dieselbe Wette habe ich mit Bürgermeister Zilk abgeschlossen, und alle, die schon beim Genossen, also beim Bürgermeister Zilk waren wissen, dort hat es ein Glöckerl gegeben vom Münchner Kindl und um die Glocke habe ich mit ihm gewettet. Er war meiner Meinung, dass dort nichts passiert und er hat gesagt, wenn das wirklich gut vonstatten geht, dann bekommst du diese Glocke. Ich hab sie, obwohl er damals gemeint hat, na ja vielleicht muss er sie doch nicht hergeben, aber er hat nicht gewusst, dass ich sage: Wettschulden sind Ehrenschulden, du hast mir diese Glocke zu geben. Sie steht nun bei mir. Das zu dem Akt.

Jetzt eine Abschiedsrede halten: Nach mehr als 17 Jahren, ich habe mir so fest vorgenommen, ich werde nicht in Tränen ausbrechen, oder sehr emotional sein, aber ich glaube, ihr kennt mich alle, es wird nichts anderes übrig bleiben, als dass ich auch bei meiner letzten Rede hier in diesem Haus ein bisserl emotional sein werde.

Ich möchte mich an erster Stelle bedanken bei den damaligen Genossinnen und Genossen – ich hoffe ich darf das jetzt so sagen, ich bin ja keine Vorsitzende – in der Brigittenau, die der Meinung waren, Peperl du gehst in den Gemeinderat. Ich habe bei der ersten Rede genau so gezittert wie jetzt, und das Zittern ist mir ewig geblieben. Und eine viel gescheitere Frau als ich bin, nämlich die Genossin Rosa Jochmann, hat mir anlässlich einer Muttertagsfeier, wo ich eine ganz junge Frauenleiterin, Sektionsleiterin war, und ich habe so gescheppert wie ein Kokssackel, wie ich diese große Dame der Sozialdemokratie angesagt habe und habe natürlich gesagt “unsere Rosi, unser Roserl Jochmann“ und ich habe dann gesagt, “heast, i woar so neawös“ und sie hat gesagt, “bitte Peperl, behalte diese Nervosität, denn wenn du nicht nervös bist, bist du kein guter Politiker, wenn du kühl und trocken da an das Rednerpult gehst oder egal an welches Rednerpult und so über-drüber denkst, i kann eh alles, und das ist eine Routine“, - darf ich das vor allem zu meiner Fraktion sagen, zu meinen Freunden, vor allem auch zu meinen jüngeren Freunden “behaltet euch die Nervosität, nur wenn man Nervosität behält, spricht man auch mit Herz.“ Und in der Politik ist zwar sachlicher Verstand gefragt, in der Politik ist gefragt, für mich auch ein bisserl lustvoll, aber was wirklich meiner Meinung wichtig ist, ist das Herz, denn wenn ich kein Herz für die Menschen habe, wenn ich mich selbst nicht liebe, liebe ich auch die Menschen nicht. Und wenn ich glaube, ich muss arrogant sein und kühllächelnd, weil das ist jetzt in und das ist cool – ich hoffe mein Enkerl findet diese Ausdruckweise richtig, ich glaube, geil darf ich da nicht sagen, gell, nein, cool muss ich sagen – (Heiterkeit bei allen Fraktionen.) ich denke, dass das etwas ist, was uns auszeichnen muss und auszeichnen soll. 

Ich spreche jetzt nicht nur zu meiner Fraktion, ich darf mir ausnahmsweise heute erlauben, als etwas ältere Dame, Oma, auch zu den anderen Fraktionen zu sagen: Werden Sie nie arrogant und glauben Sie nie, dass Sie alle - klarerweise, weil Sie in Opposition sind - die Weisheit mit dem Löffel gegessen haben – wui, jetzt war ich gut -, dass man schon auch, weil man kann als Opposition Wien verdammen und es ist alles scheußlich und am besten ist, wir alle ziehen aus – außer die Sozialdemokraten, die bleiben da, ich gebe es Ihnen schriftlich (Heiterkeit bei der SPÖ.) -, dass man hier meint, man muss alles schlecht machen. 

Ich möchte Ihnen auch sagen: Mein Vorsitzender hat gesagt, ich soll heute ganz nett sein. Ich habe mich immer bemüht, glaube ich, gerecht zu sein, wenn auch manche der Freunde, wie der Kollege GÜNTHER der jetzt sogar telefoniert, dem ich gerade ein Hohelied auf seine Toleranz mir gegenüber singen wollte, (zu GR Dr Helmut GÜNTHER gewendet) dir habe ich wollen sagen, du bist einer der wenigen von deiner Partei, wo ich gesagt habe, den mag ich, mit dem bin ich per du. (Heiterkeit bei allen Fraktionen.) Das hat nichts mit der gleichen Krankheit zu tun, aber vielleicht doch ein bisserl, weil wir zwei Süßen müssen zusammen halten, nicht immer, aber immer öfters, weißt. Wenn wir da gestanden sind, haben wir uns beflegelt, draußen haben wir uns dann wieder freundlich gegrüßt und waren per du. Da habe ich mir immer gedacht, da siehst, Politiker sind schizophren. Eine bisserl eine Schizophrenie gehört zum politischen Leben.

Darf ich dich, Matthias von der ÖVP, ansprechen. Entschuldigung, Dr Tschirf natürlich. Herr Klubobmann Tschirferl, aber das sage ich jetzt nur so. (Heiterkeit bei allen Fraktionen.) Auch du warst einer der wenigen von der ÖVP, mit denen ich per du war, und mit der Kollegin Lakatha. Aber an und für sich haben wir uns ganz gut verstanden. Manchmal hättest du mich erwürgen können, das weiß ich, teilweise ich dich, aber weil wir ja friedliebend sind und ich habe als Sozialdemokratin gelernt, Gewalt wird nicht angewendet, auch wenn es etwas ältere Menschen schon sind, so wie der Tschirferl, der ist auch schon über 40, somit habe ich mich zurückgehalten. Ich hoffe, dass dein Parteivorsitzender mir heute entschuldigt, dass ich mit dem Hausmeisterjargon ein bisserl wieder komme, den er mir vorgeworfen hat - ich habe mich zuerst geärgert, dann habe ich mir gedacht, eigentlich kannst du stolz sein, wenn der DDr Görg sagt, ein Hauswart (zu GR DDr Bernhard Görg gewendet) ich glaube Hausmeister haben Sie nicht gesagt -, weil so in die niedrige Stufe gehen Sie ja nicht, sondern Jargon des Hauswartes. Ich bin stolz, dass ich Hauswarte kenne, (GR DDr Bernhard Görg: Ich habe gesagt, normalerweise gefällt mir das, normalerweise!) Ja aber, wissens eh, Herr DDr Görg, Sie haben mir das so unterjubelt, dass ich mir gedacht habe, was habe ich ihm gemacht? Eigentlich gar nichts, ich war eh immer nett, zuvorkommend, so wie ich erzogen wurde, zu allen Menschen freundlich zu sein.

Heute habe ich ein Aha‑Erlebnis gehabt, das hat mich richtig virebeutelt, mir tuats direkt weh, dass i heute zurücktrete, aber wenn ich denke, dass die Frauenrechtlerin, die Kollegin Feldmann hier heraus kommt und auch eigentlich für die Frauenrechte kämpft, war es gut, dass sie endlich in den Gemeinderat gekommen ist, weil wir haben das noch nie so gehört, vor allem in dem fast mitleidigen Ton, die armen Mütter, die heute nicht sofort mit den Kindern in die Energieferien fahren können oder das Zeugnis abholen und dann Energieferien. Nachdem sie, glaube ich, von der Handelskammer ist, (GRin Mag Barbara Feldmann schüttelt verneinend den Kopf.) weiß ich nicht, sind Sie bei der Handelskammer, bei der Wirtschaft, weiß ich nicht, vielleicht sollte man das bei den geänderten Verkaufszeiten berücksichtigen für die Handelsangestellten, die bis 9 Uhr abends, bis 20 Uhr, am Samstag bis weiß Gott wann, arbeiten müssen, dass man hier auch einen gemeinsamen Nenner findet, dass man wieder das zurücknimmt, weil dort sind vor allem Frauen beschäftigt. 

Ich bin selber eine Budelhupferin, bei mir war auch noch lange Zeit offen, aber dann habe ich eigentlich geglaubt, jetzt geht es den Handelsangestellten schon besser, weil die Zeit wird etwas verkürzt. Siehe da, zack, es wird verlängert, weil man viel mehr Geld hier braucht, weil man viel mehr Geld ausgeben kann - das man nicht hat -, wenn man längere Einkaufszeiten hat.

Ich möchte auch noch sagen, und da bedanke ich mich bei meiner Partei, ich durfte bei der Gesetzwerdung mancher Materien mitwirken. Gestern haben wir ein Gesetz beschlossen, das Prostitutionsgesetz, und ich war so stolz, dass wir nach 7 Jahren, Godi, endlich das Gesetz haben. Sonja, ich bin dir dankbar, dass du viel Kaffee getrunken hast, oder weniger Kaffee getrunken hast, und mit allen Parteien gesprochen hast, dass wir das durchbekommen haben. Und vor allem auch mit manchem, was vor Jahren abgelehnt wurde, weil da bin ich grau geworden, beim Prostitutionsgesetz, weil das halt sehr schwierig war und jetzt auf einmal sind wir, ho ruck, eh Gott sei Dank, derselben Meinung. Ich bin so stolz, dass ich dich kenne, dass du das zusammengebracht hast. Wir haben es nicht zusammen gebracht, das scheint ... Aber gut, da waren auch noch ältere Männer bei der ÖVP, so wie der Gemeinderat KARL, weil sonst sind ja eigentlich lauter jüngere Menschen dort. (Heiterkeit und Zwischenrufe aus der ÖVP: Oh, oh!) Es freut mich ganz besonders, dass ich da beim Gleichbehandlungsgesetz auch dabei sein konnte. Die Braunerin, entschuldige, mein Renaterl und ich, wir haben den damaligen StR Hatzl nicht zur Verzweiflung gebracht, weil lieber Hansi, du lässt dich ja nicht zur Verzweiflung bringen, du bist ja einer der nettesten Männer, die ich kenne. Er hat mich ständig gehäkelt, aber die letzten zwei Tage war er so äußerst freundlich zu mir, wahrscheinlich waren das die Entzugserscheinungen. Ich habe mir direkt schon Sorgen gemacht, was passiert ist. Mag mich der Hansi Hatzl nicht? Aber doch. Du weißt, ich liebe dich. Ich liebe ja fast alle Menschen, aber du bist ein ganz besonderer Mensch und deine Frau hat mir erlaubt, dass ich das sagen darf. Ob ich es öffentlich sagen darf, das hat sie mir nicht erlaubt, aber sagst Eva einen schönen Gruß, die Peperl hat schon wieder einmal geblödelt.

Beim Gleichbehandlungsgesetz, wie gesagt. Aber du hast uns sehr geholfen, das müssen wir zugeben. Und was mir damals wirklich imponiert hat und dir glaube ich auch, dir, Frau Stadträtin, meine Renate, unsere Braunerin, dass du zu den Beamten gesagt hat, sagen Sie nicht immer, wie es nicht geht, sondern sagen Sie es wie es geht. Und das war etwas für mich, weil ich nicht gegen Beamte bin, ich liebe sie. Ich möchte mich bedanken bei allen Beamten, die in diesem Haus sind. Bei meinem lieben Peter Pollak. Ich habe zwar gehört, heute darf ich keinen Namen sagen, dass keiner eifersüchtig ist, aber was mich der in der Personalkommission geärgert hat! Und dann hat er gemeint, er kriegt eine Watschn. Ich bin kein gewalttätiger Mensch, nur verbal. Und es freut mich so, lieber Peter, dass du einer der obersten Rechtsgelehrten bist - ich habe zu ihm immer gesagt Rechtsverdreher -, aber heute bin ich milde, heute sage ich Rechtsgelehrter. Aber ich bin jetzt nur so, weil er mir derart im Blickpunkt ist. Ich habe bei den Beamten sehr viele Freundschaften geschlossen, auf das bin ich stolz, weil es ja immer heißt, na, Beamter. Gerade die Gemeinde Wien-Beamten, die schlafen ja nur, net, und die machen ja eh nichts, und sie sollten eigentlich viel mehr arbeiten. Ich danke, dass ich nicht nur Freundschaft bekommen habe, sondern auch diese so bekommen habe, dass sie mir etwas genützt hat, dass mir manche etwas erklärt haben, weil ich ja immer gefragt habe und warum soll das sein, oder gerade bei Gesetzen, ich verstehe ja nicht alle Gesetze, weil manche sind halt unmöglich für mich kleine Pepi Tomschik aus der Brigittenau, aber unsere Rechtsgelehrten hier in dieser Stadt haben selbst mir manches Gesetz beigebracht. 

Und ich vergesse hier nicht zum Beispiel auch die Abstimmung über das Rauchverbot beim Gemeinderat, da haben wir unsere Fraktion noch im Griff gehabt. Da bin ich hinterm Hansi gesessen, den habe ich niederdruckt, den Hansi Hatzl, und ich weiß nicht, wen noch aller, dass sie mitstimmen. Aber sie haben uns dann gesagt na, beim nächsten Mal stimmen sie nicht mit. 

Und somit wüsste ich auch jetzt etwas, was ich zum Prostitutionsgesetz sagen könnte. Ich hätte eine viel radikalere Lösung gehabt. Franzi Ekkamp, gib mir kein Stichwort, ich erzähle das was ich ... (Heiterkeit bei allen Parteien.) Das mache ich jetzt nicht.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass etwas sehr was Wichtiges für mich, ein Lebensabschnitt, zu Ende geht. Meiner Fraktion spreche ich die Drohung aus, politische Funktionen behalte ich mir bis 2005, weil sonst werdet ihr ja von mir total entwöhnt und außerdem muss ich auf Zucht, Ordnung und Disziplin bei euch schauen, dass es da keine Schwierigkeiten gibt. Es tut mir jetzt leid, dass unser Bürgermeister nicht da ist, aber ich meine, ich habe es ihm ja schon gesagt, aber ich werde es nicht so sagen, oder schon, ich weiß nicht ... Ich habe mit dem Michl Häupl mein Leben im Gemeinderat verbracht. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Zuerst im Ausschuss Umwelt, dann ist der Michl, wie es seinem Wesen natürlich zugestanden wird, seiner Ausbildung, seiner Intelligenz, Stadtrat geworden. 

Ich habe mich immer gefreut, wir haben sich mit Gesprächen und Worten gegenseitig befruchtet. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Ich wollte da halt nichts anderes sagen, bei uns im Klub habe ich es etwas lockerer gesagt und es gab ein Gelächter. Aber dass ich mich jetzt bemühe und alle kennen mich, wenn ich nach der Schrift spreche und langsam werde, dann bemühe ich mich, dass ich kein Fauxpaxerl begehe, (GR Heinz Hufnagl: Sehr wichtig!) weil da könnte dann was passieren. 

Renate, ich möchte mich bei dir bedanken, bei allen Stadträten. Der kleinste Stadtrat gefällt mir natürlich nach der Größe am Besten. Und ich hoffe, dass ich bald auf eine Heirat gehen kann, weil jetzt habe ich ja Zeit. Ich sage nicht, wen ich meine. Aber gut, keine Regung. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das muss ich ehrlich sagen, ich bin etwas enttäuscht. Ich habe mir gedacht, ich mache halt jetzt da so gleich, dann kann man gleich öffentlich irgendwas tun. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Und jetzt wisst ihr, was ich will, nämlich das Rathaus zum Heiraten, Hochzeiten. Ihr zwei, meine zwei, der wieder zurückgekehrte Godwin Schuster, der mich böswillig verlassen hat, weil ich den Hansi Hatzl neben mich gekriegt habe, den ich liebe, weil den habe ich auch können abtatschen. Ach so, das darf man ja auch nicht mehr. Aber der Stürzi hat mir gesagt, das Gesetz ist noch nicht in Kraft. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das Gesetz ist noch nicht in Kraft mit dem Abtatscherln, sage ich halt so, das klingt ein bisschen netter als wie grabschen, finde ich. Aber darum habe ich auch dürfen meinen lieben Harry Kopietz und den Godwin zuerst küssen. 

Und heute hat sich sogar mein Vorsitzender übernommen da oben, weil er gesagt hat, ich habe heute alle Freiheiten. Und die nütz ich weidlich aus, lieber Rudi, weißt eh, ich bin ja an und für sich gewohnt von zu Hause, dass man aufhört zum Reden, aber die lachen alle so und die sind richtig, die freuen sich, dass ich hier rede. Ich auch. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich möchte mich bei allen bedanken, wie gesagt. Und erlauben Sie mir, weil heute meine Tochter und mein Enkelkind da ist, leider meine Mutter nicht mehr, die Ruth, mein Kindi, war da bei der Angelobung und ist heute am letzten Gemeinderatstag da, mein Kindi-Kindi, die Sarah, war ja schon öfters da. Und eines weiß ich, meine Ruth wird auf Grund meiner Erfahrungen – ach, was haben wir oft schlechte Zeiten durchgemacht - nicht so in die Politik gehen, obwohl sie politisch mitarbeitet, aber eines kann ich euch sagen, fürchtet euch vor der Sarah, wenn sie kommt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Weil eine Generation wird immer übersprungen und alle, die unsere Sarah kennen, wissen, das weiß jede Großmutter, gell irgendwie das Enkerl passt mehr zu dir. Ich meine, meine Tochter passt auch zu mir und sie weiß, dass ich sie liebe. Aber die keppelt auch. Und sie war eigentlich auch der Grund, dass ich gesagt habe, ja, ich trete zurück, dass ich nicht als Halbblinder durch die Gegend renne, dass ich nicht vielleicht auf einmal einen Fuß weghabe. Das habe ich gemacht und ich hoffe, Kindi, einmal schimpfts du nicht mit deinem Mütterlein, sondern sagst, ich habe dir einmal zugehorcht. Bei uns in der Familie haben Kinder Rechte immer gehabt, so wie es von den Kinderfreunden immer gesagt wurde. Und jetzt habe ich auf die Rechte, die mein Kind und mein Enkerl hat, auch gehört und trete zurück. 

Ich weiß, ihr werdet mir abgehen, eine Zeit lang zumindestens. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Ich weiß, es hat Licht- und Schattenseiten gegeben. Ich darf zu meiner Fraktion sagen, ich bin so froh, dass wir so viele, auch junge Menschen jetzt bei uns haben und das sind - weil es halt alles ein bisschen meine Kinder sind und ich wollte ja immer viele Kinder haben - meine Lichtseiten, meine Sonnenseiten. Denn ich glaube, dass diese Generation, wir haben auch etwas ganz anders halt beigetragen, aber ich glaube, dass diese Generation, die jetzt kommt, auch sehr genau weiß was sie will und vergesst’s nie, net der Fischereiverband, sondern die Sozialdemokratie hat euch hierher gesendet. 

Herzlichen Dank an alle - und jetzt sage ich es heute auch noch - und Freundschaft. (Sehr lange anhaltender Beifall von allen Parteien, die GRe der SPÖ und der GRÜNEN stehen dazu auf, die Rednerin bekommt einen großen Blumenstrauß überreicht.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Liebe Pepperl! 

Bevor ich auch noch als Vorsitzender etwas sage, muss ich jetzt noch 10 Sekunden auf Formalismus machen. Ich erkläre die Debatte für geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wer für die Postnummer 13 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke, das Geschäftsstück ist mehrstimmig ohne die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Es liegt noch ein Beschluss- und Resolutionsantrag von den GRinnen Jerusalem und Klicka vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die ÖVP so angenommen. 

Somit ist das Geschäftsstück Postnummer 13 erledigt und wir haben somit auch unsere öffentliche Sitzung beendet. 

Nun, liebe Pepperl darf ich als Vorsitzender noch ein paar Worte sagen. 

Ich möchte mit einem Ausspruch von dir beginnen, den wir viele Jahre gehört haben, nicht immer, aber doch oft. Du hast dich bezeichnet als Gruftspion des Hauses, das hast du vergessen. Aber ich danke dir, dass du das vergessen hast, weil somit habe ich den Einstieg. Ich habe immer darauf geachtet, sagst du es jetzt selber oder sagst du es nicht. Ich möchte dir danken, weil ich glaube, es gibt eine Lebensmaxime von dir oder zwei Lebensmaximen von dir, die eine lautet Miteinander in dieser Stadt und dadurch auch verbunden ein klares Bekenntnis zur Integration in dieser Stadt. Und gerade dein Heimatbezirk, dein Wohnbezirk – weil du ja immer in der Brigittenau gelebt und gearbeitet hast - verbindet diese Worte, diese Ideen, die dahinterstehen. 

Und du hast es schon erwähnt, du hast in mehreren Gemeinderatsausschüssen für diese Stadt, für die Menschen in dieser Stadt gearbeitet. Begonnen hast du im Umweltausschuss, wie du das heute schon so lieb erwähnst hast, du warst dadurch auch im Sportbereich einige Zeit aktiv tätig. Wenn einige vielleicht auch meinen, du hättest nicht so ein sportliches Animo, aber sie haben sich geirrt. Du warst auch im Verkehrsbereich einige Zeit tätig, aber es gibt einen Ausschuss, der dir jahrelang Heimat, jahrelang Triebfeder, jahrelang Motor gewesen ist. 

Salopp formuliert ist das der Personalausschuss, der ja eine Vielfalt von Aufgaben hat, beginnend auch bei Frauen, beginnend bei Integration, beginnend bei Konsumentenschutz, all dies verbirgt sich ja hinter diesem Synonym Personalbereich, wie wir intern sagen. Du hast aber auch sehr aktiv mitgearbeitet im FIWI, Wiener Stadtwerke und dann FIWI. Du hast aber auch mitgearbeitet im Kuratorium des Integrationsfonds und du hast auch, vor allem immer der Integration folgend, natürlich auch eine Funktion in der Europakommission übernommen. 

Denn auch diese Europakommission ist ein Synonym für Integration, für Miteinander, für ein vereintes Wien, aber auch für ein vereintes Europa. Und in diesem Sinne recht, recht herzlichen Dank für die 18 Jahre, fast 18 Jahre. Und ich erlaube mir, dir abschließend zum Abschied, es ist ja nur ein funktioneller Abschied hier, aber vor der Türe bist du ja ständig und du hast es ja selbst gesagt, in vielen Funktionen bleibst du uns noch erhalten. Ich möchte dir nur noch eines wünschen, Gesundheit. Wissend, wie schwierig es manchem ist, gesund zu bleiben, aber ich wünsche dir wirklich alles, alles Gute gesundheitlich und ich hoffe, dass wir auch in vielen Jahren noch über gewisse Gags, über gewisse Aussprüche hier lachen werden. Und ich möchte auch dafür danken, dass du als Vorsitzende, als einer der Vorsitzenden des Gemeinderates auch dieses Haus ganz gut im Griff hattest. Und es sei mir gestattet, als kleines Abschiedspräsent - es ist normalerweise nicht üblich, dass Gemeinderäte, die ausscheiden, hier auch ein Präsent bekommen -, aber als kleines Abschiedspräsent war es dem Michi Ludwig möglich, aus seinem Privat-

fundus, wir haben es nicht gefunden aus dem Jahre 1945, weil das, was hier gebunden ist in diesem Buch, hat es 1945 noch nicht gegeben, aber wir haben etwas gefunden, und Michi Ludwig war so lieb und so nett, etwas aus seinem privaten Fundus hier zur Verfügung zu stellen, etwas aus dem Jahr 1949. Es ist die Jahresausgabe einer Zeitschrift, die du viele Jahre selbst ausgetragen hast, für die du viele Jahre selbst gelaufen bist. Es ist “Die Frau“. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich danke. Ich darf somit die öffentliche Sitzung für beendet erklären und ich weiß, das ist jetzt irrsinnig unhöflich, aber ich darf die Damen und Herren auf der Galerie, die Familie der Pepi Tomsik, Herrn Prim Fellinger, und und und bitten, so leid es mir tut. 

Ich muss ein bisschen auf den Formalismus achten. 

Darf ich auch die Kamera bitten, wenn Sie so lieb sind, wir sind jetzt bei der Nichtöffentlichen Sitzung. Wenn Sie so lieb sind. 

(Schluss um 15.57 Uhr.) 

